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Vorbemerkung. 



In der vorliegenden Abhandlung war es der Zweck 
des Verfassers, zunächst die geschichtlichen Beziehungen 
des foenus nauticum und der Bodmerei, deren innerer Gegen- 
satz in der Wissenschaft längst anerkannt ist, an der Hand 
der Quellen klarzulegen. Eine Darstellung des foenus 
nauticum erschien um so gebotener, als die neuen Resultate 
Huschke's, Goldschmtdfs und Endemann's die Ergebnisse 
der früheren Wissenschaft, wie wir sie bei Glück finden, 
modifiziren mussten. Die pedantische Darstellung des 
Letzteren erschien auch als Basis ungeeignet, die weitere 
Entwicklung auf sie aufzubauen. Dem griechischen Recht 
und überhaupt der historischen Seite musste grössere Auf- 
merksamkeit zugewendet werden, als selbst in neueren 
Arbeiten geschehen. Die Rhodischen Seegesetze sind mit 
in die Darstellung des foenus nauticum hineingezogen, 
nicht nur, weil die frühere Darstellung durchgehends 
diese Gesetze hier allegirt hat, sondern auch weil sie» 
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obwohl einer viel späteren Zeit angehörig, den Charakter 
der römischen Entwicklung an sich tragen , wie keine 
andere spätere Quelle. Die ältere das foenus nauticum 
betreffende Literatur vor Glück hat dem Verfasser nicht 
zu Gebote gestanden. ' Das Gleiche gilt von der älteren 
Literatur über die Bodmerei. Wesentliche Modificationen 
dürfte eine Vervollständigung der Arbeit in dieser Rich- 
tung nicht herbeiführen. Die allgemeine geschichtliche 
Entwicklung hat der Verfasser soweit geführt , als sie 
eine gemeinsame und gleichartige genannt werden darf, 
um sich dann der besonderen deutschen Bodmerei zu- 
zuwenden. Im Anhange ist das cap. 5. lib. 3. des Statut 
von Marseille, dessen Verwerthung besonders wichtig er- 
schien, nach dem Abdrucke von Pardessus wiedergegeben. 



I. Theil. 



Das foenus nauticum. 

§ I. 
Geschichtliche Anfänge« 

Die Geschichte des Seedarlehns führt uns zurück bis 
in das indische Alterthum. Der Manu enthält folgende 
Bestimmung ^) : 

„Lorsque des hommes parfaitement au fait des tra- 
versees maritimes et des voyages par terre , et sachant 
proportionner le b^n^fice k la distance des lieux et au 
temps, fixent un inter^t quelconque pour le transport de 
certaines objets, cette d^cision a force legale relativement 
ä Tinteröt dötermine/* 

Diese Gesetzesstelle spricht von der Festsetzung des 
Interesses durch Sachverständige. Ob dieses Interesse 
Zins ist für eine auf eine Seereise dargeliehene Summe, 
oder ob es sich um die Fracht handelt (pour le transport 
de certaines objets) ist zunächst nicht ganz deutlich zu 



1) Code de Manou. VIII. sloka 157, übersetzt von A. Loiseleur 
Deslongchamps (auch bei Pardessus coli. VI. p, 385 if. nach der englischen 
Uebersetzung von W, Jones^ 



erkennen. Die bei Pardessus mitgetheilte Erläuterung des 
alten Kommentators des Gesetzbuches des Manou macht 
es jedoch sehr wahrscheinlich, dass es sich um ein See- 
darlehn handelt ; dieselbe lautet : 

Quand des marchands ou autres, habiles dans les 
voyages de terre ou de mer, connoissant la somme, qu'il 
faut prendre pour un lieu ou pour un temps donn6, et 
disant: „II est juste de prendre tant, si Ton porte des 
denrees en tel lieu et en teL temps" ; quand, dis-je, de 
tels marchands fixent un prix, cette fixation est une au- 
toritö dans l'affaire, pour l'obtention du prix. 

Dass das Gesetzbuch und der Kommentator vom 
Seedarlehn reden, ist wohl nicht zu bezweifeln. Freilich 
ist der Anhalt, den wir in dieser Bestimmung des Gesetz- 
buches • haben , ein sehr geringer^). Soviel spricht die 
sloka 157 aber aus, dass die Stipulation einer höheren 
Vergütung beim Seedarlehn erlaubt ist. In der sloka 157 
wird vorausgesetzt, dass es an einer Festsetzung der 
Parteien fehlt und die Festsetzung durch einen unpar- 
teiischen Sachverständigen erfolgt. Diese Festsetzung, 
die Zeit und Bestimmungsort der Reise, besonders aber 
den Umstand, dass der Darleiher die Gefahr übernimmt, 
berücksichtigt, soll gesetzliche Geltung haben, d. h. sie 
soll ebenso gültig sein, wie eine Zinsfestsetzung der Par- 
teien innerhalb der ihnen gesetzten Grenzen. Von diesen 
gesetzlichen Grenzen des Zinsennehmens spricht das Ge- 
setzbuch des Manou ebenfalls 2): es spricht sich in der 
Normirung derselben der Gedanke aus, dass ein höherer 
Credit auch ein höheres A.equivalent erheischt. So darf 
der Darleiher gegen Pfand nicht so hohe Zinsen fordern, 
als derjenige, der, ohne ein Pfand zu erhalten , ein Dar- 



*) Vgl. Pardessus coU. VI. p. 374, 386, note 2. 
•) VIII, 140—143- 
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lehn gibt. Dieser Ghrundsatz ist auch ausgesprochen im 
zweiten Buche der Jäjnavalkya ^) : 

„der achtzigste teil soll als Zinsen bezahlt werden 
für jeden monat, wenn ein pfand gegeben ist : sonst nach 
der reihe der kästen zwei, drei, vier und fünf vom hundert." 

Es folgt dann 2) eine Zinsbestimmung für den beson- 
deren Fall des Darlehens auf eine gefahrvolle Landreise 
oder auf eine Seefahrt: 

„leute, welche in wälder gehen, sollen zehn und See- 
fahrer zwanzig vom hundert bezahlen, oder alle an leute 
aller klassen die von ihnen festgesetzten Zinsen." 

Von einer Uebemahme der Gefahr seitens des Gläu- 
bigers ist hier freilich nicht die Rede, im Zusammenhange 
aber mit dem Commentai: des Gesetzbuches des Manou 
wird dieselbe auch hier anzunehmen sein. Was beide 
Gesetzbücher verschweigen, sind die gesetzlichen Folgen, 
die Rechtswirkungen des Vertrages. 

Die vom Manu und der Jäjnavalkya hervorgehobenen 
characteristischen Momente berechtigen zu der Annahme, 
dass die Heimath des Contractes in Asien liegt. Unter- 
stützt wird diese Annahme durch die Thatsache, dass der 
allgemeine Gang der Geschichte sich von Asien nach 
Europa bewegt hat, dass die asiatischen Völker die Höhe 
ihrer Kulturentwicklung früher erreichten, als die euro- 
päischen. Bei den sehr spärlich fiiessenden Quellen lassen 
sich bestimmte Schlüsse nicht ziehen, wir müssen uns 
mit der Hypothese begnügen. Einen festeren Boden be- 
treten wir mit dem griechischen Recht. Freilich sind 
wir, was die Genesis des Vertrages betrifft, in der näm- 
lichen Verlegenheit; für das ältere griechische Recht be- 
sitzen wir keine Quellen , um so reichlicher fiiessen sie 



^) In der deutschen Uebersetzung von Steniler. II. 37. 38. 



in der Zeit der höchsten Entwicklung des atheniensischen 
Seehandels, der die Höhe des griechischen Handels über- 
haupt bezeichnet. Gesetzliche Aufzeichnungen liegen frei- 
lich nicht vor, wohl aber reichliches practisches Material 
in den Reden des Demostkenes , auch bei Lystas und in 
den Schriften Xenophon's. In der griechischen Entwick- 
lung erkennen wir die Basis der römischen. Schon sehr 
früh ist hier jedenfalls für die Römer in der Berührung 
mit den Griechen, man denke an die Colonisation der- 
selben in Unteritalien und Sicilien, die Veranlassung ge- 
geben worden zur Aufnahme des foenus nauticum, die 
sich im Wege der gewohnheitsmässigen Uebung vollzog. 
Die classische Jurisprudenz stand jedenfalls vor der voll- 
endeten Thatsache. Diese Reception fallt für das römische 
Recht um so mehr ins Gewicht, als das foenus nauticum 
dem römischen Rechte heterogene Grundsätze zuführte, 
während es im griechischen Recht im Wesen keine Aus- 
nahmestellung beanspruchte . Von dem griechischen Rechte, 
seiner Quelle, aus ist das foenus nauticum unter dem Drucke 
der Forderungen des Handelsverkehrs in das römische 
und byzantinische Recht geflossen und hat im Laufe seiner 
Geschichte seinen Character bewahrt ^), Die Entwicklung 
des Vertrages, das haben wir anzuerkennen, liegt vor 
seiner Reception in das römische Recht. Für die römischen 
Juristen handelte es sich nur darum , die Eigenart des 
fremden Institutes dem römischen Rechtssystem anzu- 
passen , die fremden Rechtsgrundsätze mit denen des 
römischen Rechtes in harmonische Verbindung zu setzen. 



^) Vgl. Böckh, Staatshaushalt der Athener (I. Auflage) Bd. I. 
p. 145 ff. Pardessus, coli. I. p. 42—47. 70. Busch y Darstellung der 
Handlung I. p. 374 f. Goldschmidt , Untersuchungen zur L. 122. § i. D. 
(de V. O.) 45. I. p. 6 f. p. 61. note 107. 109. p. 63. Gneist , formelle 
Verträge p. 505 ff, Efideniann in der Zeitschrift für Handelsrecht {Gold- 
schmidt) Bd. 9. p. 288 f. Kleiiischmiäty das foenus nauticum (i 878) p. 5 ff. 



§ 2. 

Die griechisch-römische Entwicklung. 

a. Das foenus nauticum als Darlehn, 

Der Schwerpunkt dieser Reception griechischer 
Rechtsanschauung in das römische Recht liegt auf dem 
Gebiet des Credites. Einer entwickelteren Geldwirthschaft 
zu dienen, war das mutuum nicht geeignet. Zwei Sätze 
w^aren es, die seine Wirksamkeit auf die Befriedigung 
lokaler Bedürfnisse beschränkten, die strenge formelle 
Zinsstipulation und der Damm, der der freien Vergütung 
des Credites durch die römischen Zinsgesetze entgegen- 
gestellt war. Das Creditbedürfniss des gewöhnlichen 
Mannes und das des Kaufmannes haben eine völlig ver- 
schiedene wirthschaftliche Qualität. Der gewöhnliche 
Mann zieht nicht zum Zweck der Spekulation fremdes 
Geld an sich, er will nur einem Bedürfniss genügen. 
Der Kapitalist steht freilich beiden gegenüber ganz gleich 
da, es handelt sich für ihn in beiden Fällen um die 
Creditwürdigkeit seines Schuldners ^) , er wird stets fol- 
gende Punkte im Auge haben, die beim kaufmännischen 
Darlehn nur viel mehr in's Gewicht fallen als beim 
einfachen. 

1 . Er überträgt das Kapital dem Schuldner zu Eigen- 
thum, in der Hoffnung, dieser werde ihm gleichen Kapitals- 
werth nebst Ersatz der entgangenen Selbstnutzung wieder- 
erstatten (Risiko in der Person des Schuldners). 

2. Diese Rückerstattung hängt ab von den Zwecken, 
zu denen das hingegebene Kapital verwandt wird (Risiko 
in der Unsicherheit des Verkehrs, des Geschäftszweiges). 



*) Vgl. Regelsher ger ^ Das Bayerische Hypothekenrecht. § i. L. i. 
L. 2, § 3. D. (de reb. cred.) 12, i. 
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3. Diese Rückerstattung hängt femer ab von der 
Möglichkeit einer erfolgreichen gerichtlichen Prozedur 
gegen den Schuldner (Risiko in der Unsicherheit des 
Rechtsschutzes). 

4. Der Kapitalist wird auch erwägen, ob er sein 
Kapital in gewinnreicher Weise anlegt (Risiko in der 
Gewinnchance) ^). 

Der Schuldner steht diesen Erwägungen anders 
gegenüber, er hat zunächst ein Interesse, das Risiko in 
seiner Person, soweit vorhanden, zu verheimlichen, das 
Risiko des Geschäftszweiges kann ihn zwar des in sein 
Eigenthum übergegangenen Kapitals berauben, aber er 
verliert im Grunde das Kapital des Gläubigers, wenn er 
seiner persönlichen Verpflichtung sich entzieht, oder un- 
fähig wird, sie zu erfüllen, er schätzt dieses Risiko nur 
im . Verhältniss zu seinem persönlichen Gewinn. Das 
Risiko, welches der Gläubiger in der Unsicherheit der 
Rechtspflege läuft, ist ihm eher günstig. Den Schuldner, 
wenn er Kaufmann ist, bewegt daher die Gewinnchance 
in erster Linie, sie bestimmt ihn, dem Kapitalisten ein 
Aequivalent für die Kapitalsnutzung zu bieten. Aus der 
beiderseitigen Einigung resultirt der Preis. Die Kapitals- 
nutzung ist daher Waare, ihr Preis ist der Zins. Wollte 
der römische Kaufmann über See Handelsgeschäfte 
machen, so bot sich ihm, falls er fremde Geldmittel nöthig 
hatte, der Weg des zinsbaren Darlehns, des mutuum. 
Hätte der Darleiher, wie es jedenfalls auch geschah^),, 
unter dieser Form dargeliehen, so fällt in die Augen ^ 



"Vergl. Röscher f Grundsätze der Nationalökonomie (13. Auflage) 
p. 410, note 5. 

*) § 2. Inst, (quibus modis re) 3, 15. L. i. L. 2. C. (de nautico 
foenore) 4, 33. BasiL IIb. 53. tit. 5. cap. 18. Glück ^ Erläuterungen zu 
<len Pandekten Bd. 21. p. 168. 
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dass er es nicht konnte, ohne durch diese Creditbewilli- 
gung ein bedeutend grösseres Risiko zu laufen, als der- 
jenige, der zu lokalen Zwecken darlieh. Dieses Risiko 
sich vergüten zu lassen, stand ihm über das gesetzliche 
Zinsmass nicht zu. Während beide Geschäfte ihrem 
Wesen nach Darlehn waren, trennte beide der in der 
Quantität des Risiko's gelegene wirthschaftliche Unter- 
schied. Beim mutuum mochten sich ferner die Parteien 
den strengen Formen der Zinsverabredung fugen, der 
Handelsverkehr erheischte freiere Formen. Auf dem 
Wege des mutuum hätte namentlich aus dem Grunde 
des erhöhten Risiko's, welches durch kein Aequivalent 
ausgeglichen werden konnte, der römische Kaufmann 
ein Darlehn nicht leicht erhalten. Es kam daher nur 
darauf an, dieses Aequivalent zu finden, die Grundnatur 
des Darlehns brauchte man nicht anzugreifen. Wie man 
dieses Aequivalent im römischen Recht fand, wird weiter 
imten gezeigt werden. Hier ist für das römische Recht 
der Satz aufzustellen, dass das foenus nauticum seiner 
Grundnatur nach reines Darlehn ist, d. h. ein Vertrag, 
geschlossen durch die Hingabe einer Quantität vertret- 
barer Sachen zu Eigenthum, unter Verpflichtung des 
Schuldners zur Rückgabe einer gleichen Quantität (tan- 
tundem) gleicher Sachen^). 

Als Grundlage der folgenden genetischen Entwick- 
lung mag es gestattet sein, dieses Darlehn vom dog- 
matischen Standpunkt kurz zu skizziren. In einer schul- 
gemässen Definition haben die Römer den Begriff des 
foenus nauticum nicht ausgesprochen. Wenn die L. i. 



*) Vgl. Windsekeid, Bd. II. § 370. Koch, Lehrbuch des gem. Pr. . 
Privatrechts § 446. Gemeinfassl. DarsteUung des allgemeiDen Europ. See- 
rechts etc. p 56. V. Kaltenborn, Seerecht § 188. Pohls , Handelsrecht 
III, § 472. Dagegen neuerdings Kleinschmidt: das foenus nauticum p. 38 flf. 



D. (de naut. foen.) 22, 2 sagt: Trajecticia pecunia ea est, 
quae trans mare vehitur, so ist dieses nichts, als eine 
Worterklärung des „trajecticia'*, den juristischen Character 
trifft das in keiner Weise ^). Der Sprachgebrauch^) der 
römischen und griechischen Quellen lässt keinen Zweifel 
darüber, dass diese Quellen das foenus nauticum als Dar- 
lehn auffassen, und zwar, wie die häufige Hervorhebung 
der Zinsen^), erkennen lässt, als eine besondere Form 
des zinsbaren Darlehns. 

Gegenstand des Seedarlehns ist Alles, was Gegen- 
stand des regulären Darlehns sein kann. Wenn die 
Quellen ^) die operae servi erwähnen, so darf man hierin 
einen eigenthümlichen Gegenstand der pecunia trajecticia 
sehen , eine eigene Art der Kapitalsübertragung , die 
zweifellos ihre historische Anknüpfung findet in dem Han- 
delsbrauch, Sklaven als Controleure auf dem Schiffe mit- 
zusenden. Die Rhodischen Seegesetze sagen : 6 di XQ^^^^S 
Tcc XQrjf^iaxay inLnef-inho) avd^Qwnov , 6g av i7ti%Qrjvvvxai^), 
Die operae servi gehörten mit zum Kapital der pecunia 
trajecticia, wenn auch die Veranlassung zum Mitsenden 
des servus wohl den nächsten Grund in der Controle 
hatte. Deshalb entscheiden die Quellen die Frage des 
Verzuges in Betreff der operae servi und rechnen die 
hier zu leistende Vergütung unter die Verzugszinsen. In 



*) Vgl. jedoch Unterholzner y Schuldverhältnisse I. §151. gegen ihn 
L. 2. C. ht Vgl. Goldschmidt a. a. O. p. 61, note IIO. 

') Vgl. Glück a. a. O. p. 152. Goldschmidt a. a. O. p. 53, note 90. 
p. 153 f. Boeckhy Staatshaushalt I. p. 145 f. 

') Den Vertrag selbst bezeichnen die Römer als foenus nauticum 
(neben anderen Bezeichnungen: pecunia trajecticia, nautica). 

♦) L. 23. D. (de O. et A.) 44, 7. L. 4 § i. D. ht. 

») Rhod. compil. I., cap. 18 {Pardessus, coli. I. p. 236 f.) Pardessus, 
coli. I. p. 120, note 2. Glück a. a. O. p. 188. p. 197 ff. Goldschmidt a. a. O. 
p. 6, note 14. Ihering y Geist d. r. Rechts II. p. 187. 
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diesem Falle wird eben stets eine aestimatio dieser operae 
in Geld bei Abschluss des Vertrages stattgefunden haben 
und die Rückzahlung im Wege der Stipulation auf ein 
bestimmtes Kapital gestellt sein. 

Da das foenus nauticum reines Darlehn ist, so gelten 
bei seiner Begründung die nämlichen Grundsätze , wie 
beim regulären Darlehn ^). Die Stipulation hat hier eine 
grosse Rolle gespielt^), weil jedenfalls dem Handelsver- 
kehr damit gedient war, die Forderung möglichst frei zu 
machen von der unterliegenden causa ^). 

Eine wohl zu beachtende Beziehung zwischen grie- 
chischer und römischer Entwicklung ergibt sich , wenn 
wir bedenken, dass im griechischen Recht zu Be- 
weiszwecken die Seedarlehnsurkunde GDyyQaqirj^ avv^rjy.j] *) 
verwendet wurde und vor dem Handelsgericht nur aus 
der ovyyQaq)rj geklagt werden konnte^). Auch in dieser 
Richtung kann die Stipulation in der über sie ausgefer- 
tigten Urkunde, Stipulationsschein , cautio, scriptura von 
Bedeutung sein. Unsere Quellen enthalten einen sicheren 



') Vgl. Heimbach a. a. O. p. 131 ff. (Abh. IV). p. 146 ff. Abh. VII. 
p. 146 ff. Windscheid y Pandekten II. § 370, note 3, note 10. 

') Savignyy Syst. VI. p. 131 , note m ist in Versuchung, zu ver- 
muthen, die Stipulation sei beim foenus nauticum stets zu der obligatorischen 
Numeration hinzugetreten, vgl. i. A. HeimhcLch a. a. O. p. 401 ff. L. 122, 
§ I. (de V. O.) 45, I. Goldschmidt a. a. O. p. 5 f. v. Savigny, Oblig. 
R. II. p. 203. 

») Heimbach a. a. O. p. 402 ff. 

*) Demosthenes: in Apat. p. 89 1. 896, in Lacrit. p, 923 f. 925. 926. 
927, in Dionysiodor 1282. 1285. 

*) Rhod. compil p. II. c. 17. 18. {Pardess. I. p. 236). Demosth. in 
Zenoth. p. 882: Ot vgjjloi xeXeuovoi xot; 8ixac elvat toTc vavxXirjpoic xai xotc 
euiTopotc TÄv 'A^YjvaCe xat tö)v 'A^'vtj^sv au[jLßoXoi(i)V , xai iiept üjv av u>at 
c'JYYpa^ai av ht TIC Ttapa xauTa StxaCTjxai jayj eiaaY<i>yip.ov eivai ttjv Sixtjv. 
Vgl. Gneistx formelle Verträge p. 471 f. Demosth, in Apatur. p. 896. 899, 
in Phormion. 908. 9 16, in Lacrit. 927. 
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Nachweis dieser Verwendung in der L. 122. § i. D. (de 
V. O.) 45. I. Die hier erwähnte cautio enthielt wie die 
avyyQacprj der Griechen die einzelnen Vertragsbestimmungen. 
Darin liegt ihre Bedeutung als Beweisesurkunde ^). 

Schliesslich kann sich auch aus ursprünglich freien 
oder formalen Geschäften, zu denen auch das mutuum 
gehört, das Seedarlehn durch Hinzutreten eines Creditum- 
grundes entwickeln*). Das aus freien oder formalen Ge- 
schäften Geschuldete wird in eine Seedarlehnschuld ver- 
wandelt und geht nun als pecunia trajecticia über See. 
Diese Möglichkeit der Begründung hatte der Handels- 
gebrauch in einer bestimmten Richtung entwickelt. In 
der nov. 106 wird als alter Handelsgebrauch bezeugt, 
dass das alte Seedarlehn nach Vollendung der See- 
reise dem Schuldner auf eine neue Reise belassen 
oder unter neuen Bedingungen wiedergegeben wurde 
(jl jLisrexv ij irallccitead^ai). Auch in dem Falle des Belassens 
imter den alten Bedingungen war eine Umwandlung 
nöthig, da mit Aufhören der Seegefahr die bedingte 
Seedarlehnsschuld in eine einfache unbedingte Darlehns- 
schuld ipso jure übergegangen war*), wovon weiter imten 
näher die Rede sein wird. Dieses Belassen oder Wieder- 
begeben des Seedarlehns konnte aber überhaupt von den 
Parteien beliebt werden*). 



*) Goldschmidt y p. 13, note 25. p. 18, note 38. Gneist a. a. O. 
P- 239—241. 245. Huschke in der Zeitschrift für Civilrecht und Prozess 
(n. F.) B. 10, p. lo, note 24. L. 2. L. 4, § i. L. 6. 9. D. (ht.) L. 2. 3. 
C. ht. Demosthen, in Lacrit. p. 925. 926. 927. 

') Glücli a. a. O. B. XII, p. 7 — 10. Heimbach , Creditum bes. Abh. 
4. p. 146 fF. Abh. 12. V. Savigny, System Bd. V. p. 535. Oblig. p. 204. 
205. Goldschmidt a. a. O. p. 59 flf. Windscheid, Bd. II § 370 u. note 10. 

^) L. 4. pr. L. 6. D. ht. L. 19. C. (de usuris) 4, 32. nov. 106. 
*) Die weitere Entwicklung dieses Falles hat Goldschmidt in seinen 
Untersuchungen zur L. 122. § i. D. (de V. O.) 45 i gegeben. 
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Wer ein Seedarlehen geben und ein solches nehmen 
könne, bestimmt sich nach den allgemeinen Grundsätzen 
des Obligationenrechts. Treten Stellvertreter an die 
Stelle der eigentlichen Contrahenten, so kommt i. A. die 
Lehre von der Stellvertretung, vom Mandat zur Anwen- 
dung, insbesondere die actiones adjecticiae qualitatis ^) 
(institoria und exercitoria actio) ^). 

Gegen die Natur des foenus nauticum als Darlehn 
ist von Savigny^) geltend gemacht worden, dass die 
Darlehnsform eben nur Form, nicht Wesen des Contractes 
ausmache, das Charakteristische sei „das Geben einer 
Summe auf die Gefahr des Verlustes mit dem gegen- 
seitigen Versprechen einer höheren Summe für den Fall, 
wenn der Verlust nicht eintrat", das foenus nauticum sei 
ein Innominatcontract nach der Form do ut des, die 
Kllage dem entsprechend eine actio praescriptis verbis. 
Dagegen ist zu bemerken: 

1. Die irregulären Erscheinungen im Verhältniss zum 
mutuum erklären sich befriedigender aus der Nebenver- 
abredung der Gefahrübemahme. 

2. Sobald der Neben vertrag seine Wirkung verliert, 
geht das Seedarlehn wieder in ein reguläres Darlehn 



1) Windscheid, II. § 482 ff. 

*) Die Rhodischen Gesetze (p. II. cap. 18 bei Pardessus I p. 236 f.) 
enthalten die Bestimmung, dass der magister navis nur befugt sein 
solle zur Aufnahme eines Seedarlehns, wenn er mindestens den dritten 
Theil der Schiffsladung im Eigenthum hat, und sein Seedarlehn solle nur 
gelten, cum scripturas confecerint. Der Gläubiger hat das Recht, einen 
Sklaven auf das Schiff zu setzen, qui pecuniae invigilet. 

*) System Bd. VI. p. 131, note m. Vgl. Glück a. a. O. p. 167. Gold- 
schmidt a. a. O. p. 61. Im Wesentlichen identisch mit diesem Streitpunkt 
ist der über die Natur der KJage. Man vgl. Kleinschmidt ^ das foenus 
nauticum p. 45 ff. 
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Über, was ohne Zuthun der Parteien, wie es doch ge- 
schieht, nicht möglich wäre, wenn nicht alle Bedingungen 
des mutuum bereits vorher vorhanden gewesen wären. 

§ 3. 
b) Die Uebernahme der Gefahr. 

Der Gläubiger aus dem Seedarlehn läuft die Gefahr 
eines gewohnlichen Darleihers, nur in erhöhtem Masse *). 
Während nun aber beim Landdarlehn mit dem Ueber- 
gange des Eigenthums auch die Gefahr des Dargeliehenen 
auf den Schuldner übergeht , übernimmt beim Seedar- 
lehen trotz des Eigenthumsüberganges an den Schuldner 
der Gläubiger die Gefahr, nämlich eine besondere Gefahr 
in Rücksicht auf das Dargeliehene : also , um mit Ende- 
mann zu reden, „ein Beispiel von vertragsmässiger, bezw. 
durch die eigenthümliche Natur des Vertrages veranlasster 
Aenderung der Haft für den Zufall, wie sie nicht leicht 
grösser sein kann**'*). Das trifft denn i. A. das Wesen 
der Gefahrübernahme beim foenus nauticum in seinen 
beiden Hauptpunkten : die Gefahrübernahme beim foenus 
nauticum ist bedingt durch die eigenthümliche wirth- 
schaftliche Natur des Vertrages und sie ist bedingt durch 
den Vertrag der Parteien. 

Hätte der Kaufmann zum Zweck seiner überseeischen 
Handelsoperationen unter der Form des Landdarlehns 
Geld gesucht, so hätte ihm kein Kapitalist dargeliehen, 
weil der gewöhnliche Zins das Risiko der Rückzahlung 
nicht aufgewogen hätte. Der Unternehmer musste daher 
den Kapitalisten an dem Unternehmen selbst betheiligen. 



^) Ueber die Bedeutung des periculum vgl. Heimbach a a. O. p. 455 
bis 458. 

*) Vgl. Endemann a. a. O. p. 290. Kleinschmidt ^ das foenus nau- 
ticum p. 23 ff". 
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wobei ihm eines Theils die Grösse des damaligen Ge- 
winnes durch den Seehandel ^), andern Theils aber das 
Bestreben des Kapitalisten, sein Kapital möglichst nutz- 
bringend anzulegen, zu Hülfe kam. Er versprach ihm 
also höheren Zins, der eine bedeutende Quote des zu 
machenden Gewinnes repräsentirte ^). Nun wäre es im 
Falle des glücklichen Ausganges des Unternehmens gleich- 
giltig gewesen, ob Gläubiger oder Schuldner die See- 
gefahr trug. Im Falle des Totalverlustes aber hätte der 
Schuldner nicht nur den Untergang des Darlehns getragen, 
welches er ja zurückzuzahlen hatte, sondern er hätte auch 
in dem Apparat seines Unternehmens sein eigenes Ver- 
mögen verloren und zu dem die versprochenen höheren 
Zinsen zahlen müssen, ein Resultat, welches unbillig er- 
scheint. Aus der Ausgleichung der beiderseitigen In- 
teressen des Kapitalisten und des Unternehmers ging da- 
her die dem foenus nauticum eigenthümliche Uebernahme 
der Gefahr durch den ersteren hervor. So nimmt das 
foenus nauticum auf wirthschaftlichem Gebiet einen ex- 
ceptionellen Standpunkt ein, wie auf dem rechtlichen. 
Diese Ausnahmestellung kann daher naturgemäss nur 
durch Vertrag begründet werden. Das sprechen die 
Quellen ausdrücklich aus: 

Nihil interest, trajecticia pecunia sine periculo credi- 
toris accepta sit, an post diem praestitutum et 
conditionem impletam, periculum creditoris esse desierit: 



») Vgl. Busch, Darstellung der Handlung Thl. I. p. 374 f. 

'*) Das foenus nauticum nähert sich unter diesem Gesichtspunkt einem 
Societätsvertrage (societas quaestus), ohne dass natürlich aus dieser rein 
thatsächlichen Analogie Consequenzen gezogen werden könnten. Auf 
diese Analogie kommen wir später zurück bei der Besprechung der roma- 
nischen Quellen des Mittelalters, woselbst sich auch zeigen wird, dass 
Dienstmiethe und Mandat zum Seedarlehn wenn auch nur äussere Bezieh- 
ungen haben. 
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utrobique igitur majus legitima usura foenus non debe- 
bitur (L. 4. pr. D. de nautico foenore). 

Cum dicas, te pecuniam ea lege dedisse, ut in 
Sacra urbe tibi restitueretur, nee incertumperic ulu m, 
quod ex navigatione maris metui solet, ad te 
pertinuisse profitearis, non est dubium, pecimiae 
creditae ultra licitum (modum) te usuras exigere non 
posse (L. 2. C. de nautic. foen.)^) 

Denselben Sinn werden wir auch der Lex Rhodia^) 
unterlegen müssen, die nur ein scheinbares Verbot des 
foenus nauticum enthält. 

Gegenstand und Umfang der Gefahr bestimmen sich 
im Wesentlichen nach dem Vertrage selbst, die Gefahr 
muss nothwendig eine andere sein, je nach der Natur 
der pecunia trajecticia. Nirgends tritt die geschichtliche 
Entwicklung des Vertrages schärfer hervor, als bei der 
Gestaltung der Gefahrübemahme, nirgends ist klarer zu 
erkennen, wie sich das Institut aus anfänglich roher zu 
einer verfeinerten Auffassung vollendet hat. Man vermag 
vier Stadien dieser Entwicklung unschwer zu erkennen. 

L Erstes Stadium. 

Wenn man, wie in der L. i. C. ht. geschieht, die 
Gefahr ihrem Inhalte nach dahin bestimmt hat, dass der 
Gläubiger nicht die Gefahr des Schiffsunterganges, sondern 
die Gefahr des dargeliehenen Kapitales im Sinne der 
einzelnen nummi, des eingeladenen Getreides beim Frucht- 
darlehn, trage, so ist eine solche Begrenzung nur richtig, 
wenn man den Grundfall des foenus nauticum, den 
ältesten jedenfalls in der Uebung, annimmt, in dem die 



^) Vgl. Glück a. a. O. p. 169 f. Heinibach a. a. O. p. 461. Pohls 
Handelsrecht III. § 472. 

^) Cap. 17. ser. I. {Pardessus, coli. I, p. 236 f.) Vgl Glück a. a. O- 
p. 168 f. Boeckh, Staatshaushalt I. p. 146. 
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pecunia numerata als pecunia trajecticia sich im Schiffe 
als sinnlich wahrnehmbarer Gegenstand befand, so dass 
man von einer besonderen Gefahr der pecunia trajecticia 
und des Schiffes mit seiner Ladung und Zubehör reden 
konnte^). Hier hatte der Gläubiger vom natürlichen 
Standpunkte aus auch keine andere Gefahr zu tragen, 
als eben die besondere Gefahr der pecunia trajecticia. 
Ging daher das Schiff unter, die trajecticia pecunia wurde 
aber gerettet und gelangte an den Bestimmungsort, so 
war in diesem ursprünglichen Falle des Seedarlehns das 
Forderungsrecht des Gläubigers aus dem Darlehnsgeschäft 
auf Kapital und höheren Zins von der bisher noch über 
ihm schwebenden Ungewissheit befreit, da diese beseitigt 
war. Nichts war natürlicher, als dass der Schuldner zu- 
nächst nur von der Gefahr der pecunia numerata selbst, 
die ihn als dominus betroffen hätte ^), befreit wurde. 

n. Zweites Stadium.' 

Man hat die L. 4. C ht. und die LL. 6. und 7. D. ht. 
auf den soeben dargestellten primären Fall bezögen und 
so erklärt, dass in diesen gesetzlichen Bestimmungen auf 
den gewöhnlichen Fall, in dem allerdings mit Untergang 
des Schiffes auch die pecunia trajecticia untergeht, also 
ein Totalverlust vorliegt, Entscheidung getroffen wird^). 
Jedenfalls konnte diese enge Begrenzung der Gefahr nicht 
befriedigen, sobald nicht die pecunia trajecticia selbst der 
Seegefahr ausgesetzt wurde, sondern die mit derselben 
angeschafften Waaren. \Hier entstand eben die Frage: 
dauert nach Conversion der pecunia numerata in merces 



^) Koch, Lehrbuch des gem. Pr. Privatr. § 446. Pohls Handelsrecht III, 
p. 815 f.: falls Schiff und Geld am Bestimmungsort anlangen (?). Par- 
dessus, coli. I. p. 43. 70. 175 f. Rhod. comp. II. cap 18. {Pardess, 
a. a. O. p. 237). 

'*) Heimbach a. a. O p. 459 f. 

») Vgl. Glück a. a. O. p. 170 f. 
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die Haftung des Gläubigers fort ? Diese Frage entscheide 
Modestinus in der L. i. D. ht. : 

Trajecticia ea pecunia est, quae trans mare vehitur: 
caeterum, si eodem loci consumatur, non erit trajecticia. 
Sed videndum, an merces ex ea pecunia comparatae in 
ea causa habeantur? Et interest, utrum etiam ipsae 
periculo creditoris navigent: tunc enim trajecticia pe- 
cunia fit. 

Die dem Sinn der Stelle völlig entsprechende Para- 
phrase der Basiliken (Lib. 53. tit. 5. de credit, navali. 
cap. i) lautet; 

Trajecticia pecunia ea est, quae trans mare vehitur, 
non ea quae eodem loco expeditur, et quae ex ea com- 
parata sunt, si creditoris periculo navigent. 

Man hat diese L. i. D. ht. dahin verstanden, dass 
auch Waaren als Darlehn beim foenus nauticum hin- 
gegeben werden konnten ^). Es liegt auf der Hand, dass 
Modestinus nicht von merces spricht, die zur Begründung 
des Darlehns an Stelle der numerata pecunia vielleicht 
im Sinne der L. 11 pr. D. (de rebus creditis) 12, i hin- 
gegeben waren. Er könnte doch dann nicht von merces 
ex (ea) pecunia comparatae sprechen. Der Entscheidung 
des Modestinus liegt vielmehr folgender Fall zu Grunde: 
Der Schiffer (Kaufmann etc.) hat einen Seedarlehnsvers^ 
trag abgeschlossen und baares Geld erhalten. Gleich- 
giltig , ob . schon im Abgangshafen oder auf späteren 
Stationen der Seereise, setzt er, auf günstige Conjuncturen 
am Markte des Bestimmungshafens rechnend, dieses Geld 
in Waaren um, die er dann zur See weiter führt (merces 
ex ea pecunia, d. h. trajecticia, comparatae)^). In diesem 
Falle entsteht allerdings die Frage: vertreten die über 
See gehenden merces comparatae die pecunia trajecticia 



^) Vgl. Glüclz a. a. O. p. iSl.f. Endemann a. a. O. p. 288. 
'») Vgl. Pardessus, coli. 1. p. 43. 70 f. 175 f. 
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numerata , nicht bei der Begründung des Darlehns , (bei 
der datio), sondern bei der Fortdauer desselben (an merces 
ex ea pecunia comparatae in ea causa habeantur) ? Die 
Kasuistik ist hier nicht entscheidend, sie hätte leicht weiter 
gefuhrt werden können ^); denn die pecunia trajecticia konnte 
auch zur Ausbesserung des Schiffes, zur Bestreitung jeg- 
licher Anforderung der Seefahrt verwendet sein. Mode- 
Stintes blieb bei dem jedenfalls häufigsten Falle stehen, 
der Waarenanschaffung , und entscheidet denselben an 
dieser Stelle nur aus dem Grunde, weil beim regulären 
Darlehn die Vertretung der pecimia numerata durch die 
merces comparatae nicht interessirt, da beim gewohn- 
lichen Darlehn mit dem Eigenthum an der pecunia nu- 
merata die Gefahr auf den Schuldner übergeht, es daher 
selbstverständlich war, dass er auch die Gefahr der merces 
comparatae trug. Hier war die Gefahr der pecuÄia nu- 
merata auf Seite des creditor, während das Eigenthum 
auf Seite des debitor war. Es konnte daher sehr wohl 
die Frage .aufgeworfen werden , ob der creditor auch 
weiter die Gefahr für die merces comparatae trage, ob 
eine Vertretimg der pecunia numerata, nachdem sie in- 
dividuell untergegangen, durch die merces comparatae, 
die ihren Kapitalswerth repräsentiren. , anzunehmen sei. 
Es ist daher die Frage nach der Perpetuirunjg- der Ge- 
fahr, die Modestinus hier entscheidet. Er macht die Ent- 
scheidung davon abhängig, utrum etiam ipsae periculo 
creditoris navigent. Daraus folgt, dass nicht etwa schon 
ipso jure an die Stelle der pecunia trajecticia die merces 
comparatae treten sollen, so dass der Gläubiger auch 
für diese die Gefahr trug, sondern es muss, weil äussere 
Anhaltspunkte ja gänzlich fehlen, ausdrückliche Bestimm- 
ung oder stillschweigendes Einverständniss der Parteien 



i) Auf diese Kasuistik legt -Ä7tfi«JtÄ;w2Vf/, Das foenus nauticum p. lofF. 
alles Gewicht. 
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hierüber verfügen. War die Vertretung der pecunia 
numerata durch die merces comparatae bestimmt , so 
waren die merces in ea causa, qua trajecticia pecunia. 
Es ist nun allerdings unzweifelhaft, dass sehr bald diese Be- 
stimmung eine in den Seedarlehnsverträgen regelmässig 
wiederkehrende wurde, da anders wohl selten dem wirth- 
schaftlichen Interesse beider Parteien entsprochen wäre, 
ja dass sie als stillschweigend hinzugefügt angesehen 
werden konnte, es ist aber festzuhalten, dass wir in dieser 
Gestaltung der Gefahrübernahme ursprünglich stets die 
Wirkung des Vertragswillens der Parteien anzuerkennen 
haben. Es wird daher zu behaupten sein, dass auch, 
nachdem diese Gestaltung der Gefahrübernahme als still- 
schweigend von den Parteien gewollt betrachtet werden 
konnte, der Vertragswille der Parteien sie auszuschliessen 
verm(Ä:hte, so dass die Haftung des creditor auf die Ge- 
fahr des Unterganges der trajecticia pecunia selbst, d. h. 
der pecunia numerata beschränkt wurde ^). 

ni. Drittes Stadium. 

Immerhin war die merx comparata ein sinnlich wahr- 
nehmbarer Gegenstand, der im Verhältniss zum SchijSF 
und vielleicht auch zur sonstigen Ladung getrennt er- 
schien, so dass man von einer gesonderten Gefahr spre- 
chen konnte, die merces comparatae mochten dann eben 
die nummi der pecunia trajecticia vertreten, wie sie ihren 
Werth sichtbar repräsentirten. Die Verwendung der 
pecunia numerata zur Anschaffung von Waaren war aber 
nur, wie oben bemerkt, einer von vielen Fällen der Ver- 
wendung. Dieselbe konnte zur Ausbesserung des SchiflFes, 
zur Anschaffung des Proviantes und andrer Erfordernisse 
gedient haben. Für den Begriff des Darlehns war es 
freilich gleichgiltig , zu welchem Zwecke der Schuldner 



*) Vgl. Rhod. compil. pars III. cäp. 17. 
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die Darlehnssumme verwendete, war sie doch in 
seinem Eigenthum und trug er die Gefahr. Sobald 
aber die Gefahr beim Seedarlehn dem Creditor aufge- 
bürdet wurde , entstand überall die Frage nach der 
Perpetuirung der Gefahrübernahme. Hatte nun der 
Schuldner die Darlehnssumme zur Ausbesserung des 
Schiffes verwendet, so hing dieselbe verarbeitet und häufig 
nicht mehr sinnlich unterscheidbar ja oft äusserlich nicht 
mehr trennbar am Schiffe, war auch wirklich noch Trenn- 
ung möglich, so war die Verwendung stets in ein Ab- 
hängigkeitsverhältniss zum Schiffe getreten. War mit 
der dargeliehenen Summe das Schiffsvolk gedungen , so 
fehlte dieses sinnliche Moment für die Unterscheidung 
ganz und gar, die pecunia numerata war aufgegangen in 
der gemietheten Arbeit des Schiffsvolkes. Von einer ge- 
sonderten Gefahr war nun nicht mehr zu sprechen. An 
eine Vertretung dieses ideellen Werthes für die nummi, 
die einzelnen Geldstücke, konnte man nidht denken. 
Dieser ideelle Werth der pecunia trajecticia war aber, 
wollte man ihn mit einer sinnlich wahrnehmbaren Masse 
in Verbindung setzen, zum Besten des Schiffes verwendet. 
Die Gefahr der Verwendung verschmolz so mit der Ge- 
fahr, der Schiff und Ladung durch die Wechselfalle der 
Seefahrt ausgesetzt waren. Sieht man sich daraufhin die 
Quellen näher an, namentlich die L. 4. C. ht. und LL. 6. 
und 7. D. ht., so scheinen sie allerdings mehr, als von 
dem Grundfalle des foenus nauticum, von dem Falle der 
Verwendung der pecunia trajecticia zu Zwecken der 
Seereise zu handeln. Die L. 4. cit. sagt: 

Trajecticiae quidem pecuniae, quae periculo creditoris 
mutuo datur, casus, antequam ad destinatum locum na vis 
perveniat, ad debitorem non pertinet. 

Man kann die Haftung für den casus trajecticiae 
pecuniae und die Ankunft der navis nicht enger mit ein- 
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ander in Verbindung bringen, während doch beide im 
ursprünglichen Falle des foenus nauticum nur dann von 
einander abhangen, wenn ein Totalverlust vorliegt. Es 
ist hier eben die trajecticia pecunia in das Schiff ver- 
wendet, die Gefahr derselben ist identifizirt mit der des 
Schiffes. Noch deutlicher weist darauf hin die L. 6. D. 
ht. in den Worten: nave amissa oder perempta, — si 
salva navis intra statuta tempora pervenerit. Von dieser 
Bedingung wird die obligatio ipsius crediti abhängig» ge- 
macht. — Es lag nun unzweifelhaft im Interesse des 
Schuldners, um so mehr, als das foenus nauticum dem 
Handelsverkehr zu dienen bestimmt war, völlig unbe- 
schränkt über das dargeliehene Kapital verfugen zu 
können, es imverwendet im Schiffe mit sich zu führen 
oder in irgend einer Richtung zu verwenden. Man fragte 
daher gar nicht mehr danach, ob die pecunia trajecticia 
sich sinnlich wahrnehmbar im Schiffe befand oder nicht, 
man übertrüg die Gefahr, die anfanglich in den sinnlich 
wahrnehmbaren nummi oder merces comparatae ihr 
Object hatte, auf das Schiff in seiner Gesammtheit, weil 
die ideelle Werthmenge dem Wohl xmd Wehe desselben 
zu folgen schien. Die Gefahr, die der Gläubiger daher 
übernahm, war die allgemeine Seegefahr, die das Kapital, 
die wirthschaftliche Werthmenge der pecunia trajecticia 
im Schiff oder in der Ladung treffen konnte, imd insofern 
eben kann man mit Endemann sagen: 

„pecunia trajecticia war jede Beleihung des Schiffes, 
sobald der Darleiher das incertum periculum, quod ex 
navigatione maris metui solet, übernimmt" ^). 

Dass man jene sinnliche Anschauung ' aufgab, das 
zeigt sich auch an den ypn einer solchen völlig unab- 



*) a. a. O. p. 291. vgl. L. 4. C. ht. L. I. D ht. Harmenopul, Proch, 
lib. m, tit. 7. PardessuSy coli. I. p. 71. 



— 21 — 

hängigen verträgsmässigen Beschränkungen der Gefahr 
nach Raum und Zeit. Man gab z. B. ein Seedarlehn 
auf Hin- und Rückreise, unbekümmert um die Anwesen- 
heit der pecunia trajecticia im Schiffe. Was hätte dem 
Schuldner wohl die pecunia trajecticia genutzt, wenn er 
sie unversehrt hätte in den Abgangshafen zurückbringen 
müssen ^) ? 

Jedenfalls lassen sich die Quellen auch so völlig be- 
friedigend erklären, wenn sie, statt vom Untergange der 
pecunia trajecticia oder von ihrer wohlbehaltenen An- 
kunft, vom Untergange und von der Ankunft des Schiffes 
reden 2) oder von den Gefahren der Seereise überhaupt. 
Bemerkenswerth in dieser Richtung erscheint folgendes 
Citat aus der Lex Rhodia^): 

Navigantes et mercatores, quicunque mutuam pecu- 
niam in navigationem sumunt, non obligentur, nisi inter- 
veniat conditio, naulo et mercibus, nave et pecunia salvis, 
et nisi immineant ex periculis marinis vel a piratis insidiae. 

Diese Stelle liefert eine Illustration zu dem „incertum 
periculum, quod ex navigatione maris metui solet" der 
L. 2. C. ht., sie gestattet aber auch die Annahme, dass 
die Parteien, abgesehen von dem gewohnlichen Falle, 
in dem sie die Gefahrübemahme auf die navis concen- 
trirten, auch andre Objecte ins Auge fassen konnten, also 
auch die pecunia trajecticia selbst. 

Es ist nicht zu verkennen, dass sich in der Gestal- 
tung der Gefahrübemahme beim foenus nauticum die An- 
schauung, der man zögernd bei der Begründung des 
Landdeirlehns Concessionen gemacht hatte, manifestirt, 



^) Pardessus, coli. I. p. 44. 

») L. 6. 7. D. ht. L. I. C. ht. L. 2. 3. 4. C. ht. nov. 106. 

*) Rhod compil. III, 16. {Pardessus, coli. I. p. 246 f.) 
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dass der wirthschaftliche Werth des Dargeliehenen 
grosseres und dauernderes Interesse beansprucht, während 
die Individualität untergeht. 

§4. 

IV. Viertes Stadium: foenus quasi nauticum. 

Für das römische Recht ist der Satz, dass man die 
Gefahr, der der Kapitalswerth eines Darlehns ausgesetzt 
ist, gegen Vergütung übernehmen könne, nicht ohne Con- 
sequenzen geblieben. Diese Consequenzen sprechen sich 
aus in der L. 5. pr. D. ht. ^). Nach dem Inhalte dieser 
L. .5. pr. besteht nun die Uebernahme der Gefahr nicht 
darin, dass der Gläubiger kein Rückforderungsrecht haben 
soll, wenn der Kapitalswerth des Darlehns in Schiff und 
Ladung in Folge zufälliger Seegefahr untergeht, sondern 
der Gläubiger soll eine petitio aus dem foenus quasi nau- 
ticum dann nicht erwerben, wenn eine gewisse Bedin- 
gung, sie stehe in der Macht des Schuldners oder nicht, 
eintritt oder nicht eintritt^. Dass man die Grundsätze 
vom foenus nauticum auf dieses Darlehn anwandte , ist 
zweifellos^). Zwei Gesichtspunkte scheinen eine analoge 
Ausdehnung und damit auch den inneren historischen 
Zusammenhang absolut auszuschliessen, wenn wir uns an 
den Wortlaut der L. 5. cit. halten: 

I . An die Stelle der Uebernahme der Gefahr für den 
Zufall tritt die Uebernahme des periculum eines zweifel- 
haften Erfolges, mag er vom Schuldner selbst oder durch 
Zufall veranlasst sein*). 

*) Basil.lib. 53, tit. 5, cap. 18 und cap. incertum {Pardessus, coli. I,p. 190). 
Leges Graeconim, de muris (Pardessus^ coli. I, p. 192). Vgl. die ältere 
Interpretation bei Glück a. a. O. p. 153 ff. Kleinschmidt a. a. O. p. 34 fF. 

*) Der Inhalt des foenus quasi nauticum ist ein andrer nach Didymus 
Upianus \ de usuris pp. (1761) p. 188: foenus nauticum, si pecunia per 
mare tantum est transvehenda periculo creditoris; et quasi nauticum, si 
per alia loca et regiones sit depoitanda. 

•) Vgl. note I. Dagegen Kleinschmidt a a. O. p. 34 ff. 

♦) Vgl. Glück a. a. 0. p. 157 ff. 
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2. Es ist nicht ersichtlich, welchen wirthschaftlichen 
Werth für den Schuldner es haben sollte , für den Fall 
des Eintritts einer casuellen Bedingung, eine grosse Prämie 
ausser dem Kapital zu versprechen, und andererseits, was 
den Gläubiger veranlassen sollte, sein Forderungsrecht 
gegen das Versprechen dieser Prämie von einer Potestativ- 
bedingung, die im Willen des Empfängers lag, abhängig 
^u machen. Im ersterenFall scheinen die Parteien aller- 
dings ein Geschäft nach Art unserer DiiFerenzgeschäfte 
zu beabsichtigen, im zweiten wäre das Versprechen der 
Prämie weiter nichts als ein weiteres Motiv, die Potestativ- 
bedingung zu erfüllen. Es mag sich der Schuldner im 
Falle der Nichterfüllung den Verlust als Strafe anrechnen. 
So ist denn auch die L. 5. pr. cit. aufgefasst worden^). 

Zwei Sätze sind es, die sich aus derL. 5. pr. heraus- 
heben lassen: Die Uebernahme einer besonderen Gefahr 
rechtfertigt auch eine besondere Vergütung (periculi pre- 
tium est) und: die Parteien dürfen bei der Verabredung 
der Gefahrvergütung nicht auf dag Gebiet der alea ge- 
rathen. Wie Scävola seine Sätze verstanden wissen will, 
das zeigen die von ihm gewählten Beispiele, die das hin- 
gegebene Darlehn in Beziehung zu einem Bedürfniss des 
Schuldners bringen. Zweifellos ist das bei dem dem 
Schiffer und dem Athleten gegebenen Darlehn''*). Der 
Gläubiger wurde hier, wie beim foenus nautieum an dem 
Erfolge der Seereise, an dem Erfolge des Kampfes und 
des Fischfanges durch Bewilligung höherer Zinsen im 
Interesse des Athleten und des Fischers selbst interessirt, die 



*) Vgl. Glück a, a. O. p. 157 ff. 

'^) Vgl. Glück a. a. O. p. 165 f., der gerade diese Bedürfnissfrage in 
das richtige Licht stellt, wenn er nachweist, dass der Fischfang und der 
"Wettkampf ungewöhnlichen Aufwand erforderten, um gewinnreich zu sein. 
Glück zieht aber hieraus keine Consequenzen. Nur der ungewisse Aus- 
gang ist ihm das Entscheidende. 
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mittels des Darlehns Aussicht auf grossen Gewinn er- 
halten. Es ist sehr wahrscheinlich, dass Scävola auch in 
den andern Fällen an die Bedürfnissfrage gedacht hat, 
während er allerdings nur die Bedingungen (condicione 
poenali — si manumittas — si non illud facias — si non 
convaluero) anführt, den Inhalt des Vertrages aber ver- 
schweigt. Nach Aufzählung dieser Bedingungen fahrt 
er nämlich fort mit den Worten : nee dubitabis, si pisca- 
tori pp. Scävola selbst setzt voraus, dass Jemand zweifeln 
könne, ob in solchen Fällen schlechthin, ohne dass man 
den näheren Inhalt des Vertrages kennt, von einem peri- 
culum pretii nach den Grundsätzen des foenus nauticum 
gesprochen werden könne. Diese Zweifel will er durch 
die beiden oben angeführten Beispiele zerstreuen, die 
selbst seine Ansicht einschränken sollen ^). Scävola^ s Mein- 
ung ist daher nach meiner Ansicht die: nicht auf die 
Bedingung, auf deren Eintritt oder Nichteintritt das peri- 
culum creditoris beruht, kommt es an, wenn man be- 
stimmen will, ob die Parteien auf das Gebiet der alea*) 
durch die Vergütung der Gefahrübemahme gerathen imd 
ob eine Vergütung der Gefahrübernahme nach den Grund- 
sätzen der pecunia trajecticia überhaupt denkbar ist, son- 
dern auf die wirthschaftliche Natur des Vertrages ; die 
Bedingung kann statt „si salva navis pervenerit" auch lauten 
„si cepisset, si vicisset, sie onvaluero** etc. etc. Was aber 
femer fiir diese Ansicht spricht, ist der Umstand, dass 
Scävola gerade zwei Beispiele wählt, in denen ersichtlich 
das vom "Gläubiger gegebene Darlehn zur Verwirklichung- 
des vom debitor beabsichtigten wirthschaftlichen Zweckes 



*) Vgl Bndemann a. a. O. p. 292 fF. Windscheid II. § 322, note i : 
„Die Glücksverträge sind entweder besondere Gestaltungen anderer Ver- 
träge, welche an und für sich keine Glücksverträge sind, oder sie sind 
Verträge mit einem ihnen eigenthümlichen Vertragsinhalt. " 

*) Vgl. jedoch Glück a. a. O. p. 165 
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verwendet wird, die pecunia quasi trajecticia wird wieder 
in ihrem ideellen Werthe in Verbindung gesetzt mit dem 
Unternehmen, dem sie dient, sie haftet an demselben. 
Dass von einem fingirten Darlehn in diesen Fällen nicht 
die Rede ist, liegt auf der Hand, das definitive reelle 
Hingeben kann sich nicht schärfer ausprägen als in den 
Worten: recepturus sis, quod dederis — plurimum pe- 
cuniae dederim, ut si cepisset, redderet — ut si vicisset, 
redderet*). Es liegt daher in der Auffassung des Didy- 
mus Upianus ') ein richtiger Gedanke, wenn er den Unter- 
schied des foenus nauticum und quasi nauticum in der 
Seegefahr und Landgefahr ^) sieht. Nur ist der Begriff 
zu eng gefasst und die Möglichkeit ausser Acht gelassen, 
dass auch der Schuldner in der Lage ist, den Eintritt 
der Bedingung herbeizufuhren oder nicht. Dass dieses 
der Sinn der L. 5. pr. cit. , ist wohl nicht zu bestreiten. 
Hierin muss also auch der einschneidende Unterschied 
liegen. Festhalten müssen wir auch hier an dem wirth- 
schaftlichen Zweck, den jedes Darlehn haben muss, wenn 
es nicht bloss seine Form einer andern Absicht der Par- 
teien leiht. Wie würde sich der Fall gestalten? Der 
A hat eine Potestativbedingung zu erfüllen, die fiir ihn 
mit einem Aufwand verbunden ist, den er nicht leisten 
kann; erfilllt er nicht, so geht er eines grossen Vermogens- 
vortheils verlustig. Der B leiht dem A dar zur Erfiill- 
ung dieser Potestativbedingung und nimmt die Gefahr 
des Eintrittes derselben auf sich. Hier sind die Grund- 
sätze der pecunia trajecticia immer noch kl2ir zu erkennen. 
Das Darlehn haftet wieder an dem Unternehmen, nur 



^) Eine andere Bedeutung des reddere pecuniam. siehe L. 122. § i. 
D. (de V. O.; 45. I. Goldschmid a. a. O. p. 53 f. 

*) Vgl. oben pag. 22, note 4. 

') Bei Didymus Upianus unzweifelhaft eine Folge der Verwechslung 
mit See- und Landversicherung. 
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dass dieses Unternehmen selbst nichts Greifbares mehr 
aufzuweisen hat, es ist eine Handlung, selbst ein ideeller 
Gegenstand. Diese wirthschaftliche Beziehung der pecunia 
quasi trajecticia darf aber nicht aufgegeben werden, das 
zeigt das von Glück^) gewählte Beispiel. C hat den B 
zum Erben eingesetzt unter der Pönalcondition , dass er 
den Stichus manumittire, den Sklaven des B. Der A, 
der ebenfalls wünscht, dass der Stichus freigelassen werde 
und von der Erbeseinsetzung erfahren, gibt jetzt dem B 
ein Darlehn von lOo, die er behalten soll, wenn er seinen 
Sklaven Stichus nicht manumittiren wird. Sollte er ihn 
aber freilassen , so soll er das Empfangene doppelt zu- 
rückgeben. Der wirthschaftliche Begriff des Darlehns 
ist hier geradezu auf die Spitze gestellt. Wusste der B 
von der Erbeseinsetzung, was nach Glück nicht klar her- 
vortritt, so war ja der Stichus in seinem Eigenthum, wozu 
brauchte er ein Darlehn, wozu sollte er sich verpflichten, 
das Darlehn, im Falle er den Stichus freiliess, doppelt 
zurückzuzahlen? Wusste der B nicht von der Erbiesein- 
setzung, so liegt für ihn gewiss kein Grund vor, ein Dar- 
lehn aufzunehmen. Das Geschäft des A mit dem B hat 
in der That einen ganz andern Character, mag es immer- 
hin in der Form des Darlehns erscheinen. Es liegt auf 
Seite des A eine datio ob causam vor, von der er vor- 
aussieht, dass sie hinwegfalleri werde. Für diesen Fall 
hat er sich noch eine Conventionalstrafe bedungen^). 

Sowohl um die aleatorische als irgend eine andere 
Absicht der Parteien einzukleiden, konnte das nauticum 
foenus dienen , die L. 5. pr. cit. zieht aber unverkennbar 
die Grenze. Soweit sind denn die Grundsätze des foenus 
nauticum auch auszudehnen auf das quasi nauticum. Der 



Vgl. a. a. 0. p. 161. 

^) Vgl. die oben citirte Stelle ht\ Demosthen. in Dionysiador.p. 1294. 
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Gläubiger übernahm die Gefahr des Eintritts oder Nicht- 
eintritts einer Bedingung, jeden andern Zufall übernahm 
daher der Schuldner^). Hier kommen daher die Grund- 
sätze über die Existenz oder Nichtexistenz der Beding- 
ungen zur Anwendung. Die Zinsgrenzen des foenus nau- 
ticum finden auch Anwendung auf das quasi nauticum'). 
Die Grundsätze über die Gefahrvertheilung sind auch 
als Basis genommen für die Entwicklung des Versicher- 
ungsvertrages ^), mit Recht, wenn an den Satz des römi- 
schen Rechtes angeknüpft wird, dass die Uebernahme 
der Gefahr beim Seedarlehn durch Vertrag seitens des 
Gläubigers erfolgen kann , mit entschiedenem Unrecht, 
wenn man beide Verträge in eine innere Parallele zu 
einander setzte, die sich durch die völlig heterogene wirth- 
schaftliche Natur beider Verträge verbietet und nur ver- 
wirrend wirken kann. Der Versicherer übernimmt die 
Gefahr mit dem Willen , den Versicherten im Falle des 
Eintritts der Gefahr schadlos halten zu wollen, der See- 
darleiher creditirt und verzichtet auf die Rückforderung, 
wenn das Ereigniss, welches innerhalb seiner Gefahr liegt, 
eintritt. Der Anspruch des Versicherten ist gleichsam 
ein vertragsmässiger Repressanspruch an seinen Ver- 
sicherer, während beim foenus nauticum ein credere ab- 
solut nothwendig ist, will man nicht die Natur des Ver- 
trages völlig verwischen. 

§ 5. 
Die Folgen der Gefahrübernahme. 

Als wesentliche Folge der Gefahrübernahme durch 
den Gläubiger stellt sich im römischen Recht die materielle 
imd formelle Behandlung des Zinses dar. Die Römer 

*) Glück a. a. O. p. 157. 

*) Glück a a. O. p. 196. Darüber Näheres unten. 
•) Vgl. Endemann a. a. O. p. 298 f., namentlich 300 f. Ihering , 
Jahrb. der Dogmatik Bd. XIX. p. i — 23. 
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rücken die Zinsfrage so sehr in den Vordergrund, dass 
man meinen sollte, sie hätten die eigentliche Natur des 
foenus nauticum, die doch das prius ist, verkannt ^). Die 
Titelbezeichnungen in den Digesten und im Codex, die 
Ueberschriften der Novellen 1 06 und iio und die Stellung 
dieser Bestimmungen über das foenus nauticum in un- 
mittelbarem Zusammenhange mit den Zinsgesetzen sind 
auffallend. Sie können aber ihre Erklärung finden in 
dem praktischen Zweck der Gesetzbücher. Materiell 
aber ist die Zinsfrage beim foenus nauticum von den 
Römern nicht minder eingehend erörtert und, wo die 
römische Gesetzgebung dem Contracte eine Regelung 
angedeihen lässt, da ist es vorwiegend die Zinsfrage, die 
mit Erfolg geregelt wird. Trotzdem kann man behaupten, 
dass die Römer diese Verschiebung der Gefahr als die 
innere Ursache erkannt haben für die im Verhältniss zu 
den Landzinsen anomale Höhe der Seezinsen ^), 

Im griechischen Recht ^) hatte der Grundsatz, dass 
Kapitalsnutzung eine Waare ist, deren Preis sich be- 
stimmt nach dem Vertragswillen der Parteien und vor- 
züglich durch letzteren schon beim regulären Darlehn 
Geltung, es gab hier keine Zinsbeschränkxmgen*). Das 
foenus nauticum nahm daher im griechischen Recht keine 
Ausnahmestellung in dieser Richtung ein. Hier war es 



*) Vgl. Endemann a. a. O. p. 287 f. 

>) PöhVs Handelsrecht III. § 472. Kleinschmidt a. a. O. p. 26 if. 

^) Ueber den griechischen Zins vgl. i. A. Böckh a. a. O. p. 135 ff. 
über den Seezins p. 145 ff". Demosthen, in Lacrit. p. 926 : eul Siaxoataic 
eixooiicevTe xac x^^^^?> ^^^ ^^ ^^"^ dpTOupov exicXeuawaiv k% tou ITovtou e^* 
*Iepov, ent Tptaxoatatc xac ^tXtac. 

♦) Vgl. Boeckh\ Staatshaushaltung I. p. 135 ff^. 146. 148 ff. 153 ff. 
Es erscheint diese Freiheit des Zinsversprechens nur als Consequenz des 
Rechtssatzes: oaa av Tic dxo>v etepoc eteptp dpioXo'p^aT] , tauta xupia elvat, 
dessen Anwendung im. griechischen Recht eine weitbegrenzte war. Detnosthen, 
in Dionysiodor. p. 1283. 
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daher völlig natürlich, dass ein besonderes Risiko, wel- 
ches der Gläubiger ausser dem, welches er an sich stets 
trug, übernahm, auch eine besondere Vergütung erfordere. 
Diesen Grundsatz haben die Römer beim foenus nauticum 
mit diesem adoptirt, während sie ihm sonst namentlich 
auch beim mutuum die Anerkennung verweigerten, be- 
greiflicher Weise , weil das mutuum sich auf national- 
römischer Grundlage entwickelt hatte ^). Demgemäss 
finden wir, wie Paulus^) bezeugt, dass gerade in der 
älteren Zeit beim foenus nauticum infinitae usurae zulässig 
waren propter periculum creditoris und quamdiu navigat 
navis. Die in dem Digesten- und Codextitel de nautico 
foenore enthaltenen Excerpte der römischen Juristen stehen 
sämmtlich auf dem Boden der freien vertragsmässigen 
Bestimmung der Seezinsen*). Diesen Sinn hat das pre- 
tium periculi in der L. 5. D. ht. Auch fiir das Justiniani- 
sche Zinsengesetz ist zu behaupten, dass dieser Grundsatz 
nicht verlassen ist. In der L. 26. § i. C. (de usuris) 4, ^2, 
bestimmte Jtcsttnian: In trajecticiis contractibus, vel spe- 
cierum foenori dationibus, usque ad centesimam tantum- 
modo licere stipulari, nee eam excedere; licet veteribus 
legibus hoc erat concessum*). Es ist das Verdienst 
Ihertngs^)^ das Justinianische Recht von dem Vorwurfe 
befreit zu haben, in diesem Gesetz, wie es bisher aus- 
nahmslos verstanden ist, eine Bestimmung gegeben zu 
haben, die an sich widersinnig auch noch mit dem Aus- 



») Vgl. Goldschmidt a. a. O. p. 61, note 107. Gneist, formelle Ver- 
träge p 505 f. 

*) Recept. sent. II. tit 14. § 3. 

») L. 4. 5. D. ht. L. 2. C. ht. Pohls Handelsrecht III. p. 816. 

♦) Vgl. Basilic. lib. 53, tit. 5. cap. 18. Rhod. compil. p. III. cap. 18. 
{Pardessus, coli. I. p, 247). Kleinschmidty das foenus nauticum und dessen 
Bedeutung im römischen Recht p. 26 flf. und dazu Ihering ^ Jahrbücher 
fiir die Dogmatik Bd. XIX. p. 1—23. 

») Jahrbücher für die Dogmatik Bd. XIX. p. 1-23. 
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Spruche Diokletiane im Codex: trajecticiam pecuniam 
liberam esse ab observatione communium usurarum mani- 
festum est^), in Widerspruch steht. Man wird Ihering 
in dem Resultate unbedingt beipflichten, dass die L. 26. 
cit. sich auf Landzinsen bezieht, die beim Seedarlehn 
neben den Seezinsen und getrennt von diesen, vorkommen 
können und jedenfalls regelmässig vorgekommen sind, 
nämlich für die Zeit vor der Abfahrt, vornehmlich aber 
für die Zeit nach Ankunft des Schififes bis zur Zahlung. 
Die L. 26. cit. sagt daher, diese beim Seedarlehn üblichen 
Landzinsen sollen nicht die centesimae usurae überschreiten. 
Für das Justinianische Recht liefert weiteren Beweis die 
gleichfalls von Ihering erörterte L. 4. § i. D. ht. Auch 
sie redet nur von den Landzinsen nach Ankunft bis zur 
Rückzahlung und spricht den mit der L. 26. cit. harmo- 
nirenden Satz aus: Die Landzinsen dürfen nur die Höhe 
der centesimae erreichen, der Gläubiger darf sich aber 
für die operae servi trajecticiae pecuniae causa secuti 
weitere centesimae usurae als Spesen bedingen ^). Bleibt 
die Stipulation der Landzinsen hinter den centesimae 
usurae zurück, so kann eine zweite Stipulation hinsicht- 
lich der operae servorum diese Zinsstipulation bis zur 
doppelten centesima ergänzen. Daher gilt für das Justi- 
nianische Recht unbedingte Unbeschränktheit der Zinsen 
für das Seedarlehn als solches. Nur für das Landdar- 
lehn gelten die Beschränkungen der usurae communes. 
Vorübergehend galt dann die in der nov. 106 zum Gesetz 
erhobene Gewohnheit, wonach sich der Gläubiger als 
usurae maritimae für einen solidus die Steuerfreiheit eines 
modius tritici und pro decem aureis einen solidus (also 



') L. I. C. ht. 

*) Dieses ist nach Ihering a. a. O. die poena trajecticiae pecuniae, 
die den Schuldner zur schleunigen Erfüllung zwingen soll. 
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V,o des Capitals, oder, wenn die Steuerfreiheit nicht be- 
dungen wurde, ^/s des Capitals versprechen Hess, non in 
tempus aliquod certum numerandum sed donec naves 
revertantur, nicht also, wie sonst Zinszahlungen erfolgten, 
nach bestimmten Zeitabschnitten, sondern auf die See- 
reise schlechthin. Man zahlte daher eine feste Prämie 
ohne Rücksicht auf die Dauer der Reise. Die nov. io6 
behauptete sich jedoch nicht lange. In der That scheint 
sie nur eine particuläre Byzantinische Gewohnheitsrechts- 
bildung zu bezeugen^). Justinian hob sie mit der Ab- 
sicht auf, sie solle als non scripta gelten und stellte damit 
den früheren Rechtszustand der L. 26. C. cit. wieder her. 
So das Justinianische Recht '^). Auf demselben Stand- 
punkt steht auch das nachjustinianische Recht ^). Es ist 
keinem Zweifel unterworfen, dass durch die nov. iio nur 
die nov. 106 hat beseitigt werden sollen, nicht etwa auch 
die Bestimmungen der L. 26. C. cit., so dass jetzt de 
alte Rechtszustand wieder herge^ellt wäre*). 

Für das gemeine Recht ist die nov. iio nicht mass- 
gebend, weil nicht glossirt. Die nov. 106 würde daher 
gemeines Recht sein, wenn nicht die allgemeine Rechts- 
anschauung sich von jeher bei uns auf den Standpunkt 
gestellt hätte, auf dem das griechische und das justi- 
nianische Recht standen, dass ein besonderes Risiko eine 
besondere Vergütung verdiene und diese lediglich der 



*) Vgl. Nov. 106. praef. Kleinschmidt ^ das foenus nauticum p. 28 f. 
Ihering^ In den Jahrbüchern für die Dogmatik. Bd. XIX S. 23. 

'^) Glück a. a. O. p. 191 ff. Puchta, Institut (8. Aufl.) p. 314. Pan- 
dekten § 304. Arndts^ Fand. § 209 A. i. , § 283 u. A. Windscheid, 
Pandekten (4. Aufl.) Bd. IL § 371, note 8 u. 9. 

3) Basil. lib. 23, tit. 3. cap. 74; lib. 53, tit. 5. cap. 15, Leges Grae- 
corum de usuris (Pardessus^ coli. I. p. 192. Harmenopul^ proch. jurid. 
lib. III, tit. 7. 

♦) Glück a. a. O. p. 193. Pohls Handelsrecht III. p. 816. 
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Einigung der Parteien unterliege; nicht weil das foenus 
nauticum „nur eine Form des Versicherungsvertrages ist", 
und weil „nach feststehenden Grundsätzen bei diesem 
Vertrag die Bestimmung der Prämie dem Belieben der 
Parteien anheimgegeben ist** ^) ; denn die Anerkennung 
der Vertragsfreiheit bei der Prämie ist eben auch nur 
eine Folge der nämlichen Rechtsüberzeugung. Formell 
hätte die nov. io6 ihre Autorität nur bis zu den Reichs- 
gesetzen wahren können und auch hier behauptete das 
foenus nauticxmi seine Ausnahmestellimg ^. 

Der Modus, nachdem die Berechnung des Seezinses 
stattfand , war selbstverständlich derjenige , nach dem 
diese beim Geld- und Fruchtdarlehn überhaupt berechnet 
wurden^). Entgegengesetzte Annahmen beruhen auf 
Willkür. Freilich hatte der Rechtszustand , wie die 
nov. io6 lehrt, hier geschwankt imd man berechnete 
dieser Novelle zufolge die Seezinsen nicht nach Zeit- 
abschnitten, sondern man stipulirte eine feste Sxmime auf 
die Seereise, ohne Rücksicht auf deren Dauer, wodurch 
der Zins den Charakter eines festen Prämiensatzes an- 
nimmt. Die nov. io6 hat aber nach justinianischem Rechte 
keine Geltung und nach gemeinem Recht unterliegt der 
Modus der Zinszahlung der Willkür der Contrahenten. 
Dem Gegenstande nach erscheint die Bestimmung des 
Seezinses gänzlich abnorm in der nov. io6 : auf einen 
solidus die Zollfreiheit eines Scheffels Getreide*), Wir 



1) Wtndschetd, Pandekten (4. Aufl.) Bd. II. § 371, note 9. 

*) Vgl. Neumann, Geschichte des Wuchers p. 566. 

•) nov. 32. cap, I. nov. 34. cap. i. 

*) Nicht, wie Glück a. a. O. p. 192 meint, für jeden solidus einen 
modius tritici, er übersieht überhaupt das insuper etiam pro decem aureis 
unum percipere solidum pro usuris. Vgl. Windscheid, Pandekten II. § 371, 
note 9. Kleinschmidt, das foenus nauticum p. p. p. 28 ff. 
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haben in dieser Bestimmung vielleicht einen gebräuch- 
lichen Nebenvertrag. Einen Zins kann man darin nicht 
sehen. 

Ueber die Form des Zinsversprechens haben wir in 
den Quellen zwei ausdrückliche Zeugnisse. Paulus sagt 
in der L. 7. D. ht. : 

In quibusdam contractibus etiam usurae debentur, 
quem ad modum per stipulationem. Nam si dedero decem 
trajecticia, ut salva nave sortem cum usuris certis recipiara, 
dicendum est posse me sortem cum usuris recipere, 

und Scaevola in derL. 5. §1. D. ht., nachdem er im 
principium den Fall des foenus quasi i;iauticum erörtert hat: 

In his autem omnibus et pactum sine stipulatione 
ad augendam obligationem prodest. 

Es wird von beiden Juristen das pactum in den 
schärfsten Gegensatz zur Stipulation gesetzt, durch die 
beim creditum, also auch beim mutuum das klagbare 
Zins versprechen allein efFectuirt werden konnte '). Es ist 
daher keine Frage, dass das nudum pactum, welches, wie 
Paulus auch anzudeuten scheint, noch in andern Fällen 
(in quibusdam contractibus) eine Zinsverbindlichkeit zu 
erzeugen geeignet war^), gemeint ist, im Gegensatz .zu 
der solennen verborum obligatio. Mögen in den anderen 
vom römischen Recht anerkannten Fällen andere Gründe 
für die Wirkung des nudum pactum in dieser Richtung 
massgebend ge^vesen sein, beim nauticum foenus erklärt 
sich diese Wirkung zunächst formell vollkommen be- 



*) L. 24. D. (de praescriptis verbis) 19, 5. L. 7. C. (de usuris) 4,32. 
L. I. 3. ibid. L. 10. § 4. D. (raandat.) 17, i. L. 11. § i. D. (de 
reb. cred.) 12, i. PauL recep. sent. II. tit. 14. § i. Ueber die Wirkung des 
nudum pactum unter römiscben Bürgern vgl. Heimbach\ Creditum p. 476 fF. 

2) Vgl. Heimbach a. a. O. p. 480 ff. Windscheid, Fand. (4. Aufl.), 
Bd. II. g 371. note 6. 

3 
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friedigend aus seiner Quelle. Das griechische Recht 
kannte, keine formellen Verträge im römischen Sirfne, 
sondern nur Consensualverträge, und lediglich zum Zweck 
des Beweises bediente man sich der syngrapha (Schuld- 
schein)/). Wenn es auch richtig ist, dass sich das römische 
Recht zu den Grundsätzen des griechischen Rechtes beim 
mutuum abwehrend verhielt, so scheint es doch beim 
foenus nauticum auch das freie Zinsversprechen aufge- 
nommen zu haben, welches im griechischen Recht 
dem Seedarlehn keine besondere Stellung gab. Zu er- 
wägen ist ferner, dass beim Fruchtdarlehn , und das 
wird die pecunia trajecticia häufig gewesen sein, die Be- 
gründung der Zinsforderung durch nudum pactum aner- 
kannt war 2). Für das System des römischen Rechtes 
versuchte man diese Anomalie aus dem Wesen der pecunia 
trajecticia zu erklären und sah den Grund derselben darin, 
dass bei der trajecticia pecunia ,,bei der Uebernahme der 
Gefahr von Seiten des Gläubigers nicht die vollen Wirk- 
ungen der obligatorischen Numeration zu Tage kommen" ^) 
weshalb auch die Form der Stipulation nicht erforderlich 
sei. Hierfür sprechen die Quellen^). Allerdings ist ja 
die Höhe der Zinsen von der Verschiebung der Gefahr 
abhängig, diese Verschiebung der Gefahr bewirkt selbst 
eine Anomalie in der Natur des Darlehns, weshalb soll 
dieser Umstand aber auf die Form des Zins Versprechens 
von Einfluss sein, das doch sonst selbständig neben dem 
Darlehn dasteht^)? Sieht man freilich mit Jhermg^) in 



*) Vgl. Gneisty formelle Verträge Abtheil. 5. § i — 10. pag. 469 ff. 

pag. 505- 

2) L. 12. C. (de usuris) 4, 32. Heithbach a. a. O. p. 480. 483. v. 
Savignyy System VI, p. 131 f. 

*) Vgl. Heimbach a. a. O. p. 482 f. Glück a. a. O. p. 167. 

*) L. 5. § I. D. ht. L. 7. D. ht. 

*) Ngl, Heimbach, Creditum p. 405 fF., 474 if. 

^) In seinen Jahrbüchern für die Dogmatik Bd. XIX. S. 20 f. 
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den Seezinsen gar keinen Zins mehr, sondern lediglich 
eine Assekuranzprämie, so mag man sich die Wirkung 
des nudum pactum aus dieser völlig heterogenen Natur 
der Seezinsen erklären können. Der Vertrag des foenus 
nauticum nimmt damit einen eigenartigen, vom Begriffe 
des verzinslichen Darlehns abweichenden Character an. 
Ich vermag dem nicht beizupflichten. Die Differenz der 
Land- und Seezinsen erscheint mir nicht als eine quali- 
tative, sondern lediglich als eine quantitative. Jeder 
Zins enthält in sich Vergütung des Risikos und 
Aequivalent für den überlassenen Gebrauch. Beim 
Seezins überwiegt das erste Element, beim Landzins das 
zweite, während das erste in den Hintergrund tritt. Man 
ist versucht, auf Grrund des periculi pretium der L. 5 pr. 
D. ht. anzunehmen, die Römer hätten den Neben vertrag 
über die Gefahrübemahme seitens des Gläubigers gegen 
Zahlung höheren Zinses als Kauf oder nach Analogie des 
Kaufes betrachtet ^). Die Formlosigkeit des Zinsver- 
sprechens wäre auf diesem Wege erklärt. Diese Auf- 
fassung ist jedoch als unrömisch entschieden zu verwerfen. 
Wir haben wohl hier in der Wirkung des nudum pactum 
eine Anerkennung der Forderungen des Verkehrs zu sehen, 
die erst später als Ausnahme mit dem bestehenden Recht 
in Einklang gesetzt werden soll, indem man sie an die 
Anomalie der Gefahrvertheilung anknüpft. Unzulässig 
ist es aber jedenfalls, an der Thatsache ; dass hier das 
nudum pactum zur Begründung der Zinsverbindlichkeit 
genügt, dem "klaren Ausspruch der Quellen gegenüber 
zweifeln zu wollen'^). 



1) Consequent durchgeführt ist diese Ansicht von Didymus Upianus, 
de usuris etc. p. 189 ff. vgl. Endemann a. a. O. p. 293. 

^) V, Savigny, System Bd. VI. p. 131, note m. Goldschmidt p. 61, 
note 108. 
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§ 6. 
Die Anflösnng des Vertrages. 

Die Dauer des Seedarlehnsvertrages ist bestimmt 
durch die Dauer der vertragsmässigen Gefahrübernahme 
durch den Gläubiger; denn nur die Gefahrübemahme 
macht das Darlehn zu einem Seedarlehn. Ueber den ge- 
setzten Endtermin hinaus kann wohl das objective Moment, 
die Seegefahr von Schiff und Ladung, fortdauern, diese 
trägt aber der Schuldner^). Innerhalb jener vertrags- 
mässigen Grenzen kann nun das Seedarlehn durch Wegfall 
des subjectiven und auch durch Wegfall des objectiven 
Elementes sein Ende finden. Schlägt der Schuldner einen 
andern Seeweg ein, als er im Vertrage versprochen hat. 
so ist der Gläubiger diese Gefahr zu tragen nicht ver- 
bunden. Nach der objectiven Seite hin sind zwei Fälle 
zu unterscheiden; entweder die Gefahr, welche der Gläu- 
biger übernommen, der Seeunfall, tritt ein, oder derselbe 
tritt nicht ein, d. h. Schiff und Ladung erreichen wohlbe- 
halten den Hafen. 

Tritt der Seeunfall ein, so verliert der Gläubiger sein 
Rückforderungsrecht auf Kapital und Zinsen^). Die 
Fixirung von Gefahrbeginn und Ende wird daher hier von 
besonderer Bedeutung. „Die Eigenheit der pecunia tra- 
jecticia, ohne welche der Begriff gar nicht zu denken war, 
bestand mithin darin, dass der Darleiher keine Rückfor- 
derung hatte, wenn auf der Linie zwischen zwei gegebenen 
Punkten der Zeit oder des Raumes der Erborger Verlust 
an Schiff oder Ladung erlitt" ^). Traf daher das Schiff 



^) L. 4. pr. D. ht. Goldschmidt ^ p. ,61. 

*) Vgl. Ehrenberg ^ Beschränkte Haftung des Schuldners nach See- 
und Handelsrecht, p. 4. 

») Vgl. Endemann a. a. O. p. 292. L. 2. C. ht. 



— 37 - 

vor dem Tage, ex quo navem navigare convenerat ^), oder 
nach dem Eftdpunkt der Gefahrübernahme, z. B. nach 
glücklicher Ankunft im Bestimmungshafen, sobald es vor 
Anker gegangen war, ein Unfall, so war dieser für das 
Rückforderungsrecht des Gläubigers gleichgiltig, da bereits 
die Bedingung für den Eintritt desselben existent gewor- 
den war: 

Nihil interest, trajecticia pecunia sine periculo credi- 
toris accepta sit, an post diem praestitutum et conditionem 
impletam periculum esse creditoris desierit, utrobique 
igitur majus legitima usura foenus non debebitur^). 

Die Haftpflicht des Gläubigers ist auch dann ausge- 
schlossen, wenn der Seeunfall eintrat durch culpa des 
Schuldners ^). Wir stehen auf dem Boden des Vertrages ; 
es greifen daher die nämlichen Grundsätze von der culpa 
platz, die beim Vertragsrecht i. a. Anwendung finden. 
Es ist stillschweigende Voraussetzung, dass der Schuldner 
die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes und auch 
Schiffers, falls sich Beides in seiner Person vereinigte, 
prästirte und, war er nicht zugleich Schiffer, dass er sich 
keiner culpa in eligendo schuldig machte. 

Gelängte nun Schiff und Ladung glücklich an den 
Bestimmungsort zur festgesetzten Zeit (intra statuta tempora) 
so hörte damit das Seedarlehn als solches ebenfalls auf, 
denn es fehlte jetzt sowohl das objective Moment, wie das 
subjective in seiner Richtung auf die Gefahrübernahme. 
Es war aber zugleich die Bedingung : „si salva navis per- 
veniat" existent geworden , der Gläubiger hatte daher ein 
Rückforderungsrecht aus dem Seedarlehn auf Kapital und 



») L. 3. D. ht. 

2) L. 4 D. ht. vgl. L 6. D. ht. 

3) Vgl. v.Kaltenborn, Seerecht §188. /»öä/j, Handelsrecht III. § 47^. 
Ij. 3. C. ht. Pardessus, coli. I. p. 71. 
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Zinsen. Ueber die Zahlung der Seedarlehnsschuld ist im 
allgemeinen nichts Besonderes zu bemerken. 

Wir sehen, dass die pecunia trajecticia mit der glück- 
lichen Ankunft des Schiffes als solche ihr Ende erreicht; sie 
lebt aber weiter in ihrer Grundnatur, dem Darlehn. Man kann 
keinen besseren Beweis für die innere Natur des foenus 
nauticum führen, als diesen. Solange der Nebenvertrag, 
der die Gefahr von dem Schuldner auf den Gläubiger 
übergeleitet hat, in Kraft ist, schlummert das Darlehn 
gleichsam, die eigenartige Gefahrvertheilung übt ihren 
Einfluss, alle irregulären Erscheinungen führen sich auf 
sie zurück. Sobald jener Nebenvertrag hinwegfällt und 
die Gefahr in ihren alten Rahmen zurücktritt, tritt auch die 
Darlehnsnatur wieder in ihr volles Recht '). Dieser Vorgang 
vollzieht sich ohne weiteres Zuthun der Parteien. Den 
Grund dieser Eigenthümlichkeit hat man in dem Aufhören 
der irregulären Vertheilung der Gefahr gesehen, während 
diese doch nur das Aufhören des Seedarlehnsvertrages 
bewirken kann, nimmermehr aber eine stillschweigende 
Conversion des Seedarlehns in ein einfaches Darlehn. 
Der Grund derselben liegt eben in der inneren Natur des 
foenus nauticum. Der reguläre Darlehnszweck ist bei 
Begründung des Vertrages Zweck der Parteien. Die be- 
sondere Vertheilung der Gefahr ist nur Inhalt eines Neben- 
vertrages. Der Darlehnszweck ist stärker als der Neben- 
vertrag, er überdauert denselben. Es ist von Heimbach ^) 
an der Hand der Quellen nachgewiesen, dass der Dar- 



*) L. 4. pr. L. 6. D. lit. L. 19. C. (de usuris) 4, 32. nov. 106. 
Basilic. lib. 23, tit. 3. cap. 67. Bei Mangel anderer Dispositionen der 
Parteien trat die Verpflichtung zur Zahlung der höchsten gesetzlich ge- 
statteten Zinsen ein: L. 4. pr. § i. D. ht. L. 19. C. (de usuris) 4, 32 L. i. 
C. ht. Paulus^ rec. sent, II. 14. §3. nov. 106 verlangt besses usurae (iUas 
duas partes centesimae) 8 "/o » ^i^ Zinsen der Kaufleute. Vgl. Goldschmidt 
a. a. 0, p 62, note in. 112. Pardessus^ coli. I. p. 128, note i. 

^) a. a. O. p 277 iF. 461 fF. 
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lehnszweck die Kraft hat, bei Begründung des Darlehns 
für sich allein die Gefahr der mit Verkaufsauftrag an den 
künftigen Darlehnsschuldner übergebenen Sache auf den 
letzteren zu übertragen, obwohl erst mit dem Verkaufe 
das Darlehn perfect wird. Der juristische Grund liegt in 
der stillschweigenden Vereinbarung der Parteien , auf 
Seiten des Schuldners in der stillschweigenden Annahme 
der Sache als Darlehnsvehikel , worin sich die Absicht 
ausspricht, schon jetzt die Gefahr übernehmen zu wollen. 
Mag die Annahme dieses stillschweigenden Vertrages be- 
rechtigt sein, oder nicht, in unserm Falle führt die rich- 
tige Auffassung des Nebenvertrages in seiner Stellung 
zum Darlehnszweck des Hauptgeschäftes zu einer befrie- 
digenden Erklärung. Die Parteien wollen den Darlehns- 
zweck, durch den Nebenvertrag ändern sie die reguläre 
Gefahrübernahme ; sobald dieser Nebenvertrag den beson- 
deren Zwecken der Parteien gedient hat und wegfallt, 
tritt das Darlehn an seinen alten Platz, nur für einen Fall, 
den des Eintritts der Gefahr, soll der Neben vertrag die Kraft 
haben, auch das Darlehn zu vernichten. Halten wir diesen 
Fall der Umwandlung gegen den oben dargestellten ^) des 
Ueberganges eines gewöhnlichen Darlehns in ein Seedar- 
lehn, so wird das Gesagte noch wahrscheinlicher. Der 
Nebenvertrag lehnte sich zwanglos an ein bereits bestehen- 
des Darlehn an, nur der Form nach musste er demDar- 
lehnsgeschäft Rechnung tragen ^), ein in Form der Stipu- 
lation geschlossenes Landdarlehn konnte nicht anders als 
wieder auf formalem Wege zu einem Seedarlehn werden, 
während ein durch Numeration geschlossenes Darlehn auf 
formlosem Wege in ein Seedarlehn umgewandelt werden 
konnte. 



1) pag. 10. 

*) Vgl. Goldschmidt a. a. O. p. 59 ft. Windscheid, § 370, note lO. 
PardessuSf coli. I. p. 71 , 128. note 4, 
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§ 7. 
Vertragsmässige Dispositionen. 

Mehr als auf irgend einem Gebiete ist die Anerkenn- 
ung der freien Verfügung der Parteien auf dem Gebiete 
des Handelsverkehres ein Erfordemiss. Es überraschte 
daher nicht, wenn wir sahen, dass bei der materiellen 
Begrenzung der Gefahr es der Vertragswille war, der 
wirthschaftlichen Erfordernissen gemäss selbst den Begriff 
der Gefahr des Darleihers entwickelte. Um so weniger 
überraschen in der Casuistik der römischen und griechischen 
Quellen eine Anzahl weiterer vertragsmässiger Disposi- 
tionen. Wir haben bereits gelegentlich auf solche hinge- 
deutet. Von besonderer Bedeutung erscheinen die Partei- 
bestimmungen über Anfang und Ende der Gefahrüber- 
nahme und die Sicherung des Gläubigers für die Forderung. 

I. War die Gefahr des Gläubigers die allgemeine 
Seegefahr des Schiffes und der Ladung, so mussten natur- 
gemäss gewisse Grenzen für die Uebernahme geschaffen 
werden. Weil das Darlehnsgeschäfl ein auf Zeit berech- 
netes ist, so war es geboten, auch die Gefahrübernahme 
in gewisse zeitliche Grenzen zu bringen. Weil die mate- 
riellen Folgen aus dem Seedarlehn sich an den Eintritt 
oder Nichteintritt der Gefahr anschlössen, war es wesent- 
lich, zu wissen, von welchem Anfangs- und bis zu welchem 
Endmoment der Gläubiger die Gefahr trage. Auch in 
dem Falle, in dem die nummi oder merces comparatae 
über See gingen, war eine derartige Disposition zu treffen, 
wiewohl sich der Moment, in dem dieselben der Seegefahr 
ausgesetzt und derselben wieder entrückt waren , auch 
äusserlich manifestirte. Es lag namentlich aus dem Grunde 
im Interesse der Parteien , Anfang und Ende der Seege- 
fahr zu fixiren, weil die Gefahren der See nicht zu allen 
Zeiten des Jahres dieselben sind. Aus gleichem Grunde 
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war es auch geboten, die räumlichen Grenzen festzustellen, 
innerhalb deren die pecunia trajecticia den Gefahren der 
See ausgesetzt sein sollte ; denn weder heute noch damals 
erscheinen alle Seewege gleich sicher. Das reiche Mate- 
rial , das sich hier in den Quellen findet , bestätigt vor 
allen Dingen wieder die Uebereinstimmung der griechischen 
und römischen Entwicklung^), die im Folgenden noch 
mehr hervorgehoben werden soll. 

n. Mehr als beim gewöhnlichen Darlehn war der 
Gläubiger beim Seedarlehn daraufhingewiesen, sich durch 
vertragsmässige Uebereinkunft die Erfüllung aus dem 
Geschäfte zu sichern '^). 

Von grosser Bedeutung ist hier die Pfandbestellung, 
nicht nur aus äusseren sondern wesentlich auch aus mate- 
riellen Gründen. Der Schuldner konnte natürlich jede ihm 
gehörige Sache als Faustpfand dem Gläubiger übergeben 
oder ihm ein Pfandrecht daran bestellen. Hier interessirt 
uns die sehr gebräuchliche Verpfandung des Schiffes^) 
und der Ladung*) nicht nur der mit der pecunia trajecticia 

») Besonders hervorzuheben ist: a) Anfang der Gefahrübernahme : L. 
3. D. ht. L. 59. D. (de V. S.) 50, 16. L. 122. § i. D. (de V. O.) 45, i. 
Pardess, I. p. 70. f. v, Kaltenborn^ § 188. Pöhls^ III. p. 815. Neues 
Archiv für Handelsr. {Voigt und Heinichen), B. I. p. 327, ff. Didymus 
Upianus y de usuris p. 198 f. Glück a. a. O. p. 173 ff. Huschke a. a. O. 
B. X. p. 6 ff. Goldschmidt a. a. O. p. 9 f. 29 ff. b) Ende der Gefahr: 
L. 4. pr. L. 6. 7. D. ht. Goldschmidt a. a. O, p. 61. v, Kaltenborn, See- 
recht § 188. L I. C. L 3. L. 4. Cht. -Par^^jjj. I. p. 44. 70. f. Demostheries, 
in Phorm. p. 913. in Lacris. 924 925. in Dionysiod. 1291. — L. 122. § i. 
D. (de V.O.) 45, I. Rhod. compil. II, 18. {Pard. coli. I. p. 237) Glück 
a. a. O. p. 172 ff. u. note 16. Huschke^ p. 5 ff. Goldschmidt , p. 8 ff- 
29 ff. Endemann, p. 291. 

2) Regelsberger, Bair. Hypoth.-R., Einl. g I. 

'') Auch der Schiffszubehör (rö oxsjo;) Demosth, in Polyclea p. 1223. 

^) Demosthen. in Lacrit. 926, in Phormion. 905 ff.; auch Sclaven 
konnten Gegenstand d. Verpfändung sein. Demosth. in Apatur. p. 894: 
ctjvYiv TcoioOaai x"^? v£ü)C xai täv TcaiSü^v. (Schiff und Ladung). Am häufigsten 
die Schiffs- und Waarenverpfändung : Demosth,, in Dionysiodor. p. 1282: 
xal XajjLßavouoiv uito&T)xY)v xrjv vauv. 
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angeschafften Ladung, sei es bei Antritt der Reise oder 
später, sei es die Hin- oder Rückladung, sondern der 
Ladung- überhaupt, gleichgiltig, ob sie mit pecunia trajee- 
ticia angeschafft war oder nicht ^). Diese Schiffs- und Waaren- 
verpfandung kennt das griechische Recht '^), auf welches 
wir weiter unten näher eingehen, und auch das römische ^j. 
Wird seitens des Schuldners die Seereise nicht 
angetreten oder eine andere nicht vertragsmässige, 
so entsteht auch das Pfandrecht nicht, das Pfandrecht 
fällt aber auch mit dem Rückforderungsrecht des Gläubigers 
definitiv und erscheint also ebenfalls suspensiv bedingt, 
wie dieses Rückforderungsrecht selbst^). Tritt aber das 
Rückforderungsrecht ein, so haftet das Pfand für die 
Forderung auf das Kapital und die höheren Zinsen^). Die 
höheren Zinsen können aber nur solange gefordert werden, 
als auch die Gefahrübemahme dauerte, daher die 
Entscheidung der L. 4. pr. cit. : discusso periculo nee pig- 
nora, vel hypothecae titulo majoris usurae tenebuntur. 
Wird nun der Gläubiger für Kapital und Zinsen nicht be- 
friedigt, so kann er sein Pfandrecht geltend machen, es steht 
ihm die Pfandklage gegen den Besitzer der Pfandsache 
zu. Die Befugnisse des Pfandgläubigers sind hier die 
nämlichen wie die jedes andern Pfandgläubigers®). 



Vgl. L. 122. § I. D. (d. V. O.) 45, I. Goldschmidt a. a. O. p. 5 ^• 

*) Kleinschmidt y das foenus nauticum p. 7 f., p. 30, versucht die 
Pfandbestellung als ein BegrifFsmoment des Seedarlehns bei den Griechen 
hinzustellen. Nur die Gebräuchlichkeit ist dort und nicht minder auch bei 
den Römern zu behaupten. 

') L. I. § 7. D. (nautae). 4, 9. L. 2. § 8. D. (de eo quod certo loco) 
13, 4 L. 4. pr, L. 6. D. ht. L. 19 C. (de usuris) 4, 32. Pardessus, coli. 
I. p. 42. Kleinschmidt y das foenus nauticum p. 30 fF. 

*) L. 5. pr.D. (de pignoribus et hypothec.) 20, i. L. 13. § 5.D. eodem. 

•) Vgl. L. 13. § 6. D. (de pignoribus) 20, i. L. ii. § 3. D. (de 
pignor. act) 13, 7. und L. 18. D. (qui potiores i. pign.) 20, 4. L. 4. L. I9- 
L, 22. C. (de usuris) 4, 32. 

^) L. 19 C. (de usuris) 4, 32. 
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Die besprochene Verpfandung des Schiffes und der 
Waaren ist durch Vertrag begründet. Nichts desto weniger 
hat man behauptet, der Gläubiger aus dem Seedarlehn 
habe ein gesetzliches Pfandrecht am Schiff, an den 
Waaren^). Vielleicht liess man sich verleiten durch das 
häufige Vorkommen der Schiffs- und Waarenverpfandung 
und die Aussprüche der Quellen in den LL. 26. 34. D. 
(de rebus auctoritate judicis possidendis) 42, 5. Wo man 
das gesetzliche Pfandrecht leugnete, hat man dem Gläubiger 
ein dingliches Recht an dem Gelde , an der pecunia tra- 
jecticia selbst, oder an den dafür angeschafften Waaren 
und aus der in rem versio auch ein dingliches Recht am 
Schiffe gegeben, woraus denn der weitere Irrthum folgte, 
dass sich der Gläubiger aus dem Geborgenen pro rata 
befiiedigen könne'-*). So SiUchPd'Als^), wenn er sagt, dass 
der Gläubiger seinen Anspruch an die Person seines 
Schuldners verliere, wenn und soweit das Schiff oder die 
Waaren untergehen, jedoch bleibt Pohls bei dem persön- 
lichen Forderungsrecht pro rata des Geborgenen stehen. 
Dass nun dem Gläubiger an dem Gelde, der pecunia tra- 
jecticia, ein Eigenthumsrecht zustehen könne, ist durch die 
Natur' des Vertrages als eines Darlehns unmöglich, da mit 
der datio ja gerade Eigenthum au den Schuldner übergeht, 
während der bisherige Eigenthümer den Eigenthumsan- 
spruch aufgiebt. Es ist auch unzweifelhaft, dass die mit dem 
Darlehn angeschafften Waaren Eigenthum des Schuldners 
sind. Ein dingliches Recht des Gläubigers an den mit 
der trajecticia pecunia angeschafften Waaren oder am 



1) Dieser Ansicht scheint Mittermaier^ Grundsätze des deutschen Pr.-R. 
(7. Aufl) p. 214 zu sein, sie ist entschieden ausgesprochen in: Gemein- 
fassliche Darstellung des europäischen Seerechts etc. etc p. 56 f. 

«) V, Kaltenborriy Seerecht § 188, vgl. Pardessus ^ coli. I. p. 42. 45. 
71, dagegen.« Wtidain Wietske's Kechtslexicon voce Bodmerei p. 246. Jf^och, 
Lehrbuch des Preuss. gem. Pr.-R. p. 773. 

3; Handelsrecht III. § 472 pag. 815 f. 
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Schiffe lässt sich nur rechtfertigen, wenn man das Pfand- 
recht im Sinne hat, und der einzig denkbare Grund eines 
gesetzlichen Pfandrechte ist die in rem versio ^). Ein ge- 
setzliches Pfandrecht aus der in rem versio kann, wie 
sonst, so beim foenus nauticum nur durch Rechtssatz be- 
gründet werden. Ein solcher Rechtssatz existirt aber in 
den Quellen nicht. Eine andere Frage ist es , ob nicht 
in dem Gewähren eines Seedarlehns eine in rem versio 
liegen könne und ob nicht dann dem Gläubiger, dem ver- 
tragsmässig ein Pfandrecht bestellt ist, auch das Vorzugs- 
recht zusteht. Diese Frage ist allerdings unbedenklich 
zu bejahen, sobald die Voraussetzungen für dieses Vor- 
zugsrecht zutreffen^), sie ist eben lediglich von Bedeutung 
für die Priorität der Pfandrechte. Wir kennen daher nur 
ein vertragsmässiges Pfandrecht, welches als accessorisches 
Recht von der Forderung aus dem Seedarlehn abhängig 
ist, mit diesem Forderungsrecht existent wird und unter- 
geht. Nun ist aber die Bedingung „si salva navis perve- 
nerit** gerade nicht existent geworden, wenn das Schiff 
Seeuniälle treffen und nur geborgene Gegenstände ans 
Land kommen, also fallt ein Rückforderungsrecht für den 
Gläubiger definitiv fort und das Pfandrecht ist im Keime 
erstickt. Würde man dem entgegen dem Gläubiger einen 
pfandrechtlichen Anspruch auf das Geborgene zugestehen, 
so hätten wir ein Pfandrecht, welches seinen accessorischen 
Character abgestreift hätte. Dem römischen Recht ist 



*) Kleinschmidtj das foenus nauticum, verwirft mit Recht p. 32 den 
Gedanken, den Fall der L. i. D. (in quibus causis pignus vel hypotheca 
tacite contrahitur) 20, 2. mit dem Falle des Seedarlehns gleichzustellen, 
wenn letzteres zur Reparatur des Schiffes verwendet sein sollte. 

*) L. 3. § I. L. 5. 6. 7. D. (qui potior.) 20, 4. L. 7. C. (qui potior.) 
8, 18. L. 26. 34. D. (de rebus auct. jud. possid ) 42, 5. BasilLc. lib. 53, 
tit. 5. cap. 13. I4. Pardessus y coli. I. p. I13, note i. Arndts^ Pandect. 
§ 385, note 2. Vangerow^ Pandecten, § 386, Anm. I. N. 3. Windscheid^ 
Pand. I, § 246, note 6. 
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ein solches Pfandrecht fremd. Soll daher dem Gläubiger 
ein Anpruch auf das Geborgene zustehen , so kann ein 
solcher aus der ausdrücklichen vertragsmässigen Ver- 
pfandung ebensowenig hergeleitet werden, als aus einem 
gesetzlichen Pfandrecht, es muss dem Gläubiger ein be- 
sonderes Recht eingeräumt werden ^). Wenn allerdings 
Forderungs- und Pfandrecht existent geworden sind, und 
die Pfandsache trifft ein Seeunfall, so ist es unzweifelhaft, 
dass das casuell verschlechterte Pfand (das geborgene 
Pfand) vom Gläubiger angegriffen werden kann. Darin 
liegt eben nichts Besonderes. 

Soweit die berührten Irrthümer nichts sind, als unzu- 
lässige Rückübertragungen heutiger Grundsätze in das 
römische Recht, verdienen sie kaum Berücksichtigung^ 
anders, wo sie sich auf das griechische Recht stützen. 

Pardessus^) behauptet für das griechischeRecht folgende 
vom römischen Rechte abweichenden Sätze, die, wenn sie 
sich bestätigen, das Band zwischen der griechischen und 
römischen Entwickelung bedeutend lockern würden. Diese 
Sätze modifiziren die Gefahrübernahme wesentlich: 

I. Der Darleiher gibt das Darlehn auf das Schiff",, 
auf die Waaren, so, dass er eine immittelbare Herrschaft 
über die betreffende Sache des Schuldners erhält (ein 
dingliches Recht, ein stillschweigendes Pfandrecht); „des 
marchandises affiect^es au pr^t." 



1) Pohls , Seerecht III. p. 8i6 behauptet dieses. Das Argument 
der L. 4. i. f. C. ht. beweist in dieser Richtung gar Nichts. Wenn Pohls 
sagt, dass dem Gläubiger „dasjenige, was geborgen ist, zu Gute komme", 
so ist nicht klar, ob Pohls damit ein dingliches Recht (Pfandrecht) oder 
jenen verhältnissmässigen Anspruch gegen den Schuldner meint (vgl. pag. 815), 
wahrscheinlich das Erstere (p. 816). 

*) coli. I. p. 44 fF., besond. pag. 47. Böckh, Staatshaushalt, p. 145 : 
„der Sefezins (rv/o; vautuöc, ezSooi;), oder die Bodmerei, wobei nach 
hellenischem Gebrauche das Schiff, die Ladung, oder das Fähr- undi 
Frachtgeld für das Kapital haftet". 
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2. Die Ansprüche des Gläubigers beschränken sich 
auf das Geborgene. Der Darleiher trägt zur grossen 
Havarie bei. 

3. Wird zwanzig Tage nach Ankunft nicht bezahlt, 
so kann der Gläubiger die verpfändeten Geg-enstände ver- 
kaufen, den Ausfall kann er gegen den Schuldner geltend 
machen. 

Diese Sätze stützen sich besonders auf die von 
Demosthenes mitgetheilte avyyQacprj in der Rede gegen 
Lacritos^). Zunächst ist zu bemerken, dass wir in dieser 
avyyQaq)i] kein Gesetz sondern einen Vertrag haben. 
Pardessus interpretirt diesen wie ein Gesetz imd abstrahirt 
aus den einzelnen Vertragsbestimmungen allgemeingültige 
und übliche Rechtsgrundsätze. Das ist jedenfalls unzu- 
lässig. 

Androkles und Nausikrates haben an Artemon und 
ApoUodor 3000 Drachmen als Darlehn gegeben auf die 
Seereise nach Mende oder Skione, von dort zum Bosporus 
und nach Willkür der Schuldner an der linken Küste 
nach Borysthenos, und zurück nach Athen, unter bestimm- 
ten Zinsfestsetzungen Inl oivov >c8Qaf,uoig Mevöaioig tqiq- 
XiUoigy 6g TiXevaelTai ix Mhörig^rj Sxuovr^g iv rfj ehoaoQfiP 
'jjv ^YßlrjCiog vavylrjQsl* Sie leihen auf diese Waare, eine 
Verpfandung liegt darin noch nicht, sonst würde in der 
üvyyQctifrj nicht fortgefahren werden: vTVOTid^eaGi ds zaiiza^ 
ovx otpBilovTeg anl rouTOig allo) oväsvl ovdev aQyvQiov^ ovS* i- 
niöavsiaovxat. Sie verpfänden zugleich ausdrücklich diesen 
Wein unter der Versicherung, dass sie darauf noch nicht 
schulden, dass er noch nicht verpfändet ist, und dass sie 
ein weiteres Seedarlehn unter der üblichen Verpfändung 
nicht aufnehmen wollen. Diese Versicherung erklärt sich 
daraus, dass der Pfandgläubiger durch andre Pfandinteres- 



*) Demosthenes {Reiske) 925. 926. 927. 
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senten beschränkt werden konnte, namentlich durch ältere, 
und aus der späteren Bestimmung: 

iav de fit} etafidlioac — i^slo/nevoi onov av fxrj avlai waiv 
^Ad-r^vaioig^ y^al iviev^ev xavanlevoavTeg ^A^r]vaC,e^ zovg toxovS 
ciuodidovTOiv, 

Nahm der Schuldner ein weiteres Darlehn auf, so 
konnte die verpfändete Waare an einem Orte , wo den 
Gläubigern zu Athen eine Geltendmachung ihres Pfand- 
rechts nicht möglich war, von andern Interessenten bean- 
sprucht werden. Nun heisst es in der ovyyQaq>ri weiter: 

acüd^ivzcüv de twv XQr^fjiazwv ^A&rjva^e^ ccTZodoiaovaiv oi 
daveiOccfieioi TOig davelaaai z6 yiyvofisvov dqyvQiov xard t^v 
GvyyQaq)^v tjjlisqwv tixoaiv äqi* r-g dv eX^ioaiv ^Ad^r^va^s ivtai^g^ 
ttA^v ixßolrjg^ ijv dv oi ovfiTtloi tpr^q^tadjtisvot xoivfj exßdlwvTai, 
xai dv TL Ttolsiniotg dnoviouyai^ xoiv d'äHcov drcdvTOv ivteleg. 
Zwanzig Tage nach wohlbehaltener Ankunft der Waaren 
nämlich der ex tov IIovtov dvTirpoQiiaMvTa, die zugleich 
mitverpfändet sind, wie aus dem Zusammenhange hervor- 
geht, soll die Zahlung von Kapital und Zinsen stattfinden. 
DerSchuldner hat sich aber ausbedungen, von dem schuldigen 
Kapital und Zinsen verhältnissmässige Abzüge an Haverei- 
kosten etc. zu machen, xcu naQs^ovac xolg Saveiaaac rrjv 
vTiod^Tixr^v dvenaq)ov xQareiv, scog dv dnodiiSai xo yiyvof.tsvov 
doyvQiov xazd trjv aiyyyQa€pi]v, eine weitere Vertragsbestimm- 
ung dahin, dass die Waare, an der ein hypothekarisches 
Recht schon bestand, nun auch zu Faustpfand übertragen 
werden sollte, idv de (.tr duodcooiv iv rcf) ovyxeifievfo xporr^;, 
zdvnoxei/iiercc xdig daveiaccaiv e^eGTto vrtod^elvai xal dnodood^ai 
TTJg vnaQxoicT^g Ti/Liijg . xal idv xi llXeinri tov dqyvQiov^ o 
del yevea&ac zeig davelaaai xazd zf^v oiyyQa(pj]vy xazd ^Aqzi" 
(,LOvog xal ^Anoi).od(x)Qov eazio rj TiQa^ig zoig dareiaaai xal 
C'X zcüv zovTcov djidvzcov xal iyyeiwv xal vavzixrov navzaxov^ 
07T0V dv cüGi , xad^aTteQ dixT^v iocphxozcov xal VTieQt^/iieQiov 
ovzcov, xal hl exazeQoj zcov dareiadvTCov xal dfiq^oieQOig. 
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Hier haben wir folgende auf dem Gebiete des Pfand- 
rechts liegenden Eigenthümlichkeiten anzuerkennen : 

1. Es geschieht keine Erwähnung einer persönlichen 
Klage gegen den Schuldner, der Gläubiger greift bei 
Fälligkeit der Schuld sofort das in seinen Händen befind- 
liche Pfand an. 

2. Die Beftiedigung geschieht auf privatem Wege, 
durch Privatverkauf (vnaQxovCfjg Ti/.iijg) ^). 

3. Wegen des Ausfalles hält sich der Gläubiger an 
das gesammte übrige Vermögen des Schuldners xad^ansQ 
dixfjv cicplT^xoTCOv xai vneQr^fiieQtav ovtcov. 

Es ist wohl anzunehmen, dass es nach griechischem 
Recht möglich war, Verträge zu schliessen über die Be- 
friedigung aus dem Pfände^. Gerade das genaue 
Fixiren dieser Bestimmungen in der avyyQaq)!} beweist, 
dass ohne solche vertragsmässige Einigung das oben ge- 
schilderte Vorgehen des Gläubigers nicht gesetzlich war. 
Jedenfalls liegen diese Abweichungen auf dem Gebiete 
des Pfandrechtes und der freien vertragsmässigen Einig- 
ung. Für diese Auffassung spricht auch der Umstand, 
dass sich die atheniensischen Gläubiger das hypothekari- 
sche Pfand auch noch als Faustpfand bestellen lassen. 
Man kann daraus schliessen, dass ihnen Dritten gegenüber 
dieses unmittelbare Angreifen des Pfandes an sich nicht 
zustand (exceptio excussionis). Der unmittelbare Angriff 
auf das übrige Vermögen erklärt sich ebenfalls nur auf 



1) Vgl. Demosthenes ^ in Apatur. 894: arj/e li ouxool dcpeiXoiV eui 
tJ vYji TiJ auTOO TSTTapaxovxa [xväc, xal 01 ^p^orai xaTT^TrEiyov auTov diraiTOüvXft;^ 
xal evsßaxeoov eic xrjv vaöv elXocpÖTSC x^ uirEpTjjxepia. — tuV/]v TcoioO{j.ai xf]; 
vewc xai xÄviratSaiv, ewc aicoSotr] xac xe Ssxa p-väc, a? 81' eaoö eXaße, xal xac 
xptdxovxa, (I)v xaxsoxr^asv ejAs eyY'Jsxrjv xcu xpaiiejixig. — -navxa 8e itoiiQoac xat 
eic aitaaav dite^^^siav xoÜxü> eX^wv, jiöXi; etaeirpaSa xo dpY'ipiov T:pa^6iOT]C x^c 
ve(i); Xftxrapdxovxa jivöiv, oaouiiep ig deoic ijv. — 

*) Man vergleiche den oben^citirten Fundamental satz des griechischen 
Vertragsrechtes: Demosthen. in Dionysiodor. p. 1283. 
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diesem Wege, dass sie das sonstige Vermögen überhaupt 
angreifen durften, entspricht aber gerade den römischen 
Grundsätzen beim Pfandrecht. Die Natur des foenus nau- 
ticum zeigt sich auch in dem Falle dem römischen Rechte 
ganz conform, wenn die Schuldner gar keine Rückladung 
nach Athen zurückbrachten. Hier hatte der Gläubiger 
keine Hypothek, und die Waare, worauf er geliehen, existirte 
nicht mehr, wenigstens nicht mehr im Bereich des Gläu- 
bigers. Der Schuldner war verpflichtet, zu zahlen {zovg 
Toxovg anodidovTcov xovg ueqvoi yQaq)h%ag etg ttjv avyyQatpfjv), 
Dass femer die Gläubiger sich bei Verlust des Schiffes 
an die geborgenen Waaren halten können, erscheint 
nicht wunderbar, da ja das Seedarlehn nicht inl nkoitfty 
sondern inl rdtg XQrj^iMi, gegeben ist imd diese zugleich 
verpfändet sind. Werden sie gerettet, so ist die For- 
derung existent^), und bei Nichtzahlung können auch die 
Gläubiger ihr Pfandrecht ausüben. Das folgt aus der 
Bestimmung der aiyy()aa'?; selbst: acod^evTtüv de zcuv xQ^^idto^v 
^A^jjva^s, dnodwaovaiv oi daveiadfievoi etc. Wenn nun 
auch nach glücklicher Ankunft dem Gläubiger das Recht 
auf das Geborgene zustehen soll, so ist das wiederum 
Folge einer besonderen vertragsmässigen Bestimmung. 
Wenn Pardessus in dieser ovyyQaq>r^ die übliche Form des 
griechischen Seedarlehnscontractes erblickt, so sollten 
schon die für den Schuldner sehr harten Bedingungen, 
die sich nicht völlig aus dem Vertrage selbst erklären, 



*) Sehr instnictiv in dieser Richtung ist der hex Demosthen, in'PhoTxa. 
p. 905 f. mitgetheilte Fall : Phormion hat vom Chrysippus auf die Seereise 
nach dem Bosporus 20 Minen geliehen, er sollte dort nach der «wy^pacpT] 
Waaren einkaufen und die Rückreise antreten, er ladet jedoch entgegen 
der cpJYYpacpT] keine Waare. Auf der Rückreise geht das Schiff verloren. 
Es heisst darauf ganz consequent: 6 Ss <t>op^(<i>v xaTanXeOcac uorepov %ai 
tÖ apYoptov anaiTOüpievoc xo jiiv icpöTOv, ol; l^ij XpüatTCTcoc xai d^siXstv 
(uitoXoyet, xai aicoSuoativ uTcio^veitai. 

4 
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misstrauisch machen. Der Anfang der Rede gegen 
Lakritos verbreitet aber genügendes Licht; die Ver- 
klagten sind nämlich Phaseliten : Ovdki^ yMUor dtanQuno]- 
tai oi (Daar.lhai , co ävÖQeg diy.uaiaiy ixlX arteQ elcod'aoiv ' 
ovioi yccQ denoraiOL ftsv hol davsioaad-ai iQr^f.iax' iv nf 
if.i7iO()iq), tTCbidav de ldß<oaixal aiyyQaiptjv aDyyQocipcovTaLvav' 
Tix^v evO^vg ineldo^ovio xal xuv ovyyQucpiuv xai %wv vo^uov 
u. s. w. Man sieht, dass es gerathen war, sich einem 
solchen Schuldner gegenüber genau zu verklausuliren. 
Wir begegnen denn auch bei Demosthenes, obwohl seine 
Reden vielfach das Seedarlehn betreffen, nie wieder einer 
so weitgehenden Formulirung des Vertrages in der 
OiryyQcccpri i). 

Nicht minder gebräuchlich als die Verpfändung war 
das Versprechen einer Conventionalstrafe 2) für den Fall 
der nicht rechtzeitigen oder überhaupt vertragswidrigen 
Leistung, und eine solche war um so mehr im Interesse 
des Gläubigers, als dem Schuldner schon ^ an und für 
sich eine längere Frist zur Beschaffung des Geldes ge- 
geben wurde. Dass eine Conventionalstrafe daher ge- 
wöhnlich bei Abschluss des Vertrages oder auch später 
ausbedungen wurde, sprechen die Quellen ausdrücklich 
aus^). Die Conventionalstrafe. zur pecunia trajecticia 
hinzugefügt, sichert dem Gläubiger einen Darlehns- 
anspruch, der erst mit Ablauf der Gefahrübernahme 
fällig wird, sie selbst ist daher erst zu leisten, wenn den 
Gläubiger keine Gefahr mehr trifft. Dieser Umstand 
influirt insofern auf die Höhe der Conventionalstrafe, als 
dieselbe an die Stelle der Zinsen tretend den Betrag der- 
selben, also die centesimae usurae, nicht überschreiten 



*) Der Auszug einer a'jyYpacpjfj bei Z>^wöj^Ätfw., inDionysiodor p. 1282. 

2) Windscheid, Fand. II. §' 285. 286. 

3) Vgl. L. 9. D. ht. L. 23, D. (de O. et A) 44, 7. Basil. IIb. 52 
tit. I (de O. et A.) cap. 22. 
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darf ^). In dieser Funktion war dann die Conventional- 
strafe für den Gläubiger ohne Vortheil, da er sich ja 
durch Stipulation der centesimae usurae decken konnte. 
Es ist nun von Ihering'^) neuerdings nachgewiesen, dass 
die poena trajecticiae pecuniae der Quellen auf die Con- 
ventionalstrafe in dieser Funktion nicht zu beziehen ist, 
sJondem auf eine weitere Stipulirung von Spesen in An- 
sehung der operae servi, die zur Stipulation der Land- 
zinsen hinzutrat, so dass hierdurch der Schuldner zur 
schleunigen Erfüllung angehalten war ^). 

Die Conventionalstrafe ist aber, wie bei jedem andern 
Vertrage, auch denkbar als Mittel, sich die Ausführung 
des Contractes überhaupt, sein Interesse daran, dass er 
zur Erfüllung gelange, zu sichern, die Strafe ist auf 
den Contractsbruch gesetzt^). Als solche unterliegt sie 
nicht den Beschränkungen der Zinsen^). Es ist bereits 
oben bemerkt worden, dass es im Interesse des Gläu- 
bigers lag, den Schuldner, sobald er zugleich Schiffer 
war, andernfalls den vom Schuldner gedungenen Schiffer, 
auf der Fahrt zu controliren. Es war dies nicht anders 
zu erreichen, als dass der Gläubiger entweder selbst das 



*) Glück a. a. O. Bd. 21, p. 196 f. L. 44. D. (de usuris) 22, i. L. 13. 
§ 26. (de act. emt.) 19, i. L. 4. pr. D. (de foen. naut.) 22, 2. 

*) Jahrbücher für die Dograatik XIX. p. I — 23. vgl. Kleinschmidt ^ 
das foenus nauticum p. 33 f. 

®) Bedenken gegen diese Interpretation Iherings erregt der Umstand, 
dass in dieser altera stipulatio doch ebenfalls, wie Ihering auch sagt, eine 
Umgehung der Zinsbeschränkung liegt, gegen die die Römer sonst überall 
zu Felde ziehen. L. 4 pr. D. ht. Ihering a. a. O. p. 9. II. 

♦) L. 7. C. (de navicul.) 11, i. L. 3. C. ht. Demosthen. in Diony- 
siodor. 1294*. sav Vz iatq napaa^waiv eacpav*^ xb. uTtoxstjAsva xai avsira'fa, ij 
TtOiinfjüjat Ti Tiapa Tr]v cjYYpa3>7]v aT:o5tSÖTü>aav Si-}.a3'.a t« ^pi^^iara. vgl. 
Goldschmidt a a. O p. 16 note 31. Ein Contractsbruch liegt auch vor in 
p. 905 906 der Rede gegen Phormion^ zugleich hatte aber Phormion die 
pecunia trajecticia nicht der Seegefahr ausgesetzt. 

*) § 7. J. (de V. O.) III, 16. L. 2. § 8. D. de eo quod c. 1.) 13, 4. 

4* 



-^ 52 — 

Schiff begleitete ^) oder einen Vertreter mitsandte. Als 
letzteren wählte man schon in Griechenland einen Sklaven^), 
ebenso in Rom ^). Von der Bedeutung der operae servi 
als trajecticia pecunia und der poena trajecticiae pecuniae 
ist bereits oben die Rede gewesen. Das Mitsenden des 
Vertreters sicherte den Gläubiger vor Nachtheilen, die 
ihm aus einer unterlassenen Mahnung oder einer mora 
accipiendi erwachsen konnten. Der Sklave oder Ver- 
treter war dann ermächtigt, die Mahnung vorzunehmen 
und Zahlung zu empfangen*). 

§ 8. 

Die Klage. 

Man hat darüber gestritten, welche Klage der Gläu- 
biger aus dem foenus nauticum anstellen könne. Dieser 
Streit ist zumeist identisch mit der Differenz hinsichtlich 
der Natur des foenus nauticum selbst und wie diese mo- 
tivirt dadurch, dass die Quellen über die juristische Natur 
und die Klage ein direktes Zeugniss nicht enthalten. 
Gegen die actio praescriptis verbis aus dem Innominat- 
contract haben wir uns im Vorhergehenden bereits öfter 
ausgesprochen. Dieselbe ist aus den Quellen, welche an 



*) Pard. coli. I. p. 44. 

*) Er hiess zepiiaxoXouöoc vgl. Demosth, in Phorm. p, 909. 914. Pard, 
coli. I. p. 44. V, Kaltenborn^ Seerecht II. p. 236. Pohls ^ Handelsrecht 
in. p. 816. 

«) L. 4. § I. D. ht. L, 23, D. (de O. et A.) 44, 7. Rhod. Compil. 
p. II, cap. 18 (Pardessus, coli. I. p. 236 f.) BasiL lib. 53. tit. 5. cap. 4. 
{Heimbach^ V. p. 117.) Pardessus, coli. I. p. 71. Ihering^ Jahrbücher für 
die Dogmatik XIX. p. 9 ff. ^ 

*) Glück a. a. O. p. 188. Huschke a. a. O. p. 9. Goldschmidt a. a. 

a p. 5 f. 
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an der Darlehnsnatur festhalten^), nicht zu erweisen. Gegen 
dieselbe ist auch schon von Glück^) geltend gemacht, 
dass auch im zutreffenden Falle eine obligatio ex re 
(durch datio begründet) vorliege, die immer nur eine 
Verpflichtung zur Rückgabe von soviel, als der Schuldner 
empfangen hat, involvirt^). Wir ständen eben auch vor 
einer zweiten obligatio, die die weitergehende Forderung 
auf Zinsen begründet. Zweifellos ist es, dass da, wo das 
foenus nauticum durch Stipulation begründet ist, die actio 
ex stipulatu dem Gläubiger zusteht auf Kapital und 
Zinsen*). Wie aber, wenn das foenus nauticum durch 
obligatorische Numeration begründet ist und das Zins- 
versprechen unter der Fomr des nudum pactum hinzutritt? 
Dass hier eine Stipulation nicht fingirt werden dürfe, 
auch darüber herrscht kein Zweifel^). Ist es nun wahr, 
dass die Römer von der Auffassung der pecunia trajec- 
ticia als Darlehn sgeschäft nicht gewichen sind, so ist die 
Klage auf das Kapital die condictio ex mutuo. Diese 
war aber eine condictio certi. Intentio und condemnatio 
der Klagformel mussten auf die gleiche bestimmte Geld- 
summe lauten. Die Zinsobligation, die durch nudum 
pactum begründet war, konnte der judex nicht bei der 
Darlehnsklage berücksichtigen (litem suam facit)^. Beim 
Gelddarlehn hielt man an der durch die Klagformel be- 
dingten Strenge fest, beim Fruchtdarlehn hatte man 



*) Die actio praescriptis verbis ist neuerdings wiederum vertheidigt 
von Kleinschmidt y Das foenus nauticum pp. p. 38 fF. p. 45 fF., jedoch in 
nicht völlig überzeugender Weise. Vor Allem bleibt unerklärt, wie ein 
InnominatcoDtract sich stillschweigend in ein Darlehn umwandeln könne, 
was doch beim Seedarlehn eintreten würde. 

*) Vgl. a. a. O. p. 167. 

•) L. 9. C. (de non numerat. pec.) 4, 30. 

♦) L. 122. § I. D. (de V. O.) 45, I. Goldschmidt a. a. O. p. 5 f. 
p. 25 ff. Glück a. a. O. p. 200. v, Savi^ny, System VI. p. 131. note m. 

») V. Savigny, System VI. p. 127 f. Heinibach^ Creditum p. 481. 

•) Vgl. Gaius IV. § 52. 



— 54 -- 

diese Schranke fallen lassen, und es konnten daher die 
im nudum pactum versprochenen Zinsen in einer incerta 
condemnatio Berücksichtigxmg finden ^). v, Savtgny ^ 
zögert, dieses beim föenüs nauticum ebenfalls auszu- 
sprechen. Wir gelangen auf folgendem Wege zu einem 
befriedigenden Resultat. Es ist von Uetmbach^) ent- 
wickelt, dass man die L. un. D. (de condict. ex lege) 13,2: 

Si obligatio lege nova introducta sit, nee cautum 
eadem lege, quo genere actionis experiamur, ex Lege 
agendum est, 

zur Zeit Justinian's nicht nur auf die eigentlichen 
leges, sondern auch auf die Kaiserconstitütionen zu 
beziehen kein Bedenken trug. Im Justinianischen Recht 
hat aber der klagbare Zinsvertrag beim foenus nauticum 
den Charakter eines A^usnahmegesetzes. So würden wir 
zur Construction einer condictio ex lege aus dem foenus 
nauticum gelangen. 



») V. Savtgny f System VI. p. 130 fF. 
*) Ibid. p. 131. note m. 
3) a. a. O. p 481 f. 
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Die Entwicklung im Mittelalter. 

§9. 
Die kirchlichen Quellen. 

Es ist nicht zu bezweifeln, dass unter dem Einflüsse 
der kirchlichen Gesetzgebung die materielle Natur des 
foenus nauticum sich nicht änderte. Die Quellen des Kir- 
chenrechts enthalten keine Bestimmungen, die das Wesen 
des foenus nauticum ergriffen hätten. Ebensowenig aber hat 
die kirchliche Gesetzgebung hier die Frage des Zinses 
alterirt. Wenn schon die Justinianische Gesetzgebung der 
freien Bestimmung des Zinses zwar nicht beim foenus nauti- 
cum wohl aber beim Landdarlehn Beschränkungen auferlegt 
hatte, so sah sich die kirchliche Lehre und Gesetzgebung 
veranlasst, das Nehmen von Zinsen überhaupt unter Ver- 
bot zu stellen. Dieses Verbot, erwachsen zunächst a;us 
dem Bestreben , die Lehre Christi von der Nächstenliebe 
von dem Gebiete der religiösen Moral in das des positiven 
Rechtes überzuleiten ^), und mit den Aussprüchen des alten 
Testamentes und der Philosophen des klassischen Alter- 



') Naumann, Geschichte des Wuchers p. 3 fF 
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thums belegt, bezog sich zunächst nur auf das Darlehn 
und ergriff als Wucher jedes Mehr, welches der Gläubiger 
ausser dem dargeliehenen Capital vom Schuldner empfangt. 
Die Kirche war zunächst nicht im Stande, das Zinsen- 
nehmen der Laien zu verbieten, — im Clerus verfolgte 
sie es mit den härtesten Strafen — , weil die Jurisdiction 
der Kirche nicht stark genug war, ihrem Verbote bei 
Laien Achtung zu verschaffen^). Mit der Erweiterung 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit fand das Verbot des Zinsen- 
nehmens mehr und mehr Anwendung auf Laien. Während 
noch das Decretum Gratiani ^) den früheren Rechtszustand 
wiedergiebt, fand in den Dekretalen nicht nur materiell 
das Zinsverbot eine fast imbegrenzte Ausdehnung, son- 
dern dasselbe erstreckte sich auch gleichmässig auf Laien 
und Clerus^). Wie stand es um die Einwirkung dieses 
Verbotes beim foenus nauticum? Massgebend ist hier 
das cap. 19. X. 5, 19. Viele Erläuterungen dieses cap. 
19. sind versucht. Nach dem heutigen Stande der Liter- 
pretation ist es nicht mehr zweifelhaft, dass das kanonische 
Recht das foenus nauticum von dem allgemeinen Zinsenver- 
bote eximirte. Hier interessiren. uns zwei Punkte, zu- 
nächst die innere Begründung der Ausnahmestellung des 
foenus nauticum. Der innere Grund, dass hier das Zins- 
verbot keine Anwendung findet, ist der nämliche, wie der 
in den Quellen des römischen Rechts klar ausgesprochene : 
die Uebernahme der Gefahr (eo quod suscipit in se peri- 
culum recepturus aliquid ultra sortem). So gut, wie der- 
jenige, der eine fremde Schuld tilgt, den Schuldner von 
einer Last befreit und ihm so indirect etwas leistet, mit 
demselben Recht kann man von einer Leistung reden, 



*) Neumann a. a. O. p. 6 fF. p. 9 

*) c. 4. C. 14. qu 3. c. 9. C. 14. qu 4. 

^) Neumann a. a. O. p. 12 ff. 
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wenn der Gläubiger eine besondere Gefahr auf sich nimmt, 
die eigentlich der Schuldner zu tragen hat. Dieses Mehr 
der Leistung erheischt ein Mehr in der Gegenleistung von 
der andern Seite. Es ist der Grundsatz der L. 5. pr. D. 
(de foen. naut.) 22,2^ dem sich auch das kanonische Recht 
nicht zu verschliessen vermochte und der seine Stütze in 
den römischen Quellen weiter darin fand, dass auch bei der 
Bürgschaftsleistung eine Vergiitung zugelassen wurde ^). 
Der Bürge vermehrte durch seinen Beitritt den Credit des 
Schuldners, er wurde dafür bezahlt. Der Darleiher' beim 
foenus nauticum creditirte in erhöhtem Grade, und dieser 
erhöhte Credit verlangte ebenfalls Bezahlung. Beschränkte 
nun das kanonische Recht die Vergütung des Credites 
auf das foenus nauticum, so war das in der That eine 
Inkonsequenz. Thatsächlich lag in der Anerkennung des 
Seezinses nicht eine Ausnahme vom Zinsverbot, sondern 
eine theilweise Aufhebung desselben '^), Mochte man aber 
auch in der kanonistischen Theorie geneigt sein, der 
Konsequenz des Wucherverbotes auch beim foenus nauti- 
cum freien Lauf zu lassen, die Praxis war jedenfalls zweifel- 
los auf Seite der das foenus nauticum begünstigenden 
Ausnahme. Man hielt sich also an die Zinsgrenze der 
usurae centesimae ^). 

Merkwürdig ist femer der in dem cap. 19 cit. ent- 
haltene Hinweis auf das foenus quasi nauticum in den 
Worten „vel eunti ad nundinas". Sollen diese Worte den 
Begriff des foenus quasi nauticuni kennzeichnen, so ist 



*) L. 6. § 7. D. (mandati) 17, i. L. 23. C. (de non numerat. pec.) 
4, 29. Bartolus in L. 19 § I. D. (de donation.) 39, 5. Baldus in L. 6 
§ 7. D. (mandati) 17, i. 

*) Endemann a. a. O. p. 319 ff. Neumann a. a. O. p. 19. p. 17. 
note 5. p. 49. p. III, note 2. p. 458, note i. 

3) Neumann a. a. O. p. 17, note 5. in fine p. 458, note I. irrt wohl 
in diesem Punkte unter dem Einflüsse der unrichtigen Deutung der Be- 
stimmung Justinians. 
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der Begriff bedeutend enger gefasst als in der L. 5 pr. D. 
(de naut. foen.) 22, 2, Letztere spricht von einem Daxlehens- 
vertrage, bei dem der Gläubiger sein Rückforderungsrecht 
verliert, wenn eine bestimmte Thatsache eintritt oder nicht 
eintritt, der Eintritt der Thatsache mag sogar abhängig- 
sein von dem Willen des Schuldners. Das cap. 19 cit., 
mag es nun das foenus quasi nauticum auf den Fall des 
ire ad nundinas haben beschränken wollen oder nur eine 
Exemplifizirung des Begriffes enthalten, ist möglicher 
Weise die Veranlassung gewesen zu der Definition des 
Didymus Uptanus, der wir oben bereits gedacht haben ^). 
Das „ire ad nundinas" beweist aber klar, das die kano- 
nistische Lehre nicht in den Fehler verfiel, die wirthschaft- 
liehe Bedeutung des foenus quasi nauticum als Darlehn 
zu verwischen, wie es von Neueren geschah ^j. In der 
principiellen Auffassung stand die kirchUche Gesetzgebung 
unzweifelhaft auf dem Boden des römischen Rechtes. 
Nicht so bestimmt sprechen die weltlichen Qiiellen , die 
Aufzeichnungen des Gewohnheitsrechtes und die particu- 
lären Statutarrechte des früheren Mittelalters. Es wird die 
Aufgabe des folgenden Abschnittes sein, zu prüfen, ob 
das Seedarlehn in den mittelalterlichen Quellen des See« 
rechts im Gewände des römischen Rechtes erscheint oder 
nicht, und ob wir zu der etwa veränderten Gestaltung des 
Seedarlehnsvertrages die Brücke vom römischen Recht 
aus zu finden vermögen, oder eine andere Quelle anzu- 
erkennen haben. 

§ 10. 
Die südlichen (romanischen) Quellen. 

Die Zeugnisse über den Seedarlehnsvertrag in den 
romanischen Quellen sind zunächst sehr spärliche, noch 



*) Vgl. Didym. Upianus, de usuris etc. 1761) p. 188. 
*) Namentlich von Glück a. a O. p. 161. 
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weniger gestatten sie immer einen klaren Einblick in die 
innere Natur des Seedarlehns. Allerdings findet sich in 
den Interpretationen des Antanus zu des Paulus receptae 
sententiae ^) ein direkter Hinweis auf das Seedarlehn der 
Romer mit bewusster Beziehung , wie es scheint ^) , auf 
die L. I. D. (de naut. foen.) 22, 2 des Modestinus: 

Trajecticia pecunia dicitur, quae in navi, ut ad 
transmarina deferatur, deponitur; quia maris pericula 
committitur, in quantas convenit usuras hanc pecunian^ 
dare creditor potest, 

ein Beweis, dass die Grundsätze des foenus nau- 
ticum im Westgothenreich, in Spanien und einem Theile 
Galliens unverändert Aufnahme fanden. In den excep« 
tiones legum Romanarum des Petrus y verfasst in der 
zweiten Hälfte des elften Jahrhunderts^), lib. IE. cap. -^2, 
finden wir ein ferneres ausdrückliches Zeugniss von der 
praktischen Geltung des römischen Seedarlehns: 

„Sin autem detur mutuum , ut ultra mare portetur, 
vel in aliquam partem longinquam, potest praestare per 
duplum triplum.** 

Ueberraschend erscheint die Höhe des Ziiises und 
die Auffassung vom foenus quasi nauticum, der wir 
schon bei der Besprechung der kirchlichen Quellen Er- 
wähnung gethan haben. Die bewusste Anlehnung an 
die griechisch-römische Rechtsentwicklung hatte uns 
oben veranlasst, die materiellen Bestimmungen der sog. 
Rhodischen Seegesetze mit in die Darstellung des foenus 
nauticum hineinzuziehen, wiewohl sie einer späteren Zeit 



>) Lib. II. tit. 14. de usuris, bei Pardessus, coli. I. p. 150 (aus dem 
Breviarium Alaricianum v. 506.) 

*) Vgl. Pardessus 1. c. note i. 

^) Pardessus y coli. I. p. 137. p. 154. note. 
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angehören^). Der unbestimmt Charakter der Sammlung 
gestattet jedoch nicht, weitere Schlüsse aus ihrem ma- 
teriellen Inhalte zu ziehen, als eben den, dass das foenus 
tiauticum praktische Geltung hatte. Schwieriger ist die 
Entscheidung in den folgenden Quellenstellen. 

Die Verordnung und Gewohnheit von Trani^) (1063) 
enthält im cap. 31 die Bestimmung der Consuln: 

„Dass jeder Schiffer die Freiheit hat, Alles zu thun 
für Rettung des Schiffes aus Seegefahr oder aus der 
Gefahr der Nehmung durch die Corsaren: und wenn er 
G-eld zu diesem Zwecke nöthig hat, so ist er befugt, ein 
Darlehn aufzunehmen auf das Schiff.,, 

Aehnlich knüpfen die Jugemens d'016ron^) (12. Jahr- 
liundert) im art. i an das Verbot des Verkaufes des 
Schiffes durch den Schiffer ohne vorhergehendes Mandat 
der Rheder die Befugniss des Schiffers, Geld zu leihen 
^um Nutzen des Schiffes, unter Verpfandung der Aus- 
rüstungsgegenstände des Schiffes (mettre en gaige), imter 
Zustimmung des Schiffsvolks. Welchen Charakter dieses 
Pfandrecht hatte, ist aus den Jugemens nicht ersichtlich. 
Ausserdem concurrirt ^it dieser Befugniss des Schiffers 
noch eine andere. Nach art. 2^ der Jugemens ist es 
dem Schiffer gestattet, im Falle der Noth Waaren der 
Ladungsinteressenten in Höhe des Bedarfes zu verkaufen, 
sobald es ihm nicht möglich ist, im Heimathshafen von 
seinen Rhedem oder den Ladungsinteressenten Geld zu 
erlangen. Die Concurrenz der Massregel des Waaren- 
verkaufes und desLeihens unter Verpfandung der Armatur- 



*) Vgl, PardßssuSj coli. I. p. 231 rf. pars II. cap. 17. u. 18. pars III. 
■cap. 16, 17. 18. vgl» Pardesstis 1. c. cap. 6. Kdltenborn, Seerecht I.p. 17 f. 
setzt die Zeit der Entstehung der Compilation in das 7. Jahrhundert p. Chr. 

') Pardessus, coli. V., p. 237, über die Geschichte der Quelle vgl. 
ibid. p 217 fF. 

') Pardessusy coli. I. p. 323, über die Geschichte und Ausdehnung 
ibid. p. 283 flF. V, Kaltehborn, Seerecht I. p. i8. 
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gegenstände ist nicht ausdrücklich in den Jugemens 
entschieden. Weder direct noch indirect sprechen sich 
die Jugemens über die Natur dieses Darlehns aus. Dass- 
der Schiflfer zum Nutzen des Schiflfes für den Schiffseigner 
ein Darlehn aufnehmen konnte, war im römischen Recht 
anerkannt ^) ; auf die muthmassliche Natur des Pfandes 
kommen wir weiter unten zurück. Soviel ist zu be- 
haupten: zur Entscheidung darüber, ob wir in diesen 
Andeutungen der Quellen ein foenus nauticum oder 
einen sonstigen Seedarlehnsvertrag zu erblicken haben, 
wäre ein Ausspruch über die etwaige Uebemahme der 
Gefahr seitens des Gläubigers und über die Bedingungen 
der Befriedigung desselben nothwendig. Wahrscheinlich 
ist es , dass zur Zeit der Redaction des Gewohnheits- 
rechts von Trani und der Jugemens von 016ron in den 
romanischen Ländern die Entwicklung des Seedarlehns 
auf römischem Boden sich bewegte. Es spricht dafür 
die Rub. 1 1 (de his quae dantur ad proficuum maris) des 
Constitutum von Pisa (1160)*), in der wir nicht unklar 
die nämlichen Principien, wie sie bei der Uebemahme 
der Gefahr bei der pecunia trajecticia galten, angedeutet 
finden^). Ausführlicher verbreitet sich über das See- 
darlehn das Statut von Marseille (1253 und 1255) in 
Lib. DI, cap. 5*). Zum Verständniss erscheinen folgende 
Unterscheidungen unerlässlich. 

A. Das Statut von Marseille kennt zunächst das 
römische foenus nauticum. Mit diesem beschäftigt sich 
das cap. 5 cit. zunächst bis zu den Worten: debitorem 
inde teneri salva eunte nave vel majori parte rerum in 



•) Vgl. L. 7. D. (de cxercitor. act) 14, i. 
■) Vgl. Pardessus, coli. IV., p. 569. 

*) Pardessus 1. c. note 3 will allerdings die Rub. XI. von dem con- 
tract ä la grosse verstehen. 

♦) Pardessus^ coli, IV. p. 265 f. 
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-ea honeratarum. Das Darlehn wird gegeben über See 
(ad fortunam vel resigum ^) ipsius mutuantis), zur Sicher- 
ung seines Rückforderungsrechtes ist dem Gläubiger ein 
pignus speciale eingeräumt^) und die Verabredung ge- 
troffen, dass der Schuldner aus dem Darlehn haften solle 
„salva eunte nave vel majori parte rerum in ea honera- 
tarum*^ Geht nun auch das Pfand unter, das Schiff aber 
und der grössere Theil der Ladung kommen glücklich 
am Bestimmungsort an, so haftet der Schuldner für das 
Darlehn. Wir sehen dieselbe ausdrückliche Verab- 
redung über die Gefahrübemahme , eine entsprechende 
Identifizirung der Gefahr der pecunia trajecticia mit der 
Gefahr von Schiff und Ladung; als Massstab dafür, ob 
die Ladung fiir glücklich angekommen zu erachten, gilt 
den Gesetzgebern die major pars rerum honeratarum. 
Wie so häufig in den griechischen und römischen Quellen 
ist die Verabredung der Gefahrübemahme in eine Be- 
dingung gekleidet. Den Grundsätzen des römischen 
Rechtes gemäss ist der Untergang des Pfandobjectes 
für das Weiterbestehen der persönlichen Klage gleich- 
giltig. 

B. Die Verabredung der Parteien „debitorem teneri 
salva eunte nave** ist nicht getroffen, sondern die fol- 
gende: „quod dictum pignus eat in viagio ad fortunam 
creditoris." Li diesem Falle entscheidet das Statut, dass 
bei Verlust des Pfandes der Schuldner nicht mehr aus 
dem Seedarlehn hafte. Erklärlich ist, dass die Bedingung 
der glücklichen Ankunft von Schiff und Ladung , da sie 
nicht getroffen ist, in diesem Falle gleichgiltig bleibt. 



M Vgl. du Gange, voce: Riscus. Pardessus, coli. IV. p. 265, note 3. 

*) Das cap. 5 sagt allerdings : specialiter pignus a debitore sibi tradi- 
tum est vel erit, nachher jedoch: si forte pignus — in eo viagio amissum 
fuerit et navis, in qua illud pignus est etc. Es ist eben nicht an ein Faust- 
pfand, sondern an eine hypotheca an einer besonders bezeichneten, im Schiffe 
befindlichen Sache zu denken. 
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Der charakteristische Unterschied liegt nunmehr darin, dass 
der Gläubiger die Seegefahr seines Pfandobjectes tragen 
soll. Der Sinn dieser Bedingung kann nun eben kein 
andrer sein, als dass der Gläubiger kein Rückforderungs- 
recht haben soll, wenn sein Pfandobject zur See unter- 
geht. Das geht denn auch aus dem Schlusssatz des 
c. 5 hervor, der mit dem eben erörterten Passus des 
c. 5 correspondirt : 

Et similiter, si quando pignus speciale salvatum esset, 
tunc amissa nave illa, vel majori parte rerum in ea ho- 
neratarum, dictus debitor creditori predicto de suo dicto 
debito satisfacef e de eo pignore speciali teneatur, et non 
aliunde, nisi forte inter eos tunc vel antea expresse aliter 
conveniret. 

Wird das Pfand also gerettet, so kann der Gläubiger 
sein Rückforderungsrecht ausüben, der Schuldner braucht 
aber nur in Höhe des Pfandobjectes den Gläubiger zu 
befriedigen, dieses kann der Gläubiger in. Höhe seiner 
Forderung angreifen; reicht es zur Deckung nicht hin, 
so hat er ein 'weiteres Recht gegen den Schuldner nicht 
(non aliunde, nisi forte inter eos tunc vel antea ejcpresse 
aliter conveniret). Der Schuldner haftet also nur mit 
dem Pfände, mit seinem übrigen Vermögen nur bei be- 
sonderer Verabredung. Jetzt gewinnt auch der Zusatz 
im Anfange des cap. 5 cit. : si forte pignus illud fortuito 
casu aut sine culpa debitoris in eo navigio amissum 
fuerit, eine besondere Bedeutung. Dieser Zusatz wird 
von Wichtigkeit in dem unter B. dargestellten Falle, im 
Falle A. ist er gleichgiltig , da ja der Gläubiger, trotz- 
Verlust des pignus speciale, sein Forderungsrecht behält 
und nur, im Falle er Befriedigung nicht erhält, ihm unter 
Umständen ein Regressanspruch gegen denjenigen, der 
schuldhafter Weise ihm die Befriedigung aus dem Pfände 



- 64 - 

vereitelte, zustehen würde ^). Im vorliegenden Falle ist 
es aber wesentlich, ob der Schuldner culpa sua das 
Pfandobject vernichtete, da die Befiiedigung des Gläu- 
bigers in [erster Linie von der Existenz des Pfandes ab- 
hängt. Daher sagt das Statut: tunc amisso pignore, ut 
dictum est (nämlich: fortuito casu aut sine culpa credi- 
toris), debitor ille nullatenus tunc de illo debito teneatur. 

C. Dem Gläubiger ist, obwohl er die Seegefahr 
trägt, (die Grundbedingung des cap. 5), kein pignus, oder 
doch nur ein Generalpfanci^ an solchen Sachen , die über 
See gehen, bestellt. Geht nun das Schiff oder das 
Generalpfand oder andere Sachen des Schuldners oder 
der grössere Theil der Ladung auf der Seereise durch 
Zufall zu Grunde, so haftet der Schuldner nur nach 
Massgabe des Geborgenen. Bei behaltener Ankunft des 
Schiffes und des grösseren Theiles der Ladung haftet er 
jedoch voll und ganz. Es erscheint merkwürdig, 

1. dass der Fall, in dem dem Gläubiger ein Pfand- 
object, von dessen Rettung seine Rückforderung abhängt, 
gar nicht angewiesen ist, völlig dem gleichgestellt wird, 
in dem ihm ein Generalpfandrecht bestellt wird, 

2. dass bei Verlust von Schiff und Ladung oder bei 
Verlust des Generalpfandes die Befriedigung des Gläu- 
bigers pro rata des Geborgenen erfolgen soll'). 

Das Statut kehrt hier zurück zu dem Ve^-trage sub A, 
in dem die Bedingung „debitorem teneri, salva eunte nave 
yel majori parte rerum in ea honeratarum** gestellt war, 
und der uns-^ls foenus nauticum erschien. Der Unterschied 
beider Verträge (Au. C) liegt darin, dass im ersteren Falle 



») Vgl. L. I. § 7. D. (nautae caupones pp.) 4, 9. 
») Vgl. Mütermaier, Grundsätze des d. Pr. R. (7. Aufl) § 310. 
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dem Gläubiger ein pignus speciale eingeräumt ist, hier 
hat er überhaupt kein Pfandrecht oder doch nur ein „pig- 
nus generale scilicet aliquarum rerum in nave aliqua hone- 
ratarum, vel simile**. Ständen wir auf römischem Boden, 
so wäre die Consequenz folgende : bei glücklicher Ankunft 
(im Sinne des Statutes) haftet der debitor in Höhe der 
ganzen Schuld, bei nicht glücklicher Ankunft haftet er 
überhaupt nicht. Während nun das Statut die erste Con- 
sequenz zieht, haben wir in letzterer Beziehung eine sin- 
gulare Abweichung von den Grundsätzen über das römische 
Seedärlehn anzuerkennen. Das Statut führt die Abweich- 
ung zurück auf die Pfandbestellung ; denn auch im Falle 
A (foenus nauticum mit pignus speciale) müsste sonst die 
Befriedigung pro rata erfolgen. Allerdings entscheidet 
das Statut diesen Fall nicht ausdrücklich, es ist aber 
anzunehmen, dass dem Gläubiger nur, wenn er durch ein 
Spezialpfand nicht gesichert war, ein Anspruch pro 
rata des Geborgenen zustand. Dass wir aber diese 
Entscheidung des Statuts auf den Fall A. zurückführen 
müssen, erhellt daraus, dass, wenn ein Pfand überhaupt 
nicht gegeben ist, auch nicht von der Bedingung des Falles 
B. (quod dictum pignus eat in viagio ad fortunam creditoris) 
die Rede sein kann. Denkbar wäre diese conditio nur noch 
beim Generalpfand. Die Behandlung ist aber auch hier eine 
ganz -andere als im Falle B. Wäre das Geborgene ähn- 
lich wie im Falle B. Object der Befriedigung, -so könnte 
der Gläubiger dieses Object zu seinem vollen Werthe be- 
anspruchen, während er nur pro rata befriedigt werden soU^). 
D. Das Statut von Marseille schweigt gänzlich dar- 
über, in welchen Fällen der Schiffer befugt sein soll, ein 



*) Beträgt z.B. die Ladung 1200, das Seedärlehn 400, das Geborgene 
300, so ist der vierte Theil der Ladung geborgen, der Gläubiger erhält 
also im Falle C. nur 100, während er im Falle B. die ganzen 300 in An- 
spruch nehmen kann. 

5 
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Seedarlehn aufzunehmen, es spricht gleich den römischen 
Quellen nur von Gläubiger und Schuldner. 

Der Rechtszustand nach dem Statut von Marseille 
ist demnach folgender: 

a. Seedarlehn nach den Grundsätzen des foenus nau- 
ticum : 

i) unter Spezialpfandbestellung, 

2) ohne Pfandbestellung oder unter Generalpfand- 
bestellung, mit verhältnissmässiger Befriedigung 
des Gläubigers aus dem Geborgenen im Falle 
des Verlustes. 

b. Seedarlehn unter Pfandbestellung mit eigenthüm- 
licher Wirkung, nämlich: 

i) Nichthaftung bei Verlust des Pfandobjectes auf 
Seiten des Schuldners, 

2) Beschränkung in der Befriedigung bei behal- 
tener Ankunft des Pfandobjectes auf dieses. 
Dieses Resultat bestätigt die Zweifel, die oben an- 
lässlich des Seerechts von Trani und der Jugemens d'Ol^ron 
geäussert sind. Dass der Rechtszustand im dreizehnten 
Jahrhundert eben in den romanischen Ländern ein schwan- 
kender war, wird ausser durch das Statut von Mar- 
seille noch durch weitere Quellen aus dieser Zeit genügend 
belegt. In Pera (Galata), einer Colonie von Genua, ver- 
bot man einem alten Statut zufolge *) das Seedarlehn auf 
Kriegsschiffe der Republik im Frieden ohne Zustimmung 
des Podesta '^), bei dem eigenthümlichen Societätsvertrage 
(accommandita) untersagte man unter bestimmten Voraus- 
setzungen dem socius, ohne Zustimmung der socii in das 
Schiff ein Seedarlehn auf die verabredete Fahrt zu nehmen^). 



*) Statut von Pera bei Pardesstts, coli. VI. p 587 fF, über die Zeit 
der Entstehung ibid. p. 582. 

^) Statut V. Pera. Lib. V. cap. i. 
') Ibid. lib. V. cap 2. 
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Man findet ferner die Bestimmung, dass das Risiko des 
Gläubigers mit einem bestimmten Termine oder dem Ende 
der Reise aufhören solle, und dass eine willkürliche Ver- 
längerung dieses Risikos durch den Schuldner unerlaubt 
ist ^). In dem Statut von Bari ^) räumte man mit directer 
Beziehung auf das römische Recht dem Gläubiger bei 
der pecunia nautica, auch ohne dass ihm ein Pfandrecht 
an den Waaren ausdrücklich bestellt wäre, ein Vorzugs- 
recht vor allen General- und Spezialpfandgläubigem ein^). 
Dieses privilegirte gesetzliche Pfandrecht finden wir auch 
in den Spanischen Partidas (1266) tit. 13, 1. 28^) mit der 
genauesten Beziehung zu dem allerdings hier missver- 
standenen römischen Recht ^). In dem genannten Statute 
von Bari ^) finden wir dann die Grundsätze von der ver- 
tragsmässigen Gefahrübernahme in folgendem Satze aus- 
gesprochen : 

Sed cum nautica pecunia creditorum periculo navi- 
gatur, si tamen cum navi pecuniam credidi navigandam 
et debitor se alio navigio destinavit, creditarum pecuni- 
arum eventus et periculum describitur debitori, nisi aliud 
inter contrahentes convenisse claruerit. Sed si certis locis 
credidi pecuniam navigandam et in partes alias navi- 
gaverit, ad solum debitorem amissae pecuniae incommodum 
redundabit. Item si domi pecuniam reliquerit, casus ad- 
versus et fortuna navigii soli debitori describitur. 



*) Pera. ibid cap. 4 

*) Statut von Bari bei Pardessus^ coli Bd. VI. p. 625, über die Zeit 
der Abfassung ibid. p. 625 f. 

') Bari. Rub. de pecunia nautica. 

♦) Bei Pardessusy coli. VI. p. t6 ff. 

*) L. 5 D. (qui potiores i. p.) 20, 4. Interdum posterior potior est 
priori ; ut puta si in rem istam conservandam impensum est, quod sequens 
credidit; veluti si navis fuit obligata, et ad armandam eam (rem) vel re- 
ficiendam ego credidero. — 

•) Rub.: Qualiter a communione naviura discedi potest. 

5* 
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Die Anlehnung an das römische Recht ist nicht schwer 
zu erkennen. 

Das Consolato del mare^) (14. Jahrhundert) kennt 
eine dreifache Art des Darlehns, welches der Schiffer in 
Beziehung zum Rheder, zu den Ladungsinteressenten und 
abgesehen von diesen nächsten Beziehungen im Falle der 
Noth aufzunehmen befugt ist. 

A. Will oder kann ein Mitrheder den auf seine Part 
fallenden Antheil an den Ausrüstungs- und Befrachtungs- 
kosten nicht zahlen, so ist der Schiffer befugt, diesen 
Antheil im Darlehnswege auf die Part des säumigen 
Rheders aufzunehmen 2). Der betreffende Mitrheder ist 
für das Darlehn bis zur Höhe seiner Part verpflichtet. 
Geht das Schiff unter und das Darlehn wird nicht be- 
zahlt , so haftet der Mitrheder mit seinem sonstigen Ver- 
mögen^}. Auf diese persönliche Verhaftung werden .wir 
den Nachdruck legen müssen. Wir werden aus der An- 
nahme dieser persönlichen Verhaftung schliessen müssen, 
dass dieses Darlehn des Schiffers einen originalen Cha- 
racter nicht hatte, am wenigsten den des Seedarlehns 
im Statut von Marseille^). 

B. Im Fall der Noth und des Bedürfnisses muss der 
Ladungsinteressent (lo mercader — le marchand) dem 
Schiffer in der Höhe darleihen, als nach Ansicht des 
contre-mattre und der übrigen Landungsinteressenten er- 
forderlich ist. Alle an Bord befindlichen Rheder und 
diejenigen, die zuvor dargeliehen haben, sollen dem dar- 
leihenden Ladungsinteressenten „sich verpflichten**. Findet 



') Bei Pardessus, coli. II. p. 49 fF. ; über die Geschichte dieser Quelle 
vgl. ibid. p. I ff. V, Kaltenborn, Seerecht L p. 22 ff. 

2; Consolato d. m. cap. 3, cap. 198. 

') Vgl. Consolato cap. 194. Aragonische Consulatsverordnung von 
1343. cap. 34. (b. Pardessus, coli. V. p. 374 ff. 

♦) Pardessus, coli. II. chap. 3. (48) note 5. 
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aber ein Rheder, Ladungsinteressent und der Schiffer 
einen andern Darleiher, so ist der Ladungsinteressent nicht 
verpflichtet, darzuleihen ^). Sind die Ladungsinteressenten 
nicht in der Lage, darzuleihen, so kann der Schiffer zum 
Verkauf ihrer Waaren schreiten. Rheder und frühere 
Darleiher stehen diesen Ladungsinteressenten in der Be- 
friedigung nach, nicht jedoch die Schiffsmannschaft wegen 
der Heuer. Dieses Vorrecht soll aber der auf solche 
Weise darleihende Ladungsinteressent nur geniessen, wenn 
und soweit das Darlehn zum Nutzen des Schiffes aufge- 
nommen worden (que le marchand voie et s'assure, que 
ce qu'il pr^tera est destin6 ä la mise en 6tat du navire 
et est n6cessaire pour cet objet)^). In diesen Bestimm- 
ungen ist ein persönliches bevorzugtes Forderungsrecht 
characterisirt , gleichwie die Schiffsmannschaft ein vor- 
2ugsweises Recht auf Befriedigung wegen ihrer Lohnfor- 
derung geniesst. Dieses vorzugsweise Recht ist an die 
Bedingung der Nothwendigkeit des Darlehns für Schiff 
und Ladung geknüpft. Dieses ist die einzige Beziehung, 
der das Consolato Erwähnung thut, zwischen dem Darlehn 
und dem Schiff und den Waaren. Es lässt sich mit Sicherheit 
auf eine dingliche Seite des Rechtes der Darlehnsgläubiger 
nicht schliessen (tots los personers qui en la nau seran e les 
prestadors se denen tots obligar al dit mercader := tous 
les actionnaires qui seront ä bord et ceux qui auraient 
pr^cedemment prete, doivent s'obliger envers le marchand 
qui pretera)^). 



^) Consolato cap. 6i. (io6). 

^) Consolato cap. 62 (i07\ vgl. Aragonische Consularverordnung von 
1343. cap. 34. {Fardessus, coli. V. 374 iF.). Chäpitres sur les armemens 
en courses cap. i. 31... {Pardessus, coll.V. p. 396 fF) . . 

') Consolato cap. 61. (106), vgl. Jugemens d*016ron art. 23, welche 
allerdings dieses Rechtes auf vorzugsweise Befriedigung nicht Erwähnung 
thun. Fardessus f coli. II. notß 4.ZU cap. 61. cit. ist im Zweifel, ob nicht 
auch hier eine Spur des neuen Seedarlehns zu finden sei. 
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C. Tritt der Nothfall ein an einem Orte, wo sich die 
Rheder nicht befinden, so kann der Schiffer kraft eigner 
Befugniss ein Darlehn aufnehmen und dafür das Schiff in 
seiner Gesammtheit verpflichten. Geht das Schiff unter 
vor Rückzahlung des Darlehns, so ist kein Rheder zur 
Rückzahlung an den Darleiher verpflichtet („puisque le 
navire sera bris6 et perdu"). Hat der Schiffer Geldmittel 
in Händen, so soll er das Darlehn zurückzahlen, andernfalls 
kann sich der Gläubiger nur aus dem Verkauf des 
Schiffes befriedigen^). Hierin liegt ein unzweifelhaftes 
Zeugniss für den neueren Seedarlehnsvertrag , dessen 
sichere Spur sich schon im Statut von Marseille nach- 
weisen Hess. Die Rheder können zwar bei glücklicher 
Ankunft des Schiffes zahlen, eine personliche Prozedur 
gegen sie kennt jedoch das Consolato nicht, die Gläubiger 
können aber durch Verkauf des Schiffes sich befriedigen, 
den Ueberschuss über ihre Forderung (hyperocha) müssen 
sie herausgeben. Nach dem Untergange des Schiffes 
geht ihr Forderungsrecht nicht weiter gegen die Rheder ^). 

Mit bewusster Anlehnung an das Consolato hat die 
aragonische Gesetzgebung dieses neuere Seedarlehn weiter 
entwickelt in den Verordnungen des Gerichtshofes und 
Magistrats von Barcelona aus dem fünfzehnten Jahrhun- 
dert. Die einzelnen Bestimmungen dieser Gesetze können 
nur in einer dogmatischen Behandlung des Bodmereiver- 



*) Consolato cap. 194. fp. 225.), vgl. Aragon Seeverordnung v. 1340^ 
cap. 24. {Pard, coli. V. p. 351), welche indirekt dem Schiffer das nämliche 
Recht einräumt , dadurch , dass sie ihm nur verbietet, ein derartiges See- 
darlehn am Wohnorte der Rheder etc. ohne besondere Vollmacht abzu- 
schliessen. vgl. aragon. Consularverordnung v. 1343, cap. 34. {PardessuSy 
coli. V. p. 374 ff.), welche jedoch auch den im Text unter B. dargestellten 
Fall zu erwähnen scheint. 

*) Das Consolato cap. 194 (239) fügt als Grund hinzu: car Taction- 
naire y perd assez, puisqu'il y perd sa part. Vgl. Pauli, Liibeckische Zu- 
stände ni, p. 94 f. 
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träges i. A. ihre Berücksichtignng finden. Die prinzipielle 
Entwicklung des neuen Seedarlehns müssen wir mit dem 
Consolato als abgeschlossen betrachten. Zu erwähnen 
ist hier nur, dass in der Verordnung von Barcelona von 
1 435 ^) zum ersten Male als Bezeichnung des Seedarlehns- 
vertrages der Ausdruck; „cambi", Wechsel, sich findet 
(cambis ö prestechs fets ö donato ä risch de navalis 
ö funestes) ^j, der aber jedenfalls schon längere Zeit vor- 
her im Gebrauch gewesen ist^) und sich wiederholt in 
den ferneren Verordnungen von Barcelona von 1435*), 
1458^) und 1484^). Diese Bezeichnung Seewechsel ist 
auch der späteren italienischen und spanischen Rechts- 
sprache eigen, während die Entwickelung des neuen See- 
darlehns in Italien für diese Zeit gar nicht und in Spanien 
erst im 16. Jahrhundert speziell nachweisbar ist''). Es 
erklärt sich diese Erscheinung vollkommen durch die 
Geltung des Consolato, die eine räumlich sehr grosse war ®j. 
Zu einer materiell erschöpfenderen Behandlung des 
neuen Seedarlehnsvertrages war es im Consolato freilich 
noch nicht gekommen, dass derselbe aber in der gewohn- 
heitsrechtlichen Uebung bereits seit der Mitte des 13. Jahr- 
hunderts als existent anzusehen ist , muss auf Grund 
unserer Quellen behauptet werden. Eine umfassendere 



^) PardessuSj coU.^ V. p. 487 fF. 
*) Verordnung von Barcelona v. 1435. cap. 2. 3. 
^) Man braucht jedoch nicht zu vermuthen, dass schon in der Ver- 
ordnung für die Consulate i. Sizilien von 134 1. {Pardessus^ coli. V. p. 367 ) 
cap. 4 durch das Wort „cambi'* auf den contract ä la grosse resp. die 
Bodmerei hingewiesen wird. Pard, coli. V. p. 488, note 2. 
*) cap, I. 2. {PardessuSf coli. V. p. 493 ff.) 
*) cap. princip. cap i. 3. 14. (Pardessus, a. a. O. p. 507 ff.) 
') cap. princip. cap. i. 3 {Pardessus a. a. O. p. 523 ff.) 
') Ordonnance von Sevilla (1507) {Pardessus, coli. VI, p. 64 ff.) Or- 
donnance von Bilbao (1560^ {Pardessus a. a. O. p. 195 ff.). Gesetz vom 
4. August 1585 {Pardessus j coli. V. p. 73). 
'') Kaltenborn, Seerecht I p 22 ff. 
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Aufzeichnung oder gesetzgeberische Fixirung des Institutes 
hat in den romanischen Ländern auch noch längere Zeit 
auf sich warten lassen. Der Guidon de la mer ^) , eine 
Privatarbeit aus der Mitte des i6. Jahrhunderts, beab- 
sichtigt eine solche. Der Verfasser desselben überschreibt 
sein chap. i8^): Du contrat de bomerie, qui est argent 
ä profit, ou grosse avanture, eine bewusste Beziehung auf 
die Entwicklung des Contractes im Norden, namentlich 
in den Niederlanden und in Deutschland. Hier erscheint 
ausserdem zuerst in den Quellen des Seerechts der Aus- 
druck contrat ä la grosse avanture, der sich in Frankreich 
behauptet hat. Der Guidon de la mer ist von direktem 
Einflüsse gewesen auf die Ordonnance de la marine 
Ludwigs XIV von 1681 , die Vorläuferin des neuen See- 
rechts im Code de commerce. 

Schon oben haben wir der accommandita (societas) 
Erwähnung gethan. Auffallende Beziehungen dieses Ver- 
trages zum Seedarlehn fordern ein näheres Eingehen. 
Mehr oder weniger ausführliche Bestimmungen über diesen 
Vertrag finden sich in den romanischen Quellen,, die aus- 
führlichsten in dem Consolato del mare imd'dem Statut 
von Marseille*). Die Grundform des Vertrages ist fol- 
gende: Ein Kaufmann übergibt einem Schiffer seine 
Waare zum Verkauf an einem bestimmten Platz über See, 
unter dem Versprechen eines Antheiles am Gewinn^). Diese 



^) Pardessus, coli. II. p. 377 fF., über Entstehung etc etc. ibid. cap. XIII. 
V, Kaltenborn, Seerecht I. p. 26 f. 

^) Wesentlicbe Bestimmungen finden sich namentlich auch im chap. 19. 

') Consolato d. m. chap. 165 ff. 210. 234 f. 242. 244. 249. Statut 
von Marseille Hb. III. cap. 19. Li vre des assises et des usages du royaume 
de Jerusalem cap. 41. 45. {Pard. coli I. p. 275 ff.). Seerecht von Trani 
cap 50. Etablissements de Montpellier: Statut sur les commandes {Pard, 
rv.p. 255f.). Statut von Genua lib. IV. cap. 13 (Pard, IV. p. 527, Statut 
von Bonifacio (1609) cap. II. {Pard. VI. p. 597 ff.) Verordnung von Bar- 
celona von 1629 {Pard. V. p. 347.) 

*) Assises de Jerusalem cap. 41. 45. 
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Grundform ist in den Seegesetzen erweitert. Gegenstand 
der accommandita sind nicht allein Waaren, sondern auch 
Geld, mit dem der Schiffer Waaren ankaufen soll, und 
das Schiff selbst^), das der Eigenthümer dem Schiffer 
für eine bestimmte Seereise anvertraut. Weniger die 
reichhaltige Casuistik in den Seegesetzen, als die juristische 
Construction des Vertrages ist von Bedeutung. Schon die 
Sonderstellung in den Gesetzen deutet auf die Sondernatur 
der accommandita. Dieselbe hat mit dem Darlehn nichts ge- 
mein, sie ist kein qualifizirtes Darlehn (foenus nauticum — 
neueres Seedarlehn), sondern sie folgt den Grundsätzen 
des Mandates, der Societät oder der Dienstmiethe. Gegen 
die Darlehnsnatur sprechen folgende Momente: 

a) Gegenstand des Darlehns sind in erster Linie ver- 
tretbare Sachen, die Hingabe anderer Sachen kommt nur 
in Betracht als indirekte datio vertretbarer Sachen. Gegen- 
stand der accommandita ist in erster Linie die Waare. 
Geld ist nur in sofern von Bedeutung, als Waare damit 
angeschafft werden soll, auf welche von den Parteien 
dann hauptsächlich Bezug genommen wird. Es kann aber 
bei der accommandita sogar ein Schiff, nämlich als Hilfsmittel 
des Waarentransportes, hingegeben werden*). 

b) Der Darlehnsbegriff involvirt nothwendig ein Cre- 
ditiren, das Eigenthum des Hingegebenen geht auf den 
Schuldner über und der Gläubiger läuft Gefahr, das tantun- 
dem nicht zurückzuerhalten. Die Absicht der Parteien bei 
der accommandita ist aber nicht ein Creditiren, sondern 
Verkauf der Waare, die im Eigenthume des Gebers verbleibt, 
an einem überseeischen Platze. Es findet daher keine Rück- 
gabe des tantundem statt, sondern der Nehmer der Waare 
soll den erhaltenen Erlös dem Geber heimbringen. So 
gestaltet sich das Verhältniss auch bei der Geld-accom- 

*) Consol. d. in. chap. 172 (217). 173 (218). 
^) Consol. d. m. chap. 172 (217). 173 (218). 
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mandita, nur dass hier noch der vorhergehende Auftrag 
zur Waarenanschaffung hinzukommt. Ganz undenkbar 
ist ein Creditiren bei der SchifFs-accommandita ^). 

c) Der Nehmer zahlt nicht etwa Zinsen, sondern 
partizipiert am Gewinn. 

Die accommandita characterisirt sich demnach als 
ein Geschäft, bei dem der eine Theil Waaren oder das 
Schiff, als Transportmittel von Waaren, einem Andern 
übergiebt, mit der Bestimmung, auf gemeinschaftlichen 
Gewinn die Waaren an überseeischen Plätzen zu ver- 
kaufen oder mit dem Schiff Handelsoperationen in Waaren 
auszuführen. Diese Bestimmung kann den Character des 
Mandates, der Dienstmiethe und auch der Uebertragung 
der Geschäftsführung an einen socius gerens annehmen^). 
Im letzteren Falle steht sie der Vereinigung zu einzelnen 
Handelsgeschäften (deutsches Handelsgesetzbuch , Buch 
in. Tit. 2) sehr nahe. Aus dem Gesagten ergibt sich: 

a) dass der Geber der accommandita keine beson- 
dere Gefahr übernimmt; er trägt nur die Gefahr des 
Eigenthümers ^). 

b) Jedes Verschulden des Nehmers verpflichtet diesen 
nach den gewöhnlichen Grundsätzen. War dem Nehmer 
eine bestimmte Reise aufgetragen , so liegt in dem Ab- 
weichen von derselben oder in einer vertragswidrigen 
Ausdehnung derselben eine culpa*). 



') Der Sprachgebrauch hat daher auch keine Wendungen, die auf 
ein Creditverhältniss schliessen Hessen, sondern die Quellen sprechen von 
anvertrauen, beauftragen: commanda, accommandita (von commendare^. 
Statut von Marseille cap. 19 if.: „mandamentum". 

*) Statut von Montpellier über die comandas. Statut von Marseille 
cap. 16. Vard. II. p. 272. . 

') Besonders s. d. Statut von Marseille cap. 19' ff. 

*) Livre^des assises et des usages de Jerusalem cap. 41. 45. Consol. 
d. m. cap. 165 (210), vgl. cap. 166. Fard, II. p. 276. note 3. 
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c) Der Antheil am Gewinn ist Lohn für geleistete 
Dienste ^) oder Aequivalent für die Mühwaltung des socius^ 
seine Einlage. 

d) Dass die accommandita auf eine bestimmte Reise 
gegeben wird, ist nicht begrifFswesentlich , wiewohl aus 
ähnlichen Gründen wie beim Seedarlehn wirthschaftlich 
gerechtfertigt. Der Geber sicherte sich durch genaue 
Fixirung der Reise der Zeit und dem Räume nach, es war 
aber sehr wohl denkbar, dass der Nehmer freie Verfüg- 
ung über die accommandita hatte. Seine Haftung für 
culpa war dadurch natürlich nicht ausgeschlossen^). 

§ II. 
Die nordischen (deutschen) Quellen. 

Durchsichtiger ist die Ent Wickelung in den nordlichen 
Quellen. Auch hier müssen wir von den Jugemensd'016ron 
ausgehen, die unzweifelhaft nicht nur den Seeverkehr an 
der Westküste Frankreichs, sondern auch in den Nieder- 
landen, in England undDeutschland, überhaupt imNordenbe- 
herrscht haben. Man kann die Jugemens in den Niederlanden , 
wo TJebersetzungen derselben geradezu als Gesetze galten,, 
als recipirt betrachten, ebenso in England, wo sie sich im 
Wege der Gewohnheit einbürgerten und einen Theil des 
Black Book der Admiralität bilden ^). Im übrigen Norden 
und in Deutschland verdanken sie ihren Einfluss der Ver- 
mittlung der Holländischen Quellen. 

Beachtenswerth ist die Form, in der die Jugemens 
in der Niederländischen Uebersetzung erscheinen. Uns 



*) Consolat. d. m. cap. 210 (255): un salaire pour son travail en 
raison du guain qu*il a fait et de - la >peine, . que Taulre aura prise. Pard. 
coli. IV. p. 527. tiote 5. 

*) Consol. d. m. eap. 169 (213). 169 (214):. que celui qui la re9oit 
puisse la porter partout avec lui et en tout Heu oü lui-m^me ira. 

*) Vgl. Kaltenborn, Seerecht I. p. 19. 49. 
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beschäftigen wieder die art. i. und 23. derjugemens, die 
uns oben zu Zweifeln Veranlassung gaben. In dem See- 
recht von Damme ^) heisst es im korrespondirenden Ar- 
tikel I : 

Die Schipper en mag dat schip niet verkoopen, hie 
en hebbe oirlof van den genen, dien dat schip toekomt: 
maer heeft hy te doene van victualie, so mag hy de 
touwen wel versetten met rade syner schipluiden. 

Entsprechend lautet der Schlusspassus des art. i, des 
Seerechts von Westcapelle ^) : 

hy mach wel van den ghetouwen te pande setten, 
ofte legghen. 

Dieser Befugniss des Schiffers im art. i. steht mit 
gleichem Sinne, wie in den Jugemens, der art. 23. des 
Seerechts von Damme und der art. 25. des von Westcapelle 
gegenüber, die den Schiffer zum Waarenverkauf im Falle 
der Noth autorisiren und die Erstattung des Werthes der- 
selben normiren^). Ob dieser Erstattungsanspruch einen 
dinglichen Character hat, oder ein rein persönlicher sein 
soll, ist aus diesen Seerechten ebenso wenig mit Be- 
stimmtheit zu folgern, als aus den Jugemens, wahrschein- 
lich erscheint das Letztere. Die Ausdrücke: „versetten'* 
und „to pande setten ofte legghen** vertreten den Ausdruck 
,,mettre en gage** in den Jugemens, sie bezeichnen eine Ver- 
pfandung. Gegenstand dieser Verpfandung sind Ausrüst- 
ungsgegenstände des Schiffes, Mobilien, und es ist wahr- 
scheinlich, dass dieses Pfand ein Besitzpfand in der Hand 
des Gläubigers gewesen. Jedoch lassen die Quellen keinen 
Einblick thun in die Natur dieses Pfandrechts. Eine begrün- 
dete Vermuthung soll weiter unten ausgesprochen werden. 



*) PardessuSy coli. I. p. 371 ff. 
«) Pardessusy coli. I. p. 385 ff. 

^) Gleichlautend im Wesentlichen ist auch der art. i. und 23. des 
Seerechts von Flandern, bei FardessuSy coli. IV. p. 19 ff. 
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Das Verhältniss des Pfandrechts zur Forderung^ 
erörtern die Quellen anlässlich eines eigenthümlichen 
Creditgeschäftes des Schiffers, das nur entfernte Be- 
ziehungen zu dem Waarenverkauf des Consolato und 
mit dem art. 2^, der Jugemens nichts gemein hat. Der 
art. 4. des Seerechts von Amsterdam, Enchuysen und 
Stavern ^) lautet in Uebereinstimmung mit art. 6. des See- 
rechts von Holland^): 

Een schip seilt van Amsterdam of von andern steden, 
waer dat het is; een schipper is ten agteren ende ver- 
koopt goed op den bodem ; hy is schuldig, soo verre die 
bodem soo veel te lande brengt, dat te betalen aen de 
erste markt daer hy aenkomt, binnen vertien dagen daer 
na: ende dat sal hy betalen tusschen den minsten en den 
meesten. Ende waer't dat de schipper den koopmann 
niet vernoegede, ende hy dat schip verkochte, ende eenen 
anderen schipper in't schip settede; soo mocht die koop- 
mann dat schip binnen jaer en dag aenspreken en syn 
geld daer aen soeken, gelijkerwijs of hy daer tegenwoordig 
waere. Ende dat sal hy betoogen met des schippers 
segel; soo mag hy daer niet tegen seggen. 

Welcher Art haben wir uns den Contract zu denken? 
Der Schiffer hat im Falle der Noth Waaren verkauft, den 
erhaltenen Kaufpreis will der Schiffer zum Besten von 
Schiff und Ladung verwenden. Zur Sicherung der Rück- 
forderung des Ladungseigenthümers auf den Werth seiner 
Waare ist demselben ein Anspruch an das Schiff selbst 
gegeben, wenn seine Forderung nicht berichtigt wird. 
Das ist der Sinn der aphoristischen Ausdrucksweise: 
,,verkoopt goed op ten bodem". Die Verpflichtung zur 
Zahlung ist dahin begrenzt: „soo verre die bodem so veel 



•) FardessuSf coli. I. p. 405 flF. Geschichtliches ibid. p. 394 flF. 
') PardessuSj coli. IV. p. 29 fF. Entstehung etc. ibid. cap. 14. 
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te lande brengt,** d. h. im Falle des Verlustes existirt eine 
Verpflichtung zur Zahlung überhaupt nicht. Im Falle der 
glücklichen Ankunft aber kann der Schiffer (als Mandatar 
des Rheders) zwar zahlen, sobald er aber nicht zahlt und 
das Schiff an Dritte verkauft, so geht der Anspruch des 
Ladungsinteressenten, des Gläubigers, binnen Jahr und 
Tag auf das Schiff. Von einer Prozedur des Gläubigers 
gegen Schiffer oder Rheder aus einer Darlehnsschuld ^) 
ist überall keine Rede. 

Es- erscheint nun völlig indifferent, ob die persönliche 
Schuld durch Verkauf der Waaren eines Andern consti- 
tuirt wurde, oder durch die directe Hingabe einer Geld- 
summe. Das Entscheidende ist die Stellung der persön- 
lichen Schuld zum Pfandrechte, die die nämliche ist, wie 
im Statut von Marseille und im Consolato. 

Dass dieses Creditgeschäft des Schiffers nichts gemein 
hat mit dem Waarenverkauf des art. 2^. der Jugemens 
und des Seerechts von Damme und Flandern, sowie des 
art. 25. des von Westcapelle, ist um so klarer, als sowohl 
das Seerecht von Amsterdam, Enchuysen imd Stavem, 
als auch das von Holland ^) beide Creditgeschäfte kurz hinter- 
einander folgen lassen. Aus einer ungeschickten Com- 
pilation ist das wohl nicht zu erklären, sondern aus der 
getrennten Natur beider Geschäfte. 

Die beiden letztgenannten Seerechte hatten nun aller- 
dings die Stellung des Pfahdrechtes zur Schuld klar er- 



*) An eine Begründung des Darlehns im Sinne derL. ii. pr. D. (de 
rebus creditis) 12. i. L. 4. eod. L. 34. pr. D. (maudati) 17. i. L, 8. C. 
(si certum pet.) 4, 2. ist nicht zu denken, da es nicht der Kaufpreis ist, 
der als die dargeliehene Summe gilt, sondern der durchschnittliche Markt- 
preis im Bestimmungshafen. Es fehlt aber vor allen Dingen auf Seite der 
Parteien jede Tradition mit Darlehn szweck. Die Hingabe geschieht ohne 
Wissen und Willen, ja gegen den Willen des Eigenthümers der Waare, 
es ist der Fall einer Expropriation, eines Zwangsdarlehns. 

*) Seerecht von Amsterdam, Ench. Stav. art. 5. Holland art. 7. 
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kennen lassen , sie hatten den durch Waarenverkauf er- 
zielten Credit kurz als „op den Bodem** genommen bezeichnet. 
Ein eigentliches Darlehnsgeschäft lag aber nicht vor. 
Von diesem spricht das Statut von Amsterdam von 1527^) 
und besonders die Verordnung vom 29. Januar 1549'^). In 
dem cap. 19. dieser Verordnung ist der Seedarlehnsver- 
trag charakterisirt als „gheld op schips bodem (dat men 
ghemeenelicken bomerie ofte wissel ept hol ofte kiele 
van den schepen namende is)** ^). Wir begegnen hier der 
aus den spanischen Quellen entlehnten Bezeichnung Wech- 
sel^) (opt hol ofte kiele van den schepen). Diese Be- 
zeichnung weist zurück auf art. 6. des Seerechts von Hol- 
land (art. 4. des Seerechts von Amsterdam, Enchuysen, 
Stavern): ende dat sal hy betuigen mitten sciphers 
zeghel, en soe en mach die scipheere daer niet tegens 
Seggen. Der neue Seedarlehnsvertrag wird hier zuerst 
,, bomerie"^) genannt, ein Wort, welches sich dem Sinne 
nach dem oben erwähnten verkoopen op den Bodem an- 
schliesst und ausdrücklich als die gewöhnliche Bezeich- 
nung des Vertrages hervorgehoben ist. Dieser Name ist 
in entsprechender Gestaltung der Rechtssprache des ge- 
sammten Nordens eigen ^). Der materielle Inhalt des 



*) Pardessus, coli. IV. p. I2I. 

») Fardessus, coli. IV. p. 38 ff. 

•) Vgl. Verordnung Philipps II. tit. 7. art. 19. {Fardesstis, coli. IV. 
p. 64 ff.). 

*) Die Verordnungen von Dordrecht von 1533 (VardessuSf coli. IV. 
p. 165 f.) und von Middelburg von 1570 {Pard. 1. c. p. 167) enthalten die 
Bezeichnung „waterbrieven** für die Urkunden über Bodmereiverträge. 

*) Statut von Amsterdam von 1527. 

•) England : bottomry (bottom = keel = Kiel), Dänemark : bodmerie, 
Schweden: bodmerie, Deutschland: Bodmerie, bödmen, verbodmen, vom 
Boden , Kiel des Schiffes, vergl. Pauli, Lübeck. Zustände p. 96. Urk.-B. 
248 : super fundo quarte partis navis. Vgl. Grimm, Deutsches Wörterbuch 
V. Bodem, boden. Schiller und Lübhen, Mittelniederdeutsches Wörterbuch 
V. bodeme. Lexer, Mittelhochdeutsches Handwörterbuch v. bodem. Schmeller- 
Frommann, Bayrisches Wörterbuch , v. bodem. In einer andern Bedeutung 
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cap. 19. der Verordnung von 1549 zusammen genommen 
mit den Bestimmungen der früheren Seerechte über das 
Verhältniss des Pfandrechtes zu der persönlichen Schuld 
lässt das neue Seedarlehn, hier bomerie genannt, als im 
Prinzip entwickelt erscheinen. Das cap. 19. spricht ein 
generelles Verbot der Bodmerei d. h. des Nehmens von 
Geld auf das Schiff unter der oben geschilderten eigen- 
thümlichen Wirkung aus, es nimmt jedoch den Fall aus, 
in dem der Schiffer ausser Landes und in Noth befind- 
lich durch Verpfandung von Schiffsgegenständen Geld 
nicht erlangen kann, daer hy gheen goet oorboirlicken ghe- 
venten en conde^), diesen Weg einschlägt. Zu dem Ver- 
kauf von Waaren soll der Schiffer erst schreiten , wenn 
ihm Bodmerei auf das Schiff zu nehmen unmöglich ist. 
Das generelle Verbot der Verordnung von 1549 erhält 
seine Erläuterung durch ein Verbot des Statuts von 
Amsterdam von 1527, es ist in der That nur eine Wieder- 
holung des Letzteren. Das Statut geht von dem Miss- 
stande aus, dass seitens des Schiffers häufig zum Nach- 
theile des Rheders für diesen Creditgeschäffce auch auf 
Bodmerei abgeschlossen seien und bestimmt: 



nicht als carina navis und navis selbst, sondern in der Ableitung von 
bodem, fundus (Grund und Boden), wird das Verbum verbodemen gebraucht 
in der Blume von Magdeburg (14. Jahrhundert) (ed. Böhlau)^ part. I. 
cap. 22: von den, dy kinder gut nicht verbodemen will. Bodemen sol ein 
Vormunde seiner mundelin gut mit unsterblichin burgin. part. II. c. 97: 
— und sol den kinden ir gut gewis machin und vorbodemen mit unvor- 
genclichin burgin. 

*) Vgl. Jugemens d*016ron art. i.; mettre en gage. Das cap. 19. 
gebraucht allerdings das Wort goet. Es ist aber sehr zweifelhaft, ob man 
mit Pardessus, coli. IV. p. 41. note i. und im Text seiner Uebersetzung 
des cap. 19. darunter dem Rheder gehörige Gegenstände verstehen darf, 
Ausrüstungsgegenstände des Schiffes sind jedenfalls nicht darunter zu ver- 
stehen. Vgl. Verordnung Philipps II. v. 1563. tit. 2. cap. 12. Die Reihen- 
folge der verschiedenen "Wege ist hier folgende : Bodmerei, Waarenverkauf, 
Verkauf oder Verpfändung (versetten ofte verkoopen) der Schiffsausrüstung. 
Vgl. Verordnung Philipps II. (1563) tit. 7. cap. 19. 
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Dat voortaen geen schip-heer aen dese sijde der 
zee iet sal mögen kopen oft ontfangen op de kiel van 
den schepe, ende alsoo bodemerye plegen, dan by ex- 
presse wille ende consent van't meerderdeel van sijne 
reedere. 

Das Statut lässt den Schiffer im Falle der Zuwider- 
handlung persönlich haften. Ausdrücklich verbietet also 
das Statut die Bodmerei des Schiffers und überhaupt 
jedes Creditgeschäft des Schiffers im Heimathshafen unter 
Verpflichtung des Schiffes ohne Einwilligung der Rheder. 
Ausdrücklich gestattet aber schon dieses Statut die Noth- 
bodmerei des Schiffers ausser Landes (aen gene sijde der 
zee in vreemde landen, als hen dat not ende oirbaerlicken 
duncken sal). Bestätigt wird, was wir bereits oben be- 
merkt haben, dass die persönliche Schuld nicht nothwen- 
dig eine Darlehnsschuld sein musste, sondern auch, wie 
hier, eine Schuld aus dem Kauf auf den Kaufpreis sein 
konnte (kopen oft ontfangen). 

Im Wege der Gesetzgebung ist dann der Bodmerei- 
vertrag in den Niederlanden auf der angegebenen Grund- 
lage weiter entwickelt, zunächst nur durch fragmentarische 
Gesetze und Verordnungen ^). Eine erschöpfende Regelung 
unter dem Einflüsse der französischen Gesetzgebung wurde 
erst im Jahre 1826 durch den Entwurf des erst am 
I. October 1838 zu gesetzlicher Geltung gelangten wet- 
boek van Koophandel unternommen*). 



*) Verordnung von Philipp II. von 1563 {Pard., c. IV. p. 64 fF.) 
tit, II. art. 12. tit VII. cap. 19. Verordnung von Philipp II. von 1570 
{Pard.y 1. c. p. 103 ff.). — Verordnung von Amsterdam vom 21. Juni 1621 
(Pard,, 1. c. p. 143).*— Vom 26. Januar i693,^cap. 3. {Pard,, 1. c. 
p. 147 f.). — Verordnung von Rotterdam von 1604 u. 1635 {P^^d., 1. c. 
152 ff.) — Verordnung von Dordrecht von 1533 {Pard., 1. c. p. 165 f.) — 
von Middelbourg von 1570 {Pard,, 1. c. p. 167.). 

*) Vgl. V. Kaltenbortiy Seerecht I. p. 41. 2%ö/, Handelsrecht I. p. 25, 
note 27 u. 27 a. Anhang, note 27 a. \ 

6 
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Die holländische Gesetzgebung ist von bestimmendem 
Einflüsse gewesen auf die Gestaltung des Seerechtes von 
Wisby und der seerechtlichen Bestimmungen der Hanse, 
wie auf die Entwicklung der nordischen Seerechte über- 
haupt. Das Seerecht von Wisby ^) spiegelt die Entwick- 
lung der niederländischen Seerechte von den Jugemens 
d'016ron bis zu dem Gewohnheitsrecht von Amsterdam, 
Enchuysen, Stavern und Holland wieder^). 

Ein eigenthümliches Schicksal hat die Bodmerei in 
den Hansestädten gehabt. Schon aus dem Jahre 1387 
liegt eine lübeckische Niederstadtbuch-Inscription vor, die 
die Bodmerei der Sache und dem Namen nach erwähnt: 

Notandum, quod Johannes Boye, nauta, presens 
coram consilio et apud hunc librum recognovit expresse, 
se tenere Bernardo Kropelia LXXX. nobiles , dictos 
bodemgeldes, pro quibus sibi coram consilio dimisit et 
supportavit tria quartalia illius ejusdem navis sue proprie 
kreyer, dicte „Kristofer". 

Es ist im vorliegenden Falle eine Verbodmung des 
Schiffes durch den Schiffer im Heimathshafen anzu- 
nehmen, da ja der Vertrag vor dem Lübecker Rath ge- 
schlossen wird und die Reise erst angetreten werden 
soll. Nach Beendigung kann erst die Bezahlung der 
Schuld, über die nichts festgesetzt ist, erfolgen^). Zweifel- 
haft ist der nähere Inhalt der von Pauli^) mitgetheilten 
späteren Bodmereiverträge, die zwar auch vom Schiffer 

*) VardessuSf coli. Bd. I. p. 463 fF. Geschichtliches ibid. cap. XI. 
Kaltenborn, Seerecht I. p. 20 fF. 

^) Es bedarf nur eines Vergleiches der art. 15. 43. 44. in der Aus- 
gabe von 1505 oder der art. 35. 40. 41. in der von 1541, um diese That- 
sache zu erkennen. 

') Vgl. Vauli, Lübeckische Zustände III. p. 95. Urk.-B. Nr. 247, 
jedoch ist auch eine andere Auffassung, wie weiter unten hervorgehoben 
wird, möglich. 

♦) a. a. O. III. p. 96 fr. Urk.-B. Nr. 248. 249. 108. 
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abgeschlossen sind, bei denen aber Art und Veranlassung 
des Abschlusses nicht klar hervortritt. Beachtenswerth 
ist, dass hier auch Bodmerei auf die Schiffspart erwähnt 
wird: „coram consilio dimisitet supportavit tria quartalia 
illius ejusdem navis" und : ,, super fundo quartae partis navis*^ 
Die Consequenz der Nichtzahlung durch den Schiffer oder 
Rheder ist hier die, dass die verpflichtete Part dem Dar- 
leiher zugesprochen wird. 

Es ist Thatsache, dass die Bodmerei auch hier be- 
reits im 14. Jahrhundert in der Praxis geübt wurde. Um 
so mehr befremdet ein sich durch eine Reihe vonHanse- 
rezessen hinziehendes und in das Lübische Recht ') 
aufgenommenes Verbot der Bodmerei. In dem Rezess 
von 1418^) heisst es im art. 4. ganz allgemein: „En schal 
nemand bodemen". Der Rezess bedroht den Contra- 
venienten mit Confiskation der auf Bodmerei geliehenen 
Summe zu Gunsten der Hanse- und Stadtkasse oder des 
Kaufmannes, an den das Schiff bestimmt ist, den Schiffer 
besonders mit einer Strafe von einer Mark Goldes zu 
Gunsten der Vorgenannten. Man hat dieses Verbot un- 
gerechtfertigter Weise in Verbindung gebracht mit den 
kirchlichen Zinsverboten. Ganz abgesehen davon, dass 
die kirchlichen Gesetze das Zinsennehmen beim Seedar- 
lehn gestatteten, wie wir oben gesehen haben, und also 
auch die Bodmerei in dieser Richtung keine andere Be- 
handlung erfahren konnte als das foenus nauticum , ge- 
schieht auch in den Quellen und besonders in diesem 
Verbot der Zinsen gar keine Erwähnung. Weshalb sollte 
man auch den Contract als solchen verbieten, wenn man 
nur das Zinsennehmen einschränken oder untersagen 
wollte? Schon aus dem Rezess von 141 8, art. 4. geht 



») III. Lübischer Codex, publ. von Brakes art. 298. [Pard., coli. III. 

P. 415 ff) 

') Tardessus, coli. 'II. p. 466 ff. 

6* 
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hervor, dass das Verbot der Bodmerei nur den Darleiher 
und den Schiffer trifft, den Darleiher, insofern sein Geld 
confiscirt wird, und den Schiffer, insofern er gestraft wird. 
Des Rheders geschieht überall keine Erwähnung. Das 
erhellt aber auch besonders aus der Wiederholung des 
Verbotes im art. 4. des Rezesses von 1434*): 

Dat nemand schal bodemen, also dat neen schipher 
en schal ienich gheld, kome, win, zolt edder ander gxit 
up de bodeme nemen, dar mede enich part schepes ofte 
dat schip uth to redende; noch ok enich gud vorkopen, 
dat he in dem schepe nicht en heffl. 

Das Verbot der Bodmerei geht gegen den Schiffer, 
und zwar soweit er Bodmerei schliesst zur Ausrüstung 
des Schiffes und zur Beschaffung der Ladung für das- 
selbe am Aufenthaltsorte der Rheder, oder soweit wenig- 
stens eine Nothlage nicht vorliegt. Diese Bedeutung hat 
m. E. auch der art. 19. des Rezesses von 1447*). Diese 
Bestimmungen wenden sich also gegen die Bodmerei des 
Schiffers am Orte, wo sich die Rheder aufhalten, oder 
ohne dass er sich in Noth befindet. 

Auffällig ist es, dass in den von Pö^e^//*) mitgetheilten 
Bodmereiverträgen die Veranlassung der Bodmerei gänz- 
lich verschwiegen wird, es wird lediglich das Darlehn 
gegen Verpflichtung des Schiffes oder der Schiffspart her- 
vorgehoben. Man kann daraus schliessen, dass man früher 
keinen Unterschied machte in der Behandlung der Bod- 
merei des Schiffers im Heimathshafen , am Aufenthalts- 
orte der Rheder und ohne dass er sich im Nothfalle be- 
fand, und der Nothbodmerei im Nothhafen ausser Landes. 



*) Vgl. FardesstiSf coli. II. p. 471, wiederholt im Rezess von 1447, 
art. 14 (VardesstiSf coli. II. p. 477 ff.) und zuvor bestätigt auf dem Hanse- 
tage zu Stralsund (20. Mai 1442), vgl. Hanse-Rezesse Bd. II. p. 510. 

*) Pardessus, coli. II. p. 477 ff. 

») Vgl. Lübeck. Zustände III. p. 94 ff. Urk.-B. 247. 248. 
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Aus der Zulassung der Bodmerei im ersteren Sinne 
konnten aber für den Rheder viele Nachtheile erwachsen. 
Diesen Zustand spiegelt der bei Pauli ^) referirte Rechts- 
fall ganz klar wieder. Der Rheder wird vom Darleiher 
(Bodmereigeber) belangt auf Zahlung einer Bodmerei- 
schuld aus einem Darlehn, das dem Schiffer gegeben war. 
Der Rheder bestreitet, ein Darlehn empfangen oder sich 
zur Zahlung verpflichtet zu haben. Laut gerichtlichen 
Anerkenntnisses des Schiffers (coram consulatu recog- 
novit) hat dieser das Darlehn super fundo predicte 
quarte partis navis nomine bodemgelt sine spe lucri et 
usure vom Kläger erhalten. Es folgt das Urtheil: der 
Rheder ist gehalten, bis zu einem bestimmten Tage zu 
zahlen, zahlt er nicht, so wird die Part dem Kläger zuge- 
sprochen. War die Bodmerei vom Schiffer im Heimaths- 
hafen geschlossen, so konnte diese Folge in der That eine 
unbillige und sehr verhängnissvolle für den Rheder sein. 
Diesem Zustande sollte das Verbot ein Ende machen, dass 
es aber nur in diesem Sinne getroffen war, dafür bietet die 
Folgezeit den sichersten Beweis. Nach einer Urkunde aus 
dem Jahre 1431 ^) verkauft der Schiffer Dyderik Jacoppsen, 
Bürger von Amsterdam, vor dem Lübecker Rath an den 
Schiffer Hermen Blöden sein Schiff und eximirt hierbei aus- 
drücklich eine Bodmereischuld von 24 Kronen an Gerlach 
Brand, d. h. er behält diesem seine Rechte ausdrücklich 
vor. Der Rath sanctionirte also doch diese Bodmerei- 
schuld. Wie selbstverständlich man aber dem Schiffer 
das Recht zur Bodmerei einräumte, beweist die Urkunde 
aus dem Jahre 1436^). Was bedurfte es der ausdrück- 
lichen Zusage des Bodendorf: „dat he nicht bodemen en 
Wille uppe Hans Oldenberges Verden deel schepes", wena 



1) 1. c. Urkd.-B. Nr. 248. 

^) Pauli, 1. c. p. 95. Urkd.-B. 249. 

') Pauli, 1. c. p. 97. Urkd.-B. 108. 
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er schon als Schiffer durch das Gesetz verbunden war, 
keine Bodmerei zu schliessen? Nur eine Aufhebung 
dieses Verbotes, falls es so generell gemeint war, könnte 
diesen Rechtszustand erklären, eine solche liegt aber 
überhaupt nicht vor. Ein weiterer Beleg für unsere Auf- 
fassung ist der art. ii. des Rezesses von 1591 ^), der dem 
Schiffer das Recht giebt, die Part des säumigen Mitrheders 
zu verbodemen '^j, und der Anfang des art 55.^) desselben 
Rezesses : 

"Würde ein schipper ohne noth muthwillich das schiff 
verbodemen, oder ohne noth in einen haven siegeln, da 
er nicht hin befrachtet, so soll ein solcher schipper den 
schaden, den die reder darauf rechnen können, aus seinem 
beutel zu verstaden schuldig sein^). 

Das Hanseatische Verbot der Bodmerei hat daher 
den nämlichen Sinn wie das oben besprochene in dem 
AmsterdamerStatut von 1527 und der Eingang des art. 19. 
der Verordnung vom 29. Januar 1549^): 

Dat niemandt desghelijcks en sal gheen gheldt op 
schips bodem (dat men ghemeenelicken bomerie ofte wissel 
opt hol ofte kiele van den schepen namende is) mogghen 
heeschen by hem zelven ofte yemande anders, directelicken 
ofte indirectelicken. 

Darauf wird dann die Nothbodmerei des Schiffers 
ausser Landes ausgenommen. Das Bodmereiverbot 
der Hansa und des Lübischen Rechtes bestätigt daher 
vielmehr die Uebung des Bodmereivertrages auf ihrem 



1) Fardessus, coli. II. p. 507 fF. 

') Vgl. Consolato del mare cap. 3. 198. Dieses Recht steht aber dem 
Schiffer nach art. 57. dieses Rezesses und nach dem Rezess von 1614, 
tit. 5. art. 7. nur mit Consens der Mitrheder zu. 

^) Vgl. Rezess von 1614 tit. 6. art. 3. 

♦) Vgl. art. 56 und 58 dieses Rezesses und art. i. und 2. tit. 6. des 
Rezesses von 1614. • 

») Pard., coli. IV. p. 38 fF. 
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Gebiet; denn war in der That, was wir widerlegt zu 
haben glauben, das Verbot seinem Wortlaut entsprechend 
generell gemeint, so wurde es nicht beachtet^). Dieses 
generelle Verbot hätte aber das Hanseatische Seerecht 
in einen unerklärlichen Gegensatz gebracht gegen die 
Seerechte der Niederlande, was ohne Noth gewiss nicht 
anzunehmen ist. 

Dieser innere Zusammenhang der seerechtlichen Be- 
stimmungen des Nordens wirft in einer weiteren Bestimm- 
ung hervortretend gerade auf die vorliegende Frage hel- 
leres Licht. Die Jugemens d'Ol^ron, das Seerecht von 
Damme 2), in Uebereinstimmung damit das Seerecht von 
Wisby^) und das dänische Seerecht von 1561*), schliess- 
lich derRezess von 1519^), geben im Falle der Noth dem 
Schiffer das Recht, zum Verkauf von Waaren zu schreiten. 
Die Tendenz dieser Bestimmungen, den Schiffer im Falle 
der Noth mit weitgehenden Befugnissen auszustatten, 
liesse die Zulässigkeit der Nothbodmerei des Schiffers 
auch ohne andere Beweise sehr wahrscheinlich erscheinen*^). 

Noch weniger stellte sich, wie schon beiläufig be- 
merkt, das hanseatische Verbot der Bodmerei dem Prin- 
zipe entgegen, dass der Eigenthümer über sein Eigen- 
thumsobject nach Belieben zu verfügen befugt ist, dass 
er daher auch Bodmerei schliessen darf. Die Bodmerei 
des Rheders und des Schiffers, soweit er Mitrheder ist, 
fallt daher nicht unter das Verbot der Hansa'). 

Die Basis der Entwickelung des Hanseatischen See- 



*) Das giebt auch "Pauli zu, obwohl er an dem generell gemeinten 
Verbot festhält, vgl. III. p. 96 f. 
*) art. 23. 
3) art. 38. 44. 
♦) art. 68. 
») art. 55. 

*) Vgl. Tardess.y coli. II. p. 527, note 3. 
') Pardess,^ coli. II. p. 527, note 3. 
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rechtes ist die holländische, die auch die Grundlage für das 
Recht von Wisby gewesen. Das Hamburger Seerecht 
von 1497 rezipirte im art. 10.^) fast wörtlich den art. 4. 
der Seerechte von Amsterdam, Enchuysen und Stavem 
(art. 6. des Seerechts von Holland, art. 43. des von Wisby). 
Noch im Hamburger Statut von 1603 pflanzten sich Be- 
stimmungen der niederländischen Seerechte in fast wört- 
licher Rezeption fort'*). In der prinzipiellen Auffassung- 
der Bodmerei weichen die Hanseatischen Quellen in keiner 
Weise von ihrer Quelle ab. 

In den Kreis der niederländischen Rechtsentwicklung 
gehört auch England, Dänemark und Schweden. In Eng- 
land knüpft sich die Geschichte des Bodmereicontractes 
zwar zunächst auch an die Jugemens d'016ron, die dort als 
Gewohnheitsrecht rezipirt worden sind^), die englische Ent- 
wicklung ist aber, unbedingt unter dem niederländischen Ein- 
flüsse, zu i. A. gleichen Resultaten gelangt, wie die deutsche. 
In Schweden und Dänemark machte sich das niederländ- 
ische Recht in der Compilation von Wisby geltend*), die 
im Norden grosse Bedeutung gehabt haben wird^). Man 
kann also behaupten, dass die Entwicklung im gesamm- 
ten Norden des Continentes die gleiche Basis gehabt hat, 
und dass diese Entwicklung bereits sehr früh , jedenfalls 
im 14. Jahrhundert^, als abgeschlossen zu betrachten ist. 
Ueberall begnügte man sich auch hier mit mehr gelegent- 



*) Hamburg. Statut von 1603. tit. 14. art. 7. {Fardess., coli. III. 

P. 363 ff) 

') Hamburger Statut von 1603. ^t. 14. art. 7., vgl. art 8. mit art i. 
der Seerechte von Damme, Westcapelle, Flandern. 

®) Kaltenborn, Seerecht I. p. 19 p. 48 fF. 

*) Kaltenborn a. a. O. p. 43. p. 20 fF. 

*) Vgl. Dänisches Seerecht von Friedrich II. von 1561. {Pard,, III. 
p. 241 fr.) art. 46. 59. 68. 

•) Also gleichzeitig mit dem Süden. Vgl Pauli, Lübeck. Zustände III. 
P. 95- 
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lieber Regelung, häufig nur zum Zweck der Unterdrück- 
ung schädlicher Auswüchse der gewohnheitsmässigen 
Uebimg. Erst in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
gewinnen die Redactionen des Bodmereirechts an Um- 
fangt). 

§ 12. 
Das nene Seedarlehn und die Satzung. 

Wir haben bisher den äusseren geschichtlichen Vor- 
gang verfolgt, in dem sich der neue Seedarlehnsvertrag 
(contrat k la grosse, cambio, bomerie, Bodmerei) in 
seiner äusseren Struktur Geltung verschafite. Die inneren 
Anknüpfungspunkte sollen jetzt gefunden werden. In der 
bisherigen Darstellung des Seedarlehns hat man zumeist 
ohne historisches Gefühl die Entwicklung des foenus 
nauticum mit dem Anfange des Mittelalters abgeschnitten 
und jede geschichtliche Beziehung desselben zum neuen 
Seedarlehn geleugnet. Wir glauben gezeigt zu haben, 
dass namentlich die früheren Quellen des Mittelalters ein 
deutliches Bild davon geben , dass das romische Recht 
mit der neuen Rechtsbildung im Kampfe lag. Das 
römische Recht traf auf die einheimisch deutsche Rechts- 
bildung. Damit erklärt sich von selbst, dass das Ueber- 
gewicht des romischen Rechts sich im Süden fühlbarer 
machte als im Norden, damit erklärt sich das Schwanken 
der romanischen Quellen, und darin ist die klarere Ent- 
wicklung zu Gunsten des deutschen Rechtes im Norden 
begründet. Die begrifflich entscheidenden Momente 
für das foenus nauticum waren die Darlehnsnatur und 
die Gefahrübernahme mit ihren Folgen, nur quantitativ 
wichtig erschien das accessorische Pfandrecht, für den 



») Seerecht von Christian V. von 1683 {Pard, III. p 268 ff.), See- 
recht von Carl XI. von 1667. {Pard. III. p. 134 ff.) 
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Begriff war es in keiner Weise qualificirend. Der Gegen- 
satz des- foenus nauticum und des deutschrechtlichen In- 
stitutes beruht nun nicht auf der Darlehnsnatur , auch 
nicht auf der Gefahrübernahme, sondern auf der Natur 
des deutschrechtlichen Pfandbegriffes, besonders auf der 
abweichenden Stellung des deutschrechtlichen Pfandrechtes 
zur Forderung. Es soll gleich hier erwähnt werden, dass 
damit auch eine Aenderung des Begriffes der Gefahr- 
Übernahme gegeben war. 

Das was sich aus den Quellen als äusseres Gerippe 
der neuen Vertragsform herausheben Hess, war Folgen- 
des: es ist ein Darlehn hingegeben, für dieses ist ein 
Pfand bestellt, das im Besitze des Schuldners bleibt. Ist 
>die Schuld fallig, so kann der Schuldner zahlen, der 
Gläubiger hat aber keine persönliche Klage gegen ihn, 
er muss sich aus dem Pfände und soweit es reicht be- 
friedigen. Hier ergiebt sich die Analogie, wenn nicht 
Identität, deutschrechtlicher Sätze in schlagender "Weise: 
das neue Seedarlehn beruht auf dem Satzungsrecht ^). 
Von der älteren Satzung dürfen wir nicht ausgehen 2), 
wiewohl sich auch geringe Beziehungen zu dieser finden 
lassen. Die ältere Satzung, die nur als Tauschgeschäft 
in Frage kommen kann, nicht als Strafgeding, war stets 
Besitzpfand in der Hand des Gläubigers oder eines Treu- 
händers, in der Hand des Schuldners nur vermöge Be- 
sitzes für den Gläubiger ^). Wenn dieser Umstand bereits 
die Analogie ausschliesst , so wird es noch schwieriger. 



^) Dieser Gedanke ist zu6rst ausgeführt von Ehrenberg in der Krit. 
V.-J.-Schr. {Brinz, VözT) Band 21. p. i8i iF. Das deutsche Pfandrecht 
betreffend, steht die neuere Lehre auf der von z». Meibom geschaffenen Grund- 
lage: Das deutsche Pfandrecht (1867). 

*) V, Meibom a. a. O. p. 22 f. p. 64 iF. Stobbe, Deutsches Pr.-R. II. 
p. 266 ff. 622 ff. Pauli, Lübeckische Zustände IV. p. 134 ff. 

3) Stobbe a. a. O. IL p. 625, note 8. 
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an die altere Satzung anzuknüpfen, wenn wir das Ver- 
hältniss des Forderungs- und des Pfandrechtes berücksich- 
tigen. Der Satzung als Tauschgeschäft war die Existenz 
einer Forderung nicht wesentlich, sie war ein selbststän- 
diges Geschäft, das Pfand war Aequivalent einer Leist- 
ung, die Satzung gewährte dem Schuldner nur das Wie- 
dereinlosungsrecht ^). Traf sie mit einer Forderung zu- 
.sammen, so stand Pfandrecht und Forderung selbständig 
neben einander, nur mit gegenseitiger Einwirkung auf 
einander ^). Hier gab es eine Prozedur gegen den Schuldner 
auf Grund einer personlichen Schuld, wenn sie auch hinter 
dem Satzungsgeschäft zurücktrat *). Unsere Quellen ver- 
neinen auf das Entschiedenste alle bei der älteren Satz- 
ung zutreffenden Momente bei der Darstellung des neuen 
Seedarlehns, während sie allerdings von einer Verpfand- 
ung sprechen. Die verpfändete Sache geht beim Bod- 
mereiverträge nicht in den Besitz des Gläubigers über, es ist 
vielmehr klar ersichtlich, dass sie im Besitze des Schuld- 
ners oder des Vertreters des Schuldners, des Schiffers, 
bleibt. Die Terminologie des Statuts von Marseille darf uns 
nicht verfuhren, pignus bedeutet dort nicht Besitz-, Faust- 
pfand, sondern hypotheca. Daher die Bestimmung der 
Parteien : „quod dictum pignus eat in viagio ad fortunam 
creditoris." Unzweifelhaft ist dies, im Falle der Schiffer 
im Nothhafen Bodmerei schloss. An ein Faustpfand des 
Gläubigers kann hier gar nicht gedacht werden. Wir 
haben femer Gelegenheit gehabt, wiederholt darauf hin- 
zuweisen, dass die Quellen stets eine persönliche Schuld 
voraussetzen , der das Pfandrecht als Sicherungsmittel 
dient. So wenig beweisend die Terminologie des Statutes 
von Marseille wegen ihrer romischen Färbung seih mag, 



*) Meibom a a O. p. 264 flf. 273 ff. 
*) Meibom a. a. O. p. 292 ff. 
^) Meibom a. a. O. p. 294 ff. 
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es spricht jedenfalls wiederholt von einem creditor und debi- 
tor, von einem debitum, für welches das pignus bestellt ist, 
ebenso das Consolato ^). Das niederländische und deutsche 
Recht gebraucht den kurzen Ausdruck : Geld nehmen auf 
den Boden, verboddemen, boddemen. Nirgends lassen die 
Quellen die Vermuthung aufkommen, dass durch Bestell- 
ung des Pfandes eine definitive Leistung an den Gläubiger 
eingetreten und dem Schuldner nur ein Einlösungsrecht 
reservirt sei. Die Quellen fassen aber auch das Verhält- 
niss zum Forderungsrecht anders auf als die Rechtssätze 
der älteren Satzung, falls hier Forderung und Pfandrecht 
sich vereinigten. Aus der Forderung kann der Gläubiger 
nach unseren Quellen nicht prozediren. In der That liefert 
uns die ältere Satzung nur eine Analogie und auch 
diese ist nur eine scheinbare. Bei der älteren Satzung 
konnte der Gläubiger sein Forderungsrecht auf den Pfand- 
schilling nicht geltend machen, wenn das Pfand casuell 
unterging'-'). Worin lag aber der Grund dieses Satzes? 
Nicht in dem Verhältniss von Pfandrecht und Forderung, 
sondern in dem definitiven Character des Satzungsge- 
schäftes als eines Tauschgeschäftes. Der Pfandnehmer ver- 
liert sein Geld, der Geber sein Einlosimgsrecht. Dieser de- 
finitive Character fehlt der Bodmerei, bei der das Pfand gar 
nicht in die Hand des Gläubigers gelangte, ganz und gar^). 
Der eingeschlagene "Weg führt uns mit Nothwendig- 
keit auf die sogenannte neuere Satzung, die darin bestand, 
dass dem Gläubiger ein Pfand zur Sicherung seiner For- 
derung derart bestellt wurde, dass er seine Befi-iedigung 
im Falle der Nichtzahlung der Schuld prinzipaliter aus 



») chap 194. (pg. 225). 

') Meibom a. a. O. p. 280 ff. 283 ff 289 ff. 

') Man kann vielleicht das Verpfänden der apparaux in d«n Jugemens 
und das versetten, to pande setten der touwen in den niederländischen 
Seerechten auf die Satzung als Tauschgeschäft deuten. 



— 93 — 

diesem Pfände suchen solle, Satzung als Anweisung von 
Exekutionsgegenständen ^). Die neuere Satzung setzt eine 
Schuld voraus, die sicher gestellt werden soll '% sie findet statt 
an Mobilien und Immobilien des Schuldners, die im Besitze 
des Letzteren bleiben. Forderung uhd Pfandrecht stehen in 
dem Verhältniss zu einander, dass die Satzung die For* 
derung nicht absorbirt, solange aber der Gläubiger seine 
Befriedigung im Pfände nicht gesucht, kann er gegen 
den Schuldner nicht prozediren, der Einwand der Satzung 
schloss die Schuldklage gegen die Person aus, solange 
eben diese Befriedigung im Pfände nicht gesucht war*). 
So nach einer Entscheidung des Oberhofes von Lübeck 
aus dem Jahre 1479 ^) : Hans Grube klagt um Schuld gegen 
Clawes Stegentjm. Auf die Einrede des Letzteren, dass 
er dem Hans Grube ein Pfand für die Schuld angewiesen 
habe, entscheidet der Oberhof: 

Kan de ergemelde Clawes dat mit der stad boke to- 
Colberge bewisen, alse recht is, dat Hanse Gruben vor 
so dane vyfftich rinsche güldene en pand gesät sy, so- 
schal sik desulve Hans an sodane syn pand holden, id 
ga da furder umme alze recht zy. 

Der Gläubiger war sogar nach Hamburger, Lübecker ^) 
und Stader Recht und auch nach niederländischem Recht ^) 
überhaupt mit seiner Befriedigung auf das Pfand ange- 
wiesen, er trug den Ausfall®), falls nicht besondere per- 



>) Meibom a. a. O. p. 30. p. 402 fF. 
*) Meibom a. a. O. p. 409 f. 

") Meibom a. a. O. p. 410 f. Pauli, Lübeck. Zust. III. p. 9. 
♦) Meibom a. a. O. p. 421 f. Pauli a. a. O. IV. p. 147. 
») Mickelsen, Oberhof Nr. 108. 
«) Michelsen, Oberhof Nr. 108. 
') Warhkönig, Flandr. Rechtsgesch. III. p. 87. 

«) Meibom a. a. O. p. 424 fF. p. 425, note 84. Stobbe, D. Pr.-R. IL 
278. 623. 
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sönliche Haftung seitens des Schuldners für den Ausfall 
übernommen war^). Durch diese Bestimmung in dem 
Hamburger und verwandten Rechten wurden die Regeln 
über die Haftung für den casuellen Untergang des Pfandes 
modifizirt. Während sonst der Schuldner bis zur Uebergabe 
des Pfandes an den Gläubiger den casuellen Schaden am 
Pfände zu tragen hatte ^j, konnte letzterer hier im Falle des 
Unterganges oder 5er Deterioration des Pfandes sich nur an 
die Ueberreste halten, das Recht, weitere Pfänder zu 
nehmen, hatte er nicht. — Ein dingliches Recht hatte der 
Gläubiger nicht am Pfände, jedenfalls nicht ein dingliches 
Recht im römischen Sinne. „Dieselbe Beschränkung der 
freien Disposition über das Vermögen, welche im Arrest- 
oder Exekutionsverfahren wider den Willen des Schuldners 
durch das Gericht vermittelst der Pfändung oder Fronung 
bewirkt wurde, führte bei der Satzung um Schuld der 
freie Wille des Schuldners im Wege des Vertrages her- 
bei**^). Wurde der Gläubiger am bestimmten Termin 
nicht befriedigt, so konnte er bei Gericht ein Urtheil auf 
die Befugniss zum Angreifen des Pfandes (geweldigung) 
und die Fortsetzung der durch Vertrag bereits eingeleite- 
ten Exekution verlangen^). Das Verfahren war das näm- 
liche, wie beim genommenen Pfand, nur konnten hier 
Gläubiger und Schuldner das Distractionsverfahren durch 
Vertrag auf andere Weise regeln. 

Mit Recht hat man hierin die Structur des Bodmerei- 
vertrages erkannt^). Die Quellen setzen sämmtlich eine per- 



^) Meibom a. a. O. p. 425 f. Diese Rechte gingen später zu dem 
gemeinrechtlichen Prinzip über. 

2) Meibom a. a. O. p. 426 f. Tauli a. a. O. IV. 143 if. 

3) Meibom a. a. O. p. 61, p. 427 f., 432 ff. Stobhe, D. Pr.-R. II. 
p. 275 f. Warnköni^y franzcs. Rgschte II. p. 598. 

*) Meibom a. a. O. p. 71 ff. Warnkönig a. a. O. II. p. 597 f. 

») Ehrenberg in der Krit. V.-J.-Sch. (Pöz/, Brinz) B. 21, p. 181 ff. 
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sonliche Schuld voraus, eine Darlehnschuld, sie erkennen die 
Verpflichtung- zur Zahlung an, im Falle der Nichtzahlung 
aber verweisen sie den Schuldner auf das Pfand, damit er 
hier seine Befriedigung suche und zwar, was characteristisch 
ist, mit Beschränkung auf dieses Exekutionsobject, ohne 
das Recht, für den Ausfall weitere Pfänder zu nehmen 
und das Vermögen des Schuldners weiter anzugreifen. 
Das Statut von Marseille, bestrebt, das accessori- 
sche Pfand des römischen Rechtes mit der neueren 
Satzung in seiner Darstellung zu vereinigen, characterisirt 
die letztere durch die Bestimmung der Parteien, ,,quod 
dictum pignus eat in viagio ad fortunam creditoris * und 
in der ausgesprochenen Consequenz : „amisso pignore (d. h. 
casu fortuito) debitor ille nuUatenus tunc de illo debito 
teneatur" und „dictus debitor creditori predicto de suo debito 
de eo pignore speciali teneatur et non aliunde, nisi forte 
inter eos tunc vel antea expresse aliter conveniret". Das 
Statut lässt den Darleiher fiir den casus, zufälligen Unter- 
gang und Verschlechterung des Pfandes , haften , derart, 
dass er seine Forderung verliert resp. sich nur aus dem 
Rest befriedigen kann. Das „satis facere de eo pignore** 
ist nicht anders zu verstehen, als von einem Ueberlassen 
des Pfandes zur Befriedigung. Das Statut schiebt gleich 
dem Hamburger, Lübecker und Stader Recht dem Gläubiger 
den Ausfall zu, gestattet aber vertragsmässige Einigung 
der Parteien über weitere persönliche Haftung. Wir haben 
schon oben bemerkt, dass der Verlust des Pfandes nicht 
ohne Grund vom Statut als ein casueller (fortuito casu 
aut sine culpa debitoris) bezeichnet wird. Die Bedeutung 
des Zusatzes tritt nun in ihr volles Licht, wo wir wissen, 
dass es sich um die neuere Satzung handelt. Durch eine 
schuldhafte Vernichtung oder Verschlechterung des Be- 
friedigungsobjectes greift der Schuldner in die vertrags- 
mässig stipulirte Exekution, er ist vertragsmässig ver- 
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'pflichtet, dem Gläubiger gerade diesen Gegenstand, sa 
weit an ihm liegt, zu seiner Befriedigung zu überlassen. 
Die Anknüpfung an die sog. neuere Satzung kann kaum 
eine leichtere sein. Wie kam aber der SatzungsbegrifiF 
in das Statut von Marseille? Die Rechtsentwicklung ist,, 
wie überhaupt, so auf dem Gebiete des Pfandrechtes in 
Frankreich die nämliche gewesen, wie in Deutschland* 
Die Gegensätze im Recht der älteren und neueren Satzung, 
motivirt hier wie dort durch wirthschattliche Verhältnisse,, 
finden sich auch im franzosischen Recht in den Instituten 
Engagement und Obligation^). 

Ebenso leicht ergeben sich im Consolato die Bezieh- 
ungen zur neueren Satzung. „Toute la masse du navir 
doit payer Temprunt et aucun actionnaire ne peut s'jr 
refuser" ''*). Geht das Pfand unter, so hat kein Mitrheder 
dem Darleiher gegenüber die Verpflichtung zur Zahlung*,, 
„puisque le navir sera bris6 et perdu." Wieder die nämliche- 
Haftung für den casuellen Untergang des Pfandes! Sehr 
bezeichnend ist aber der Zusatz des Consolato, der zunächst 
als Phrase erscheinen möchte : „que ce prSteur prenne done 
bien garde comment il pr^tera; car Tactionnaire y perd 
assez, puisqu^il perd sa part". Hat der Darleiher sich mit 
der Anweisung auf ein bestimmtes Exekutionsobject zu- 
frieden erklärt, so soll er aus diesem Grunde nicht weiter 
gegen den Schuldner vorgehen dürfen. Ist aber das 
Pfand existent und tritt Zahlung nicht ein, so ist der Dar- 
leiher wiederum auf das Pfand beschränkt (aprfes avoir 
fait vendre ce navire), er trägt den Ausfall, die hyperocha. 
muss er herausgeben'*). 



1) Yg], Franken, Das französische Pfandrecht I. Abth. p. 2 ff. p. lO.. 
Warnköni^^y FranzÖs. Rechtsgesch. II. p. 592 ff. 595, 597 f. 
^) So in der Uebersetzung von Pardessus, 
3) Vgl. Fault, Lüb. Zustände III, p. 94 f. 
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Nehmen wir hierzu den Rechtsinhalt der niederländischen 
lind deutschen Quellen. Das Darlehn ist auf den Boden 
des Schiffes genommen ^), die Verpflichtung zur Zahlung 
dieses Darlehns wird anerkannt ; zahlt der Schuldner nicht, 
so kann der Gläubiger das Schiff, aber dieses auch in 
dritter Hand, angreifen: 

soe mochte die coepman dat scip anspreken binnen jair 
en binnen daghe, ende zyn gelt daroff hebben ghelycker 
wys, of hy daer teghenwoirdich wäre , ende dat sal hy 
bettuigen mitten sciphers zeghel, en soe en mach die 
scipheere niet tegens seggen^). 

Alles dieses deutet auf den gerichtlichen Vorgang, in 
dem der Gläubiger bei der neueren Satzung sein Forderungs- 
und Pfandrecht geltend machte. Das „anspreken" des 
Schiffes bezeichnet den Antrag (Klage), ihm im Urtheil das 
Recht zum angreifen des Pfandes zu ertheilen (ge weldigung), 
und entspricht den Ausdrücken: „das erbe irfordem**, 
„irclagen vor die schult", „das gelt uff das erbe irfordem", 
„vorsprechen", die bei der Satzung gebräuchlich waren ^). 
Das Verstreichen der Frist von Jahr und Tag schliesst 
die KJiage oder Geltendmachung der Satzung aus*). Der 
Darleiher soll sein Geld so aus dem Schiffe haben, als 
-wenn der Schiffer, der die Bodmereischuld contrahirt hatte, 
im Schiffe , d. h. so, als ob das Schiff noch in der Hand 
des Rheders oder seines Vertreters wäre, ein Beweis, 
dass die Veräusserung des Pfandes keine Gültigkeit hatte 



1) Die Gewohnheit von Middelbourg von 1570 {Pard, IV. p. 167) 
bezeichnet das verbodmete Schiff selbst als: „speciale hypotheque". 

*) Seerecht von Holland, art. 6. {Pardess. IV. p. 29 fF.). Amsterd. 
Ench. Stav. art. 3. {Pard. I. p. 405 ff.). 

•) Meibom a. a. O. p. 434. 

*) Michelseity Oberhof Nr. So. 86. . 193. 232. 233. Vgl. über die 
gerichtliche Geltendmachung der Bodmereiforderung besonders: Verord- 
nung von Dordrecht von 1533 (Pard, IV. p. 165 f). 

7 
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dem Bodmeristen gegenüber ^). Es ist möglich, dass dieser 
von der gewöhnlichen Behandlung des Mobiliarpfandes 
abweichende Grundsatz zusammenhängt mit der Bestimm- 
ung des Lübischen , Hamburger und Niederländischen 
Rechts über die Haftung des Gläubigers für den Ausfall 
am Pfände. Sollte der Gläubiger sich lediglich aus dem 
Pfände befriedigen, so sollte er dieses wenigstens auch 
bei Dritten verfolgen können. Man fasste diese Ver- 
äusserung als eine widerrechtliche auf, die dem Rechte 
des Pfandgläubigers nicht im Wege stehen sollte ^). Es 
ist aber auch denkbar, dass in diesem Punkte eine ab- 
weichende Behandlung des Schiffes nach Analogie der 
Immobilien stattfand^). 

Soweit die übrigen nordischen Seerechte, namentlich 
das Recht der Hansestädte, lediglich die holländische Quelle 
wiedergeben, können wir davon absehen, die Anlehnung des 
Bodmereivertrages an die neuere Satzung nachzuweisen. 
Die älteren lübeckischen Urkunden bedürfen jedoch einer 
näheren Erörterung. Es ist von Pauli'') gerade mit Bezug- 
auf diese Urkunden der Bodmereivertrag angeknüpft an 
den Rentenkauf, die Wikbelde. Pauli wird hierzu be- 
stimmt durch die Ausdrücke , die die von ihm beige- 
brachten Urkunden bei der Eingehung des Bodmereiver- 
trages gebrauchen: 

,,coram consilio dimisit et supportavit tria quartalia 
illius ejusdem navis"^) und „prefatam summam pecunie 



*) Meibom a. a. O. p. 441 f. Es galt sonst beim Mobiliarpfand der 
Grundsatz: „Hand muss Hand wahren", sobald es vom Gläubiger im Besitz 
des Schuldners belassen wurde. Michelsen, Oberhof Nr. 58. 

=*) Das Lübische Recht ist nicht ohne Analogie. Meibom a. a. O. 
p. 442 f. 

^) Selbst im heutigen Seerecht macht sich ein Unterschied zwischen 
Schiff und Ladung geltend. D. H.-Gb. art. 697. 698. 

♦) Lüb. Zust. III. p. 95 f. 

5) Pauli, 1. c. p. 96, Urk.-B. Nr. 247. 
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super fundo quarte partis navis, ipso Wemeri pertinente, 
nomine bodemgelt sine spe lucri et usure prompte vere 
mutuasset"^). Dagegen ist einzuwenden : das „coram consilio 
dimisit et supportavit** ist kaum so zwingend 2), es be- 
zeichnet allerdings zunächst den gerichtlichen Akt der 
Auflassung, jedoch mochte man auch bei dem Begründ- 
ungsakt der Satzung, der allerdings der Auflassung nicht 
entsprach^), gleichlautende Bezeichnungen wählen. Man 
kann aber auch bei dem Schweigen der Urkunde über 
Alles, was bei der Bodmerei und Satzung interessirt, in 
derselben den Fall einer wirklichen Auflassung zu Eigen- 
thum erblicken. ÜQr Schiffer Johannes Boye schuldet 
dem Bernard Kropelin 80 nobiles aus dem Bodmereiver- 
trag. Für diese 80 nobiles verkauft ihm Boye drei Viertel- 
parten des Schiffes und lässt sie ihm vor dem Rath auf. 
Wenn wir daran denken, dass die späteren Seegesetze 
gegen diesen Schiffs verkauf durch den Schiffer zu Felde 
ziehen, so erscheint die Möglichkeit eines solchen für die 
Zeit der Urkunde nicht ganz unwahrscheinlich. Vielleicht 
hatte Johannes Boye auch die von den späteren See- 
gesetzen erwähnte Vollmacht des Rheders. 

In der zweiten Urkunde ^) ist das ,, super fundo quarte 
partis navis — mutuasset** für die juristische Natur des 
Bodmereivertrages völlig indifferent. Diese Worte sind 
nichts als die Uebersetzung der aphoristischen Ausdrucks- 
weise: Geld leihen (nehmen) auf den Boden des Schiffes. 
Will nun Pauli die vom Gericht ausgesprochene Folge 
der Nichtzahlung^), dass die Part des säumigen Rheders 



^) ibid. p. 96, Urk.-B. Nr. 248. 

») Vgl. Stohhe, Deutsch. Pr.-R. II. p. 245, note ii. 

3) Meibom a. a. O. p. 415 fF. Stohbe a. a. O. II. 'p. 273 f. Pauli 
a. a. O. IV. p. 27 f. 134. 

♦) Pauli a. a. O. III. p. 96, Urk.-B. Nr. 248. 

**) Beiläufig mag bemerkt werden, dass die Worte : „sine spe lucri et 
usure" wohl nicht mit: „ohne Antheil an der Fracht und ohne Zinsen" zu 

7* 
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dem Gläubigfer zufallen solle, als dem Rentenkauf eigen- 
thümlich hinstellen, so ist dagegen zu sagen, dass bei der 
neueren Satzimg dergleichen nicht nur im Wege des 
Vertrages möglich, sondern auch durch Lokalrechte be- 
stimmt war^). Aus der prinzipiellen Natur des Renten- 
kaufes erhellt aber am ersten die Unmöglichkeit, in ihm 
die geschichtliche Basis für den Bodmereivertrag zu finden. 
Der Rentenkauf ist seiner wirthschaftlichen Natur nach 
nur bei Grrundstücken denkbar und hatte hier schon aus 
naheliegenden Grründen seine Bedenken '). Es wurde 
definitiv eine Summe hingegeben, gegen diese Siunme 
wurde die Verpflichtung zur jährlichen Zahlung einer be- 
stimmten Geldsumme als Reallast auf das Grrundstück als 
Exekutionsobject gelegt^). Dieses wäre der der Bod- 
merei entsprechende Fall des Rentenkaufes. Es ergeben 
sich hier jede historische Verknüphmg ausschliessende 
Momente : 

1. Für die Bodmereischuld hallet in den Quellen das 
Schiff, also wirthschaftlich eine Mobilie, wenn sie auch 
rechtlich mitunter den Immobilien gleichgestellt wird*). 

2. Für Rückzahlung der Bodmereischuld nebst Zinsen 
d. h. einer Darlehnsschuld haftet der Rheder, nicht fiir 
Zahlung einer Rente. Das beweist gerade die bei Pauli 
citirte Urkimde^). Die Summe der Bodmereischuld ist 
nicht als definitiver Kaufjpreis einer anderweitigen Leist- 
ung zu betrachten, sondern als zurückzuzahlendes Darlehn. 



übersetzen sind, sondern ,,ohne Prämie und gewöhnlichen Zins", weil beides 
schon in die Bodmereisumme verrechnet war. Der SchiflFer hatte weniger 
erhalten. Vgl. Pauli a. a. O. III. p. 95 f., Urk,-B. Nr. 249. 

*) Vgl. Meibom, p. 435 f. Stohhe, Deutsch. Pr.-Recht II. p. 247. 
276 f., auch Warnkönig y flandrische Rgschchte 11. p. 313 fF. 

*) Pauli a. a. O. I. p. 135. 

») Stohhe, Deutsch. Pr.-R. II.. p. 241 fi". Pauli a, a. O. IV. p. I ff. 

*) Vgl. Meibom a. a. O. p. 412 f. 

•) Pauli a. a. O. III. p. 96, Urk.-B. Nr. 248. 
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3. Das Verhältniss zwischen Bodmereigeber und 
Nehmer ist auf kurze Zeit berechnet, nicht auf Dauer. 

4. Der dritte Besitzer des verbodmeten Gegenstandes 
wird nicht immer Bodmereischuldner, während der Eigen- 
thümer des rentenpflichtigen Grundstückes, wenigstens 
nach der Meinung von Autoritäten, Rentenschuldner ist. 

5. Die Theorie vom Rentenkauf lässt sich construiren 
beim verbodmeten Schiff, nicht bei der Ladung, hier fallt 
auch die Möglichkeit, sich aus dem rentenpflichtigen 
Gegenstande befriedigen zu können, fort, sobald er in 
dritte Hand geräth. 

Die in die Augen fallenden Analogien zwischen 
<ien einzelnen dem deutschen Realkredit angehörenden. 
Instituten dürfen uns nicht verführen, sie fordern im 
Gegentheil zur genauesten Prüfung auf. 

Noch ein bereits oben angedeuteter Punkt harrt seiner 
historischen Richtigstellung. Wir haben im ersten Theile 
unsrer Abhandlung ausgeführt, dass beim foenus nauticum 
die auf die Schultern des Gläubigers gelegte Gefahrüber- 
nahme zunächst die pecunia trajecticia selbst zum Gegen- 
stand hatte, dass sich dieses Object, weil sinnlich nicht 
festzuhalten, mehr und mehr idealisirte und dass Gegen- 
stand der Gefahrübernahme schliesslich die allgemeine 
Gefahr war, der Schiff und Ladung durch die Zufalle der 
See ausgesetzt -vyaren. Mit Ausnahme des Statutes von 
Marseille erwähnen die älteren Quellen der Gefahr gar 
nicht. Das foenus nauticum ist, wie wir oben gezeigt 
haben, dem römischen Recht entsprechend dargestellt, 
bis auf die oben hervorgehobene Abweichung. Bei dem 
Satzungspfand gebraucht das Statut die Wendung, quod 
dictum pignus eat in viagio ad fortunam creditoris. Ist 
diese Bestimmung lediglich ein Ausfluss des Parteiwillens 
oder eine sich von selbst verstehende gesetzliche Folge 
der Satzung? In einem gewissen Sinne trägt jeder Pfand- 
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gläubiger die Gefahr seines Pfandes, in demselben Sinne 
nämlich, wie Jeder, der einer Person creditirt, die Gefahr 
trägt, dass er sich in der Creditwürdigkeit des Schuldners 
getäuscht haben kann, beim Pfände, dass er bei casuellem 
Untergange oder Schlechterwerden sich aus dem Pfände 
nicht mehr oder nicht voll befriedigen kann. Jeder Credit 
schliesst für den Geber eine Gefahr in sich. Bei der 
neueren Satzung nimmt diese Gefahr aber einen beson- 
deren Character an. Ist dem Gläubiger das Pfand noch 
nicht übergeben zu seiner Befriedigung und geht es unter 
oder verschlechtert sich (casuell), so ist er zwar zum 
Ersatz nicht verpflichtet, er verliert aber seine Forderung 
ganz oder zum Theil, wenn das Pfand nicht zureicht. 
Was das Statut von Marseille ausspricht, ist daher eine 
gesetzliche Folge der Satzung. Dem Statut ist es darum 
zu thun, das foenus nauticum von der Satzung zu trennen, 
es rückt daher gerade das entscheidende Moment in den 
Vordergrund, welches beide Institute trennt, die Behand- 
lung des Pfandes nach der Aßsicht der Parteien. Setzen 
die Parteien die Bedingung „salva eunte nave etc.**, so liegt 
foenus nauticum vor, bestimmen sie aber „quod dictum 
pignus eat in viagio ad fortunam creditoris**, so wollen die 
Parteien die Satzung. Ist also die Gefahrübemahme in 
dem oben bezeichneten Sinn eine gesetzliche Folge der 
Satzung, so wird man sich nicht wundem, dass die Quellen 
der Bodmerei von der Gefahrübernahme gänzlich schwei- 
gen ^). Die Gefahr des Bodmereigläubigers ist eben qualitativ 
die gleiche, wie bei jedem Satzungsgeschäft: geht sein 
Exekutionsobject unter, so verliert er sein Geld, quantitativ 
ist sie aber grösser, weil sein Exekutionßobject der See- 
gefahr ausgesetzt ist. War aber das Bodmereigeschäft 



') Man ist später in die römische Terminologie zurückgefallen. Vgl. 
Schwed. Seerecht von Carl XI. {Pardesstis, coli. III. p. 134 ff.) Thl. IV 
cap. I. 
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Satzung, so erscheint die Frage berechtigt: muss der 
Bodmereigläubiger diese ungewöhnliche Steigerung der 
Gefahr seines Exekutionsobjectes auf sich nehmen? Bei 
Characterisirung der neueren Satzung haben wir bemerkt, 
dass sich der Schuldner jeder Einwirkung auf das Exeku- 
tionsobject zu enthalten hatte, die das Recht des Gläubigers 
auf Befriedigung in Frage zu stellen geeignet sein konnte. 
Die Exekutionsobjecte des Gläubigers mussten nun aber 
naturgemäss über See gehen. Schloss daher der Darleiher 
Bodmerei, so lag darin die stillschweigende Einwilligung, 
dass seine Exekutionsobjecte einer grösseren Gefahr als 
gewöhnlich ausgesetzt wurden, nämlich der Seegefahr. 
Es liegt ein stillschweigender Vertrag in Ansehung der 
Behandlung der Exekutionsobjecte vor, der die Aussicht 
des Gläubigers, aus ihnen befriedigt zu werden, erheblich 
verringert. In diesem Sinne nun kann man auf Grund 
der älteren Quellen bei der Bodmerei von einer Gefahr- 
Übernahme reden. Es bleibt festzuhalten, dass, wenn der 
Gläubiger im Falle des Unterganges seines Pfandes sein 
Geld verliert, dieses die gesetzliche Folge der Satzung 
ist, nicht die Folge der Gefahrübernahme. Der still- 
schweigende Vertrag über die Gefahrübernahme nimmt 
dem Gläubiger nur das Recht, aus einer schuldhaften Ge- 
fahrdung seiner Exekutionsobjecte persönlich gegen den 
Schuldner zu prozediren. Der nächste Grund ist die 
Satzung, der stillschweigende Vertrag hebt nur einen 
etwaigen Regressanspruch auf, ist also erst in zweiter 
Linie Ursache des Geldverlustes. Der nämliche Erfolg 
konnte bei Mangel des Nebertvertrages bei der gewöhnlichen 
Satzung eintreten, wenn der Schuldner zahlungsunfähig 
war oder sich seinen Verbindlichkeiten entzog; trotz der 
Möglichkeit, aus der schuldhaften Gefahrdung derEx,eku- 
tionsobjecte zu prozediren, verlor dann der Gläubiger sein 
Geld. Das, was dem Gläubiger hier aus rein äusseren That- 
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Sachen zustossen konnte, das hatte dort der Gläubiger 
durch materielle Verfügung über sich ergehen lassen. 

Von diesem Standpunkte aus muss man femer gegen 
die Fassung auftreten, dass es Folge der Gefahrüber- 
nahme sei, dass der Gläubiger höheren Zins verlangen 
könne. Die Prämie^) resultirt nicht allein aus jenem 
stillschweigenden Vertrage, sondern auch aus der Satzung 
selbst. Bestand beim Bodmereigeschäft eine persönliche 
Schuld, so war' doch der Credit, den der Gläubiger gab, 
in letzter Linie ein Realkredit, er war auf das Pfand an- 
gewiesen und nur auf dieses. Schon desshalb musste 
er eine höhere Vergütung seines Credites beanspruchen, 
die er erheblich steigern musste, wollte er darein willigen, 
dass sein Exekutionsobject noch mehr als gewöhnlich 
gefährdet werde. Aus beiden Faktoren resultirte die 
Prämie, die er empfingt). 

Begreiflich ist nach dem Gesagten, dass dem Gläu- 
biger sehr viel daran liegen musste, genau nach Zeit und 
Raum die Gefahr zu bestimmen, die sein Exekutions- 
object laufen sollte. 

Von einer Gefahrübernahme in Ansehung der pecunia 
trajecticia kann daher in den Quellen des neueren Seedar- 
lehns keine Rede sein. So ist denn hier der letzte Anhalt 
für eine prinzipiell römisch-rechtliche Einwirkung gewichen. 



*) Diese war eine bedeutende; im Jahre 1431 betrug sie für eine 
Bodmereireise , die schwerlicb über 6 Monate dauerte, Y» ^^^ Kapitals. 
Fault a. a. III. p. 95, Urk.-B Nr. 249. Um die Höhe der Vergütung zu 
verhüllen, rechnete man sie in die Summe mit hinein, die zurückgegeben 
werden sollte. Vgl. ibid. Urk,-B. Nr. 248: sine spe lucri et usure. Vgl. 
auch Neumann: Geschichte des Wuchers p. 196 fF. Der Zins bei der 
neueren Satzung war das Aequivalent des Nutzungsrechtes bei der alten 
Satzung; über die Höhe der Pfandnutzung vgl. ibid. p. 194 flf. Ehrenbergy 
Beschränkte Haftung des Schuldners p. 29. 

2} H, de Groot, Inleidning IIL book. XI. deel. § 3. 
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Will man daher auf Grund der älteren Quellen den 
BegxiiF der Bodmerei definiren , so kann man allerdings 
sagen : der Bodmereivertrag ist ein Darlehnsvertrag unter 
vertragsmässiger Anweisung von Exekutionsobjecten nach 
den Grundsätzen der neueren Satzung, unter Einwilligung 
des Gläubigers, dass diese Objecte über See gehen ^). 

§ 13. 
Der Begriff der deutschen Bodmerei. 

Soweit es den Rahmen dieser Abhandlung nicht 
überschreitet, soll, nachdem die historischen Anknüpfungs- 
punkte gefunden sind, der BegriiF des Bodmereivertrages 
nach heutigem deutschen Recht untersucht werden. Ein 
näheres Eingehen auf das Institut muss einer dogmatischen 
Abhandlung vorbehalten bleiben. Den Begriff des Bod- 
mereivertrages in seiner heutigen Gestaltung allgemein 
zu behandeln, ist bei dem Stande der Wissenschaft des 
Seerechts nicht rathsam. Die originäre Basis des deut- 
schen, französischen, englisch-amerikanischen, spanischen 
und italienischen Bodmereibegriffes ist zwar die gleiche, 
aber die Spitzen der Entwicklung gehen vielfach ausein- 
ander. 

Der Begriff der Bodmerei hat nun die verschieden- 
sten Gestaltungen erfahren, man kann sagen besonders 
aus dem Grunde, weil man es unterliess, die geschicht- 
lichen Anknüpfungspunkte zu suchen. Die Theorie be- 
gnügte sich mit Definitionen, die auch in die Gesetz- 
gebung Eingang fanden, deren Wortlaut höchstens die 
äussere Struktur des Vertrages wiedergab, ohne eine 
Erklärung derselben nach ihrem innem Wesen zu ver- 
suchen. 



») Vgl. Ehrenberg a. a. O. p. 182 f. 
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Als ein überwundener Standpunkt in dieser Richtung- 
kann für das deutsche Recht die Vermischung der Bod- 
merei mit der Versicherung angesehen werden^). Diese 
Vermischung beruht in ihrem letzten Grunde stets in der 
fehlenden Würdigung der wirthschaftlichen Natur beider 
Verträge. Gehe ich von der Ansicht aus, dass jeder ein 
Versicherer ist,' der die Gefahr einer fremden Sache gegen 
Vergütung übernimmt, so ist eben die wirthschaftliche 
Natur des Vertrages dunkel gelassen. Ich kann unter 
Hingabe eines Darlehns die Gefahr desselben übernehmen, 
so dass ich im Falle des Eintritts des gefahrvollen Er- 
eignisses mein Rückforderungsrecht verliere, oder ich 
kann mich auch der Gefahr aussetzen, dass mein einziges 
Object der Befriedigung untergeht und ich so meine 
Forderung nicht eintreiben kann, schliessüch kann ich 
mich auch verpflichten, ohne meinerseits etwas zu geben, 
im Falle des Eintritts eines gefahrvollen und zugleich 
schädigenden Ereignisses den Beschädigten schadlos zu 
halten. Das Kriterium der Unterscheidung bleibt die 
Absicht, die mit der Gefahrübernahme verbunden ist. 
Um einen Andern für den Untergang einer Sache schad- 
los zu halten, wird keine Bodmerei geschlossen. Freilich 
resultirt für den Schuldner aus dem Geschäft der Vortheil, 
dass er unter Umständen das Darlehn nicht zurückzuer- 
statten braucht, dieses Darlehn hat er vielleicht auch 
als Ersatz für den Verlust der verbodmeten Sache, 
jedoch ist das doch nur unter den seltensten Umständen 
ein Ersatz. War der verbodmete Gegenstand bedeutend 
mehr werth, als das hingegebene Darlehn an Werth 
repräsentirt — der gewöhnliche Fall — , so verliert er 
durch Untergang des Pfandes mehr als durch Rück- 



1) Vgl. Lewis ^ Commentar II. p. 2. note, Yg\, Glück, Commentar 2i. 
p. 20 1 f. 
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Zahlung bei glücklicher Ankunft. In der Mehrzahl der 
Fälle geht ja auch das Darlehn mit zu Grunde. Weitere 
Unterschiede ergeben sich von selbst^). Das ältere 
deutsche und niederländische Recht gaben keine Ver- 
anlassung zu dieser Vermischung"^). Im schwedischen 
Seerecht von Carl XI.. Thl. 4, cap. i.^) ist allerdings 
ausdrücklich gesagt, dass der Darleiher die Seegefahr 
von SchiiF und Ladung übernimmt, derart, dass sein Dar- 
lehn dgaselben Gefahren ausgesetzt ist, es ist jedoch diese 
Fassung ein Rückfall in die römische Terminologie.. 
Consequenzen hat derselbe für das schwedische Recht 
nicht gehabt. Eine wirkliche Vermischung beider Institute 
liegt vor im Preussischen Allgemeinen Landrecht*) und 
in seiner Theorie^). Die Definition des A. L.-R., Thl. n, 
tit. 8. § 2359 lautet: 

Bodmerei ist ein Darlehnskontract , bei welchem der 
Gläubiger gegen Verpfändung eines Schiffes oder der 
Ladung desselben oder beider zusammen die Seegefahr 
übernimmt. 

Koch^) sieht das Charakteristische des Vertrages im 
Anschluss an diese Definition in der Vereinigung eines 
Darlehns, einer Verpfandung und Versicherung. Die 
Eigenthümlichkeiten erklären sich nach ihm aus der Ver- 
bindung der beiden letzteren '^). Das wetboek van Koop- 
handel und das deutsche Handelsgesetzbuch halten sich 
frei von dieser Vermischung. Von einer Uebernahme 
der Seegefahr sprechen denn auch viele Darsteller der 
Bodmerei, ohne immer gerade die Analogie der Ver- 



1) Vgl. Mtttermaier, Grunds, d. D. Pr.-R. (7. Aufl.) § 310. 

*) Man vergleiche das oben über die Uebernahme der Gefahr Bemerkte. 

•) PardessuSj coli. III, p. 134 fF. 

♦) Thl. II, tit. 8. 

') Koch, Lehrbuch des Pr. gem. Pr.-R. § 446. 448. 

•) a. a. O. § 446. 

'') Spuren der Vermischung im code de comm. art. 330 331. 
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Sicherung* im Auge zu haben, sondern oft nur der römi- 
schen Terminologie folgend^). 

Einer eingehenden Erörterung bedarf aber eine An- 
sicht, zu der erst in neuester Zeit gerade das deutsche 
Handelsgesetzbuch ungerechtfertigte Veranlassung ge- 
geben hat. Lewts'^) formulirt diese Ansicht dahin: 

„Nach der einen Auffassung will der Bodmerei- 
nehmer in keiner Beziehung als persönlicher Schuldner 
des Darlehns eintreten, vielmehr nur Schiff, Fracht und 
Ladung, oder einen oder mehrere dieser Gegenstände 
verpflichten"; weiter sagt er: 

„Eine persönliche Verhaftung des Bodmereischuldners 
(Bodmereinehmers) findet nicht statt**, und: 

,,Wo das Gesetzbuch eine persönliche Haftbarkeit 
gewisser Personen, des Schiffers (art. 693), des Rheders 
(art. 696), des Ladungsempfangers (698) statuirt hat, ist 
der Grund in dem Verschulden dieser Personen zu suchen." 

Es ist bereits von Ehrenberg ^) darauf aufmerksam ge- 
macht, dass in diese Sätze, wenn man den Wortlaut der- 
selben nicht zu sehr beachtet, zwei Ansichten sich kleiden 
können, die aber nichts miteinander gemein haben. 

I. Der Bodmereinehmer wälzt alle und jede persön- 
liche Haftung ab, es existirt keine Forderung an seine 
Person, sondern die verbodmeten Gegenstände sollen 
haften , sie stehen dem Bodmereigeber als Schuldner 
gegenüber. Diese Ansicht ist älteren Datums. Pohls ^) 



^) H, de 6^röö^,Inleidnmg. III. Boek, XI. deel. § 2. Mittermaier,, Grunds. 
§ 310. auch note 14. § 312 Eichhorn, Einleitung in d. D. Pr.-R. §116. Martens, 
Grundriss § 198 Benecke {Nolte\ System II. p. 881., 922. Heise , Handels- 
recht p. 398 fF. Vöhls, Seerecht I. p. 96 f. vgl. III. p. 818. 821. 832 ff.; 
dagegen; Weiske^s^ Rechtslexikon v. Bodmerei iJVildd) p. 243 f.245 25of. 

*) Commentar: das deutsche Seerecht IL p. i. note i. 

3) a. a. O. p. 178 ff. 

*) III, § 473. 
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spricht es geradezu aus, dass im Fall der Bodmerei das 
SchiiF „eigentlich mehr der Schuldner wird, als der 
Schiffer", und weiter sagt er ^) : ,,der Bodmereinehmer 
gibt sein Geld her, so dass er nicht der Person des 
Nehmers, sondern einem bestimmten Objecte kreditirt etc." 
Eichhorn'^) und Martens^) sprechen ebenfalls von einer 
ausschliesslichen Haftung von Schiff und Ladung. Im Archiv 
für das Handelsrecht*) ist der Unterschied der Bodmerei 
vom Darlehnskontrakt mit Verpfandung dahin präcisirt, dass 
der Nehmer nicht persönlich hafte. In allen diesen Formulir- 
ungen schimmert die Absicht der Personifizirung der ver- 
bodmeten Gegenstände durch. An und für sich darf man 
doch wohl nur dann zur Personifizirung einer Sache 
schreiten, wenn auf andre Weise die Construction des 
Verhältnisses zur Sache nicht möglich ist. Das Handels- 
gesetzbuch giebt denn auch bei genauer Erwägung keinen 
Anhalt dafiir, an die Stelle der natürlichen Person, die 
das Darlehn empfangt, eine fingirte zu setzen, die es 
zurückzuzahlen verpflichtet sein soll, man müsste sich 
denn an die sehr unglückliche Fassung des art. 692, 
Abs. I, halten wollen: 

„Die sämmtlichen verbodmeten Gegenstände haften- 
dem Bodmereigläubiger solidarisch**. 

Dass die „solidarische** Haftung der verbodmeten Gegen- 
stände mit einer solidarischen Haftung mehrerer Schuldner 
nichts zu thunhat, liegt auf der Hand ^), um so mehr hätte 



a. a. O. § 478. 

») Einleitung i. d. D. Pr.-R. § Ii6. 

^) Grundriss des Handelsrechts § 152. 

*) Archiv für das Handelsrecht, Bd. I. p. 69. 

») Vgl. .Ehrehberg a. a. O. p. 178. vgl. Stobbe , D. Pr.-R. H. 
p. 300. 217 f. 

•) Vgl. Makower^ Commentar p. 594 note 29. Lewis a. a. O. p. 17.. 
notei.; vgl. auch Bremer^ Hypothek und Grundschuld p. 54. Allg. L.-R.. 
Thl. II. tit. 8 § 2407, 
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das ^Gesetzbuch, das die solidarische Haftung namentlich 
im Gesellschaftsrecht in einem ganz andern Sinn gebraucht, 
diesen Ausdruck vermeiden sollen^). 

n. Der Gläubiger hat ebenfalls kein Forderungs- 
recht gegen den Schuldner aus dem Darlehn, sondern 
ein dingliches Recht gegen Zahlung eines Preises, „der 
sogen. Darleiher ist in der That Käufer, das Kaufobject 
bildet ein Werthrecht an Schiff und Ladung, dessen 
Grösse bestimmt wird durch den Betrag der gezahlten 
Kaufsumme unter Hinzurechnung einer sogen. Prämie" ^). 
So Bremer ; er hält daher die Ausdrücke des Gesetzbuches, 
wenn es vonDarlehnsgeschäft, von Schuld, Bodmereischuld, 
Gläubiger etc. spricht, für nicht zutreffend. Das Ueber- 
einstimmende mit der ersten Ansicht liegt in dem Leugnen 
einer persönlichen Schuld. Die Bremer'sche Ansicht 
schafft aber nicht eine Person, sondern ein der Grund- 
schuld entsprechendes, durch Kauf begründetes Werth- 
recht, ein dingliches Recht, ein absolutes Recht, das der 
Schuldner durch Zahlung des Aequivalentes abzulösen 
berechtigt ist. Damach würden sich für die Bodmerei 
folgende Sätze ergeben: 

1. Es liegt kein Darlehn vor, es existirt keine per- 
sönliche Bodmereischuld, sondern was im Gesetzbuch als 
solche bezeichnet wird, ist definitiver Kau^reis fiir ein 
Recht, ohne Verpflichtung auf der Gegenseite. 

2. Hat der Bodmereinehmer die Bodmereisumme 
auch zu Darlehnszwecken empfangen, so ist die Darlehns- 

*) Jedoch sind ähnliche Ausdrücke auch sonst im Gebrauch: „Correal- 
hypothek'* vgl. Stobbe^ D. Pr.-R. IL p. 326 f. Vgl. jetzt besonders Ehren- 
bergj Beschränkte Haftung des Schuldners § 72. 

') jSr^w^r, Hypothek u. Grundschuld p, 71 — 73, auch v, Holtzendorff^ 
Rechtslexikon voce : Bodmerei ; dagegen Regelsberger^ das bayrische Hypo- 
thekenrecht p. 35, note 14. Exner, Kritik des PfandrechtsbegrifFs p. 30 fF., 
besonders den Fall der Bodmerei betreffend : Ehrenberg a. a. O. p. 1 80 f. 
Beschränkte Haftung des Schuldners § 71. 
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schuld als solche, anders als bei Bestellung eines Pfandes, 
durch die Begründung des Werthrechtes aufgehoben ^) (in 
solutum datio). 

3. Gegenstand vertragsmässiger Bestellung ist ein 
dingliches Recht, ein absolutes Recht 2) auf den Werth 
der verbodmeten Sache. Der Bodmereigeber befriedigt 
sich aus dem Erlös der verbodmeten Sache in ihrem 
jedesmaligen Zustande^), die verbodmete Sache wird frei 
durch Veräusserung ^). 

4. Persönliche Beziehungen kommen nur insofern in 
Betracht, als der Eigenthümer oder sonstige Interessent 
zahlen und die Sache auch so befreien kann, obwohl er 
nicht verpflicht ist^J, und insofern, als besondere Ver- 
pflichtungsgründe hinzutreten '^). 

Dass die Analogie vom Rentenkauf hier massgebend 
ist, ist auch von Bremer für seine Theorie vom Werth- 
recht, von der ja der Bodmereivertrag nur eine Anwend- 
ung sein soll, anerkannt. Wir haben uns oben gegen 
die geschichtliche Anknüpfung der Bodmerei an den 
Rentenkauf ausgesprochen. Die Beziehungen, die sich 
zu dem Werthrecht ergeben , sind folgende : auch beim 
Rentenkauf ist das hingebene Kapital definitiver Kauf- 
preis, ,,von einer Wiedererstattung, von einem fortdauern- 
den Schuldigsein des Kapitals, mithin von einer Sicher- 
ung der Wiedererstattung desselben durch den Werth 
des Grundstückes ist nicht die Rede". Denselben defini- 
tiven Character hat das Werthrecht. Der Rentengläubiger 
hat jedoch das Recht auf Prästationen, während der 



') Bremer a. a, O. p. 53 f. 56 ff. 72 f. 

'*) Bremer a. a. O. p. 64. 

') Bremer a. a. O. p. 53 ff. 72 f. 

*) Bremer a. a. O. p. 59 f. 

^) Bre?ner a. a. O. p. 55. 

®) Bremer a. a, O. p. 56. 61. 73. 

') Bremer a. a. O. p. 73- v, Holtzendorff a. a. O. p. 156. 
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Werthberechtigte das Recht auf Verwerthung hat^). Ist 
das Werthrecht ein verzinsliches, so geht die Forderung 
des Werthberechtigten wie des Rentengläubigers gegen 
jeden Eigenthümer der Sache, aber die Forderung des 
Rentenkäufers geht nur auf die terminlichen Prästationen, 
während das Werthrecht auf den Werth der Sache ge- 
richtet ist*). 

Bremer selbst hat zugegeben, dass nicht in allen 
Punkten seine Theorie vom Werthrecht Anwendung finden 
kann auf die Bodmerei des Handelsgesetzbuches. Renten- 
kauf und Werthrecht sind auf längere Dauer berechnete 
Geschäfte und sie erheischen demnach als Unterlage 
eine der Vergänglichkeit nach menschlichen Begriffen 
nicht so leicht ausgesetzte Sache. Naturgemäss mussten 
die Grundsätze vom Mobiliarsachenrecht, wenn die Theorie 
vom Werthrecht auch im Allgemeinen für die Bodmerei 
anzuerkennen wäre , diese modifiziren ^). Gegen diese 
Theorie in ihrer Anwendung auf die Bodmerei ist aus 
inneren Gründen manches einzuwenden. 

I. Gegenstand der Bodmerei sind Mobilien. Nehmen 
wir zunächst Schiff und Ladung, beide sind bewegliche 
Sachen. Die Bestellung eines Werthrechtes erheischt eine 
gewisse Stabilität des Werthes. Landgrundstücke und 
auch Häuser, mögen sie ihren wirthschaftlichen Werth 
ändern, bewegen sich doch stets innerhalb -gewisser der 
Berechnung zugänglicher Grenzen. Ein totaler Unter- 
gang ist bei ersteren nicht denkbar, bei letzteren ein 
seltener Fall, und stets bleibt die area zurück. Dieser 
stabile Character des Werthes ermöglicht denn auch bei 
Grundstücken die Abmessung des Werthrechtes auf Quoten 



») Bremer a. a. O. p. 58. 
*) Bremer a. a. O. p. 62. 
*) Bremer a. a. O. p. 73. 
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des Werthes*). An und für sich sind Mobilien andern 
Characters, sie schwanken imWerth, ja sind dem Unter- 
gange, der Zerstörung sehr leicht ausgesetzt, vollends 
aber Schiff und Ladung bei der Bodmerei. Ihr Werth 
zählt jetzt nach Tausenden, im nächsten Moment kann er 
gleich Null sein. Allerdings ergreift ja das Werthrecht 
die Sache in ihrer gegenwärtigen Gestalt. Man kann 
aber doch nicht von einem der Grundschuld analogen 
Werthrechte reden, wenn der Werth selbst seiner Natur 
nach ein so unbestimmtes, zweifelhaftes Ding ist ^). Aus 
natürlichen Gründen ist auch die Constituirung eines 
Werthrechtes (Grundrechts) an der Fracht gänzlich un- 
haltbar, und Gegenstand der Bodmerei ist doch die Fracht 
ebenfalls. Die directe Erfassung des Werthes eines Foi:- 
derungsrechtes in seinem Werthe durch ein andres abso- 
lutes Recht ist undenkbar. Forderungen haben zwar 
ihren Werth, sie sind Gegenstand der Schätzimg des 
Vermögens, dieser Werth ist aber gar nicht getrennt zu 
denken von dem obligatorischen Bande, das ihn bedingt. 
Die Stabilität des Werthes ist aber hier noch zweifelhafter, 
als bei körperlichen Sachen, die momentan doch immer 
ihren Werth in sich tragen. Soviel von dem natürlichen 
Substrat dieses Werthrechts (Grundrechts) in der Anwend- 
ung auf Bodmerei. 

2. Wäre nun das Recht des Bodmereigläubigers ein 
Werthrecht, so müssen wir die weitere Frage aufwerfen: 
sind die rechtlichen Garantien gegeben für das Bestehen 
eines solchen Werthrechtes? Für die Grundschuld (an 
Immobilien) ist allerdings diese Garantie gegeben in dem 
Character der Immobilie und der Eintragung in das 



*) Bremer a. a. O. p. 59 f. Ehrenberg ^ Beschränkte Haftung des 
Schuldners p 403. f. 420. 

^) Ehrenberg a. a. O. p. 179 f. E. nennt die Bodmerei „ein aben- 
teuerliches Geschäft." 

8 
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Grundbuch ^). Diese Garantien fehlen bei der Bodmerei. 
Um den Werth einer Sache thatsächlich an sich zu bringen, 
wenn auch nur zum geringsten Theil, ist die Herrschaft 
über die Sache nothwendiges Mittel. Dem Bodmerei- 
gläubiger müsste daher die Herrschaft, und zwar die un- 
bedingte Herrschaft über die Sache zustehen in dem 
Moment wenigstens, wo er zu fordern berechtigt ist und 
der Schuldner von seinem Ablösungsrecht keinen Gebrauch 
macht. Darin bestände nach der Theorie vom Werthrecht 
das Wesen der Bodmerei, dass der Gläubiger kraft eines 
absoluten Rechtes die Sache heranziehen kann zur Ver- 
werthung, wo und wie er sie findet. Statt dessen sehen 
wir ein ganz anderes Bild. 

a. Was das Schiff betrifft, so kann es der Gläubiger 
nicht nur beim Schuldner, sondern auch beim Dritten zur 
Beft-iedigung heranziehen. Aber Rheder und Schiffer 
können das Schiff wieder in See gehen lassen. Sie haften 
dann für den Schaden persönlich. 

b. Die Ladung kann der Gläubiger angreifen, solange 
sie beim Schiffer, beim Empfanger oder einem Andern 
ist, der sie für ihn besitzt. Aber der Schiffer kann sie 
an den Empfanger tradiren oder an Dritte, der Empfänger 
selbst oder sein Detentor kann sie an Dritte geben. Der 
Schiffer und der Empfanger, sobald er von der Bodmerei 
wusste, haften für den Schaden. 

c. Ist die Ladung beim dritten gutgläubigen Besitzer, 
so ist eine Verfolgung nach dem Handelsgesetzbuch nicht 
möglich, ob beim bösgläubigen Besitzer, ist nach 
Landesrecht zu beurtheilen. 

d. Die Fracht kann der Gläubiger in jeder Hand ver- 
folgen, also auch beim Cessionar, aber der Rheder kann 
sie einziehen. (Vgl. art. 697. 698. 690.) 

*) Ehrenberg a. a. O. p. 179 f. Beschränkte Haftung p. 409. 
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Wir sehen, dass diese Einwirkungen sehr wohl ge- 
eignet sind, ein Werthrecht des Gebers völlig illusorisch 
zu machen^). Freilich könnte man einwenden, dass die 
Handlungen des Rheders und Schiffers, auch die des Em- 
pfangers schuldhafte Handlungen sind, sie greifen in das 
Recht des Dritten ein und verpflichten den Thäter, nicht 
ein persönliches Verhältniss von Gläubiger und Schuldner 
sei der Grund der Verhaftung der genannten Personen. 

Die Person des Bodmereinehmers und seines Ver- 
treters, des Schiffers, tritt aber sehr in den Vordergrund, 
wenn wir die ihnen vom Gesetz auferlegten Pflichten be- 
achten, die sich aus der Theorie des Werthrechtes nur 
sehr ungenügend erklären. 

Der Schiffer ist ohnehin fiir Schiff und Ladung zu 
sorgen verbunden. Im art. 603. wird dem Schiffer eine 
besondere custodia in Ansehung der verbodmeten Gegen- 
stände auferlegt und die Pflicht, die Gefahr derselben 
nicht zu vergrössern^). Der Schiffer hat die Pflicht, die 
vertragsmässig vereinbarte Reiseroute inne zu halten, er 
darf keine neue Reise antreten, wenn nicht das Interesse 
des Gläubigers es gebietet (art. 693. 694.)^). Der Schiffer 
hat sogar die Pflicht, im Interesse des Gebers die Ladung 
zu retiniren (695. art. 697. Abs. 3. 698.)*). Diese Ver- 
pflichtungen treffen entsprechend natürlich den Bodmerei- 
nehmer selbst (art. 696. u. 479. Abs. 3.). Ueberall sehen 
wir persönliche Garantien, weil die dinglichen Garantien 
zu gering sind. Nehmen wir diese Thatsache mit der 
Definition des art. 680. zusammen, zufolge welcher der 
Gläubiger sich nur aus den verbodmeten Gegenständen 



*) Ehrenberg a. a. O. p. i8o. Beschränkte Haftung p. 410 fF. 
*) Lewis SL. a. O, II. p. 17 f. Mdkower a. a. O. d. 594. note 31. 
32. Protok. p. 2615. 2624 — 2627. 4052 — 4054. 

^) Lewis a. a. O. II. p. 17 fF. Makower a. a. O. p. 595. note 33. 
*) Lewis a. a. O. II. p. 19 fF. Makower a. a. O. p. 596, note 34. 

8* 
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solle befriedigen können, so erscheint die persönliche Be- 
ziehung des Gläubigers zum Nehmer und Schiffer aller- 
dings von vorwiegender Bedeutung auch für den Begriff. 
Folgt man lediglich dem Wortlaut des Handelsgesetz- 
buches, so kann man zu der Annahme gelangen, dass 
das Gesetzbuch unter der Bodmerei einen Darlehnsvertrag 
unter Bestellung eines Pfandrechtes zur Sicherung der 
Darlehnsforderung verstehe ^) (art. 680. : „unter Verpfand- 
ung von Schiff, Fracht und Ladung", „verpfändeten (ver- 
bodmeten) Gegenstände"). In allen andern Artikeln ge- 
braucht das H. G.-B. die Ausdrücke: Bodmerei, Bod- 
mereischuld, Bodmereigläubiger, Bodmereischuldner. Das 
sollte schon darauf hinweisen, dass sich das H. G.-B. der 
besonderen Natur des Pfandes bewusst ist^). Wäre die 
Bodmerei Darlehn unter Pfandbestellung, so müssten die 
pfandrechtlichen Grundsätze sich im Gesetzbuch wieder- 
finden lassen. Wir geben zu, dass das Mobiliarpfand als 
vertragsmässiges Pfand ohne Besitzübertragung beim 
Schiff zwar auch im heutigen Pfandrecht anerkannt ist, 
so dass also hier der Darlehnsvertrag unter Pfandbestell- 
ung begrifflich möglich ist^). Diese Behandlung des 
Schiffes ist eine Consequenz der rechtlichen Auffassung 
vom Schiffe, welches vom natürlichen Standpunkt Mobilie 
ist, als Immobilie. Aber der Anwendbarkeit des Darlehns- 
begriffes unter Pfandbestellung steht bei der Ladung 
entgegen, dass das heutige Mobiliarpfand Faustpfand ist, 
wenn sich auch particuläre Abweichungen von diesem 
Grundsätze vorfinden. Bei der Bodmerei ist die Ladung 
nun naturgemäss niemals Faustpfand. Wäre es selbst 
ein Faustpfand, das dem Bodmereigläubiger bestellt wird, 



*) Wilda in Weiske^s Rechtslexikon voce: Bodmerei. Gerber^ Syst. 
d. D. Pr.-R. (12. Aufl.) § 204. 

') Ehrenherg^ Beschränkte Haftung des Schuldners p. 463 f. 
») Stohhe^ D. Pr.-R. II. p. 632 note 9. 
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so ergeben sich aus dem Gesetzbuch selbst Sätze, die 
mit der Auffassung des Bodmereigeschäftes als Darlehn 
mit Pfandbestellung nicht harmoniren. Der Gläubiger 
soll sich wegen seiner Ansprüche nur an die verbodmeten 
Gegenstände halten können (680, 691)^), während der 
Faustpfandgläubiger sich an die Person seines Schuldners 
zu halten hat, es haftet ihm nicht nur das Pfand, sondern 
das ganze Vermögen des Schuldners ^). 

Wir kehren zurück zur neueren Satzung, deren un- 
bedingte Anwendbarkeit wir in den älteren Quellen nach- 
gewiesen hatten. Ehrenberg ^) kommt hier zu dem Schluss, 
dass der Bodmereivertrag den Character des Anomalen 
an sich trage und unsern heutigen Rechtsideen wenig 
entspreche. 

Suchen wir zunächst die Spuren der neueren Satzung 
im H. G.-B. auf: 

I. Es besteht eine persönliche Darlehnsschuld des 
Bodmereischuldners an den Bodmereigläubiger (die Bod- 
mereischuld). Der Schuldner ist zur Zahlung verpflichtet. 
Art. 680 bezeichnet daher die Bodmerei als ein „Darlehns- 
geschäft'*. Daher hatte es keine Bedenken, im art. 683., 
falls ein Bodmereibrief nicht ausgestellt war, das Geschäft 
als einfaches Darlehnsgeschäft, „Creditgeschäft", aufzu- 
fassen, was nicht angegangen wäre, wenn nicht die Er- 
fordernisse eines solchen in der wenn auch formlosen 
Bodmerei schon gelegen wären *), ein Argument, das man 



») Stobbe, D. Pr.-R. II. p. 631. note 4. 

') Vgl. Ehrenberg y Beschränkte Haftung p. in. f. 

*) a. a. O. p. 180 f. 183. Für die Beurtheilung der praktischen Be- 
deutung der Bodmerei wäre ein grösseres statistisches Material wünschens- 
werth. E, verweist auf Beseler, System p. 1050. Man vgl. de TVal, Het 
nederlandsche Handelsregt (1869) II. p. 242. Die Gründe des Rückganges 
sind in der kaufmännischen Verbindung und der Seeversicherung gelegen» 

*) Lewis a. a. O. 11. p. 8 flF. 
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auch gegen das Werthrecht gebrauchen kann. Das Ge- 
setzbuch spricht denn in den art. 688. 689. 692. 697. 698. 
699. wiederholt von Zahlung, Zahlungszeit einer Bodmerei- 
schuld oder einer Schuld schlechthin, von einer Zahlung 
des Schuldners im Gegensatz zur Befriedigung aus den 
Objecten (art. 697.). Nach dem H. G.-B. heisst es daher 
nicht : „Ich kann deine Sache veräussem lassen, du kannst 
dem aber entgehen, wenn du zahlst", wie beim Werth- 
recht, sondern : „Du sollst zahlen ; ich kann Zahlung von 
dir fordern; zahlst du nicht, so wird deine Sache ver- 
äussert" ^). 

2. Tritt die Zahlung nicht ein, so kann sich der 
Gläubiger nur aus den Objecten befriedigen, d. h. es tritt 
die Exekution ein. Der Gläubiger beantragt beim zu- 
ständigen Gericht den öffentlichen Verkauf des verbod- 
meten Schiffes und der verbodmeten Ladung, sowie Ueber- 
weisung der Fracht (art. 697.). Der Antrag (Klage), der 
sich auf den Bodmereibrief stützt, ruft ein ähnliches Ver- 
fahren hervor, wie die Klage aus dem Wechsel, weil der 
Kreis der Einreden ein sehr begrenzter ist. Es ist jedoch 
möglich, dem durch den Bodmereibrief legitimirten 
Gläubiger Einreden entgegenzustellen. * Das Verfahren 
schliesst nicht nur mit der Verurtheilung des Schuldners, 
zu zahlen, sondern zugleich mit dem Urtheil auf öffent- 
lichen Verkauf und Ueberweisung. Wir befinden uns 
also auch in der Exekutionsinstanz. Das Verfahren ent- 
spricht demjenigen, das bei der Satzung der Geweldigung 
voranging Was die materielle Seite dieses E3j.ekutions- 
verfahrens anbelangt, so ist vor Allem die Frage aufzu- 
werfen, ob im H. G.-B. die vertragsmässige Entstehung^ 
nachzuweisen ist. 



^) Vgl. Bremer a. a. O. p. 53 ff. Stobbe , D. Pr.-R. IT. p. 30J. 
note 15 Ehrenberg y Beschränkte Haftung des Schuldners p 5. besonders 
p. 98 f. 457 ff. 
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Das H. G.-B. sagt im art. 680, die Bodmerei sei ein 
Darlehnsgeschäft, welches vom Schiffer in der Art ein- 
gegiangen werde, dass der Gläubiger wegen seiner An- 
sprüche sich nur an die verpfändeten Gegenstände halten 
könne. Darin liegt die vertragsmässige Anweisung von 
Exekutionsobjecten, die nicht gerade ausdrücklich zu ge- 
schehen braucht; daher spricht das H. G.-B. von einem 
in der Art eingegangenen Darlehn ^). Die Exekution 
ist daher schon vorbereitet durch Vertrag, eine richter- 
liche Pfandnahme ist nicht mehr nöthig, sondern nur ein 
Urtheil auf Zahlung und öffentlichen Verkauf des Schiffs 
und der Ladung oder auf Ueberweisung der Fracht. 
Daraus folgt: 

I. Der Schuldner kann, wie bei der Satzung, wenn 
er zur Zahlung durch Präsentation des Bodmereibriefes 
am Verfalltage aufgefordert wird, auf das Exekutions- 
object verweisen. Er kann dann im gerichtlichen Ver- 
fahren seine Einreden geltend machen. Er kann sich 
durch Depösition der Bodmereisumme von etwaigen 
Arrestschlägen auf die verbodmeten Gegenstände be- 
freien (690. 692.). 

n. Der Gläubiger kann sich nur an die verpfändeten 
Gegenstände halten und zwar in dem Zustande, wie sie 
am Orte, wo die Bodmereireise enden soll,, beschaffen 
sind. Er trägt also den Ausfall (art. 680. 691.). Zum 
Ersatz casueller Verschlechterung ist der Gläubiger nicht 
verpflichtet 2j (691. Abs. i.). Es war das der Grundsatz 
des Lübischen, Hamburger und verwandter Rechte über 
die Last des casus und den Ausfall bei der neueren 
Satzung. 



') Vgl. Lewis a. a. O. II. p. 3. Ob das Darlehn in der Art einge- 
gangen, darüber gibt der Bodmereibrief Auskunft (art. 684^. Ehrenberg, 
Beschiänkte Haftung des Schuldners p. 13. 

1) Vgl. Lewü a. a. ö. II. p. 16. 
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in. Der Vertrag auf Anweisung von Exekutionsob- 
jecten bestimmt, wie bei der Satzung, so auch hier das 
Verhältniss der Contrahenten und Dritter zum Pfände ^). 

a. Der Bodmereischuldner darf dem Gläubiger die 
Möglichkeit, sich aus dem Pfände zu befriedigen, nicl^t 
erschweren oder vereiteln (art. 693. 694. 695. 479. Abs. 3.), 
er haftet sonst mit seinem ganzen Vermögen. 

b. Der Schiffer hat die Pflicht einer besonderen 
custodia in Ansehung des Pfandes, die sich zur Genüge 
daraus erklärt, dass nur aus ihm der Gläubiger sich be- 
friedigen kann und es ihm vom Schuldner besonders zu 
diesem Zweck angewiesen ist. Der Schiffer darf das 
Pfand nicht ohne Noth einer grösseren Gefahr aussetzen, 
als vom Gläubiger vorausgesetzt werden konnte (693. 
694.). Er darf die Ladung vor Befriedigung oder Sicher- 
stellung des Gläubigers nicht ausantworten (art. 695.), weil 
die Verfolgung der Ladung in dritter Hand dem Gläubiger 
thatsächlich schwierig, ja rechtlich unmöglich ist (art. 697. 
Abs. 3. 6g8.). 

c. Dritten Erwerbern der verbodmeten Gegenstände 
gegenüber ist die Stellung des Gläubigers eine verschie- 
dene. Man muss unterscheiden zwischen Schiff, Fracht 
und Ladung. Schiff und Fracht kann der Gläubiger in 
Dritter Hand stets verfolgen (art. 697. Abs. i, 2.), nicht 
die Ladung. Dem gutgläubigen Dritten gegenüber hat 
er gar kein Recht (697. Abs. 3.). Das Handelsgesetzbuch 
bestimmt freilich im art. 697. Abs. 3. nur über das Ver- 
hältniss zum gutgläubigen Besitzer. Das berechtigt nun 
nicht zu dem argumentum e contrario, dass der Gläubiger 
nach Handelsgesetzbuch dem malae fidei possessor gegen- 
über von seinen Rechten Gebrauch machen könne, sondern 



1) Vgl. Ehrenberg, Beschränkte Haftung des Schuldners § 18. 19. 20. 
21. § 41. 
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nur zu dem Schluss, dass das Verhältniss zum malae fidei 
Besitzer den allgemeinen Grundsätzen des Mobiliarpfand- 
rechtes unterliegt, die den malae fidei Besitzer nicht 
schützen ^). 

d. Ein persönliches Recht hat der Gläubiger gegen 
den Empfänger der Ladung, dem bei Annahme derselben 
bekannt war, dass eine Bodmereischuld auf ihr hafte, 
imd dieses Recht beschränkt sich dahin, dass derWerth 
zur Auslieferungszeit massgebend ist und dass der 
-Gläubiger auch wirklich Befriedigung erhalten haben 
würde, wenn die Auslieferung nicht erfolgt wäre^) (698.) 

Der persönliche Anspruch des Gläubigers gegen den 
Schuldner beruht darauf, dass der Schuldner in der Be- 
handlung der Exekutionsgegenstände sich eine Vertrags- 
widrigkeit hat zu Schulden kommen lassen und dadurch 
den Gläubiger geschädigt hat. Der Anspruch des 
Gläubigers gegen den Bodmereinehmer und seinen Ver- 
treter, den Schiffer, ist ein Schadensersatzanspruch (actio 
legis Aquiliae)^). Als ein solcher qualifizirt sich auch 
der Anspruch gegen den malae fidei Empfanger der 
Ladung, gleichviel, ob er im Besitz ist oder nicht. Die 
Auslieferung der Pfandsache ist die Ursache, das^ der 
Gläubiger sich aus derselben nicht befi*iedigen kann. 
Befriedigen kann sich aber der Gläubiger erst am Fällig- 
keitstermin der Schuld, war die verbodmete Sache daher 
schon vor demselben untergegangen, so hatte ihm die 
Auslieferung und Annahme seitens des Destinatars an 
und für sich nichts geschadet, wohl aber im umgekehrten 
Falle, wenn der verbodmete Gegenstand am Zahlimgstage 
existent war und nicht aus anderen Gründen die Befrie- 



1) Vgl. Lewis a. a. O. II. p. 21. Ehrenber^, Beschränkte Haftung 
des Schuldners §§ 25. 29. 30. 69. 
*) Lewü a a. O. II. p. 21 f. 
3) Windscheidy Fand. II. § 455. 
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digung des Gläubigers ausgeschlossen war (jüngere Bod- 
mereien, privilegirte Forderungen) ^). Dem Gläubiger steht 
hier ebenfalls die Vermuthung des art. 695. zur Seite: 
„Es wird bis zum Beweise des Gegentheils angenommen, 
dass der Gläubiger seine vollständige Befriedigung hätte 
erlangen können"'^); der Gläubiger hat aber den Werth 
der Güter zur Zeit der Auslieferung zu erweisen^). Nach 
dem Commentar von Leniois soll der Unterschied der 
Haftung des Empfängers (art. 698.) und des Schiffers (695) 
darin liegen, dass der Schiffer für die Bodmereischuld 
schlechthin haftet, während der Empfanger nur in Höhe 
des Werthes zur Zeit der Auslieferung der verbodmeten 
Ladung verpflichtet wird. Ferner soll beim Schiffer die 
Frage, ob der Gläubiger aus dem Pfände Befriedigung 
erhalten haben würde, nach dem Zeitpunkt der Ausliefer- 
ung zu beurtheilen sein, beim Empfanger der Ladung 
nach dem Zeitpunkt der Zahlung^). Beide Unterschiede 
treffen nicht zu. 

IV. Die drohende Erschwerung oder Vernichtung seiner 
Exekutionsansprüche giebt dem Gläubiger das Mittel, 
schon vor dem Zahlungstermin nach Ankunft im Bestimm- 
ungstiafen die verbodmeten Gegenstände mit Arrest be- 
legen zu lassen^) (art. 692.). 

V. In Uebereinstimihung mit der neueren Satzung ist 
auch im Gesetzbuch die Gefahrübernahme behandelt. Von 
derselben ist überall keine Rede. Es wird lediglich die 
Bodmereireise bestimmt (art. 684). Es greifen dieselben 
Gesichtspunkte hier Platz, die wir oben bei der Satzung 
im An.schluss an die älteren Quellen geltend gemacht 



1) Lewis a. a. O. p. 21 f. 

*) Lewis a. a: O. II. p. 19. 

^) Lewis a. a. O. II. p. 22. Nr. 3. 

♦) Vgl. Lewis a. a. O. II. p. 19. 22. 

*) Ehrenberg, Beschrankte Haftung des Schuldners p, 108 ff. 
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haben. Insbesondere gelten diese Gesichtspunkte auch 
von der Prämie (art. 682.), 

Die Grundsätze des Satzungsrechtes und damit die 
der älteren Bodmerei sind daher in dem H. G.-B. unver- 
kennbar zur neuen Geltung gebracht. Ist es nun wahr, 
dass diese Rechtsanschauungen unsern heutigen Rechts- 
anschauungen nicht mehr entsprechen, dass sie nichts als 
eine ehrwürdige Ruine sind? 

Die prinzipiellen Grundgedanken der neueren Satzung 
sind bei der Reorganisation des deutschen Immobiliar- 
Pfandrechtes wieder zur Geltung gekommen, nachdem 
das römische accessorische Pfand das Wesen des deutschen 
Pfandrechtes vielfach unterdrückt hatte. 

Die neuere Hypothek und die Grundschuld erklären 
sich dem Begriffe nach durch Zurückgehen auf den Satz- 
ungsbegrifF. Der in der neueren Satzung gelegene Rechts- 
gedanke hat in diesen beiden Instituten praktische Existenz. 
Man hat bei der Construction des Begriffes der Hypothek 
und der Grundschuld wohl nicht aus zufälligen Gründen 
an den nämlichen Punkten anzuknüpfen gesucht, wie bei 
der Bodmerei. Gegen die Personifikation des verpfände- 
ten Grundstückes sprechen die nämlichen Gründe, wie 
gegen die Personifizirung einer Sache überhaupt ^). Auch 
von der Construction des neueren hypothekarischen 
Rechtes als eines dinglichen , wie es dem römischen 
Pfandgläubiger zustand und sich in der actio hypothecaria 
äusserte, muss man absehen^), wenn man bedenkt, dass 
die Klage des römischen Pfandgläubigers gegen den Be- 
sitzer des verpfändeten Grundstückes geht, während die 
neuere hypothekarische Klage gegen den Eigenthümer 



*) Stobbe y D. Pr.-R. II, p. 300. note 7. p. 217. Meibom, Mecklenb. 
Hyp.-R. p. 58. 

^) Regelsberger, Das bayrische Hypoth.-R. p. 31 
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desselben gerichtet ist, dass femer die römische Klage 
gegen den Besitzer durch eine exceptio excussionis ab- 
gewendet wurde und der Schuldner nicht nur mit dem 
Pfände, sondern mit dem ganzen Vermögen haftete. Man 
sah ferner in dem neuen hypothekarischen Recht und 
dem Rechte des Gläubigers aus der Grundschuld ein ab- 
solutes, dingliches Recht auf Befriedigung aus der Sache, 
dem die alternative Berechtigung auf Seiten des Schuld- 
ners entgegenstand, zu zahlen oder sich der Exekution 
zu unterwerfen ^). Diese Ansicht , die uns oben bereits 
bei Erörterung des Bodmereibegriffes in der Theorie vom 
Werthrecht entgegentrat, und die steht und fallt mit dem 
Nachweis der persönlichen Verhaftung des Eigenthümers 
des verpfändeten Grundstückes zur Zahlung der Schuld, 
ist Gegenstand lebhaften Streites gewesen. Vom practi- 
schen Standpunkt aus hat man diese Ansicht so formulirt : 
es sei falsch, das Petitum und Urtheil bei der heutigen 
hypothekarischen Klage auf Zahlung der Schuld bei sonst 
folgender Exekution zu stellen, die Zahlung der Klag- 
summe bilde ein Recht, nicht eine Pflicht des Pfandbe- 
sitzers, der Gläubiger könne die Sache veräussern lassen, 
dieser Eventualität könne aber der Schuldner durch Zahl- 
ung ausweichen^). 

Jenes prinzipale Forderungsrecht existirt unzweifel- 
haft. Ist der Hypothekengläubiger zugleich Gläubiger 
aus der unterliegenden Forderung und der Hypotheken- 
schuldner (d. h. der Eigenthümer des verpfändeten Grrimd- 
stückes) ,auch Schuldner aus der Forderung, so wirkt 
dieses Forderungsrecht auch ein auf das Verhältniss von 
Hypothekengläubiger und Schuldner in der Ausdehnung 



*) Dagegen: Regelsherger a. a. O. p. 31 fF. Stobbe a. a. O. p. 300, 
An. 5. 303. An. 15. Dafür: Unger, Oesterr. Pr.-R I. bes. p 517. note 25. 
Ziebarth^ Reform, p. 73. Bremer, Hypoth. und Grundscliuld p. 53 fF. 

2) Vgl. die oben Citirten. 
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des Kreises der Einreden. Das Grundstück kann nun 
aber auf einen andern Schuldner übergehen, der nicht 
zugleich persönlicher Schuldner ist. Hier nimmt das 
hypothekarische Recht den Character eines „formellen 
Forderungsrechtes** ^) an, der Kjreis der Einreden verengert 
sich ^). Die von Stohbe *) gebrauchte Analogie des Wechsels 
ist insofern völlig zutreffend. Dass in den modernen 
Hypothekenrechten die persönliche Verpflichtung des 
Pfandeigenthümers anerkannt wird, ist zweifellos*) und 
wo sie im Wortlaut der Theorie vom dinglichen Recht 
auf Befriedigung zu folgen scheinen, weichen sie in der 
Sache nicht ab. In diese persönliche Verhaftung tritt 
der Eigenthümer des verpfändeten Grundstückes durch 
die Thatsache, dass er Eigenthümer wird, seine Verpflich- 
tung bestimmt sich durch das Verhältniss zu einer Sache ^). 
Der Pfandeigenthümer haftet aber für diese Forderung 
des Pfandgläubigers nur mit dem Grundstück, wenn er 
nicht zugleich der Schuldner aus der unterliegenden For- 
derung ist oder diese Schuld auf sich genommen hat. 
Das nämliche gilt von der Grundschuld, nur dass hier 
von einer materiellen persönlichen Forderung niemals 
die Rede ist. Es tritt ims von vornherein ein von seiner 
materiellen causa losgelöstes Fordenmgsrecht gegen den 
jeweiligen Eigenthümer des Grundstückes entgegen % 



«) Vgl. stohbe, D. Pr.-R. IL p. 297 ff. 

8) Stohbe a. a. O. p. 298 f. 347 ff. 

3) a. a. O. p. 298. 

*) Vgl. für das bayrische Hjrpothekenrecht Regelsherger a. a. O. 
p. 30, note 2. p. 32, note 7. und die in dieser note citirten Hypotheken* 
gesetze. Meibom^ Mecklenb. Pr.-R. p. 38 ff. 

») Vgl. Stohbe, D. Pr.-R. II. p. 300. Regelsherger a. a. O. p. 32. 
36. (actio in rem scripta). Meibom, Das mecklenburg. Hypothekenrecht 
p. 39. f. p. 42. 

«) Stohbe, D. Pr.-R. IL p. 302 f. Regelsher ger a. a. O. p. 34 f. 
Dernburg, Preuss. Hypoth.-R. I. § 32, 
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Es ist daher eine völlig richtige Fassung des Petitums 
und Urtheils in Folge der hypothekarischen Klage, wenn 
beide zunächst darauf gehen, dass der Pfandeigenthümer 
die Schuld, wegen der das Grundstück haftet, bezahle, 
im Falle der Nichtzahlung aber die Exekution aussprechen. 
Der Umstand nun, dass der Pfandeigenthümer nur bis 
zur Höhe des Grundstückes haftet, beschränkt die Exeku- 
tion auf das Grundstück ^). Der Gläubiger ist mit seiner 
Befriedigung auf dieses Object angewiesen*"^). Dieses ist 
der in der neueren Satzung gelegene Rechtsgedanke. 
Während derselbe hier auf dem Gebiete des Immobiliar- 
sachenrechts erscheint, hat er sich im Institut der Bod- 
merei auch auf dem des Mobiliarsachenrechtes erhalten *). 

§ 14. 
Die uneigentliche Bodmerei. 

In den Darstellungen des Seerechts werden neben 
der Bodmerei und auch mit derselben abgehandelt der 
Bielbriefcontract und die Grossavanturei. Häufig bezeichnet 
man diese Contracte als „uneigentliche Bodmerei" *). Was 



*) Regelsherger a. a. O. p. 32 ff. Meibom a. a. O. p. 39. Stobbe 
a. a. O. p. 337 f 

*) Stobbe a. a. O. p. 301 f. sieht im hypothekarischen Recht ein 
„dingliches" Recht, während Regelsberger a. a. O. p. 36. note 21 und 
Meibom a. a. O. p. 33 ff. 39 ff. p. 155 ff. nur ein dingliches Recht in 
deutschem Sinne annehmen. 

») Benecke {Nolte) a. a. O. II. p. 846. Teklenborg, lieber Bodmerei 
und Havarie Grosse (1858) p. 4 f. 

*) Mittermaier ^ Grunds, d. D. Pr.-R. 7. Aufl. p. 124. note 6. 8. 9. 
Eichhorn, Einleitung p. 321. Martens , Grundriss p. 153 f. p. 187. 191. 
Glück y Commentar Bd. 21. p. 217 f. Busch, Darstellung der Handlung 
I. p. 257 ff. II. p. 501. 506 f. Wilda in Weüke'% Rechtslexikon voc. 
Bodmerei p. 246. Benecke, System II. p. 851. 875. 878 ff. v, Kaltenborn, 
Seerecht II. § 189. 190. 191. Pohls, Handelsrecht III. p. 817. Lewis, 
Komment. II. p. i. note i. Makower, Commeht. p. 587. note l. Ehren- 
berg. Beschränkte Haftung des Schuldners p. 43. p. 91. p. 143. 
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die Grossavanturei betrifft, so soll dieselbe darin bestehen, 
dass Jemand Geld gegen hohe Zinsen zu einer Seeunter- 
nehmung in Waaren leiht unter der vertragsmässigen 
Bestellung eines dinglichen Rechtes an der Waare und 
Uebemahme der Seegefahr dieser Waare seitens des 
Darleihers. Kein Einziger der Darsteller hat diesen Ver- 
trag aus den älteren Quellen des Seerechts herzuleiten 
unternommen, derselbe ist auch in den älteren Quellen 
nicht nachweisbar. Die Grossavanturei wird bald zum 
foenus nauticum, bald zur Bodmerei gezogen. Bald hat 
der Darleiher auf grosse Avanturei ein dingliches Recht ^), 
was fast durchgängig angenommen wird, oder er hat 
kein dingliches Recht ^), bald ist der Schuldner zwar zur 
Zahlung verpflichtet, aber er kann den Gläubiger an die 
Waare verweisen, oder es soll das Wesen des Contractes 
nicht alteriren, wenn der Schuldner neben dem dinglichen 
Recht auch persönlich haftet^). Die juristische Structur 
dieses Vertrages ist eben eine unsichere, weil der feste 
geschichtliche Boden fehlt. In England hat sich das 
Leihen auf vorhandene Waaren , im Gegensatz zu erst 
anzuschaffenden, im Wege der Gewohnheit an die Bod- 
merei angeschlossen. Ebenso ist in Frankreich*) und in 
Holland '^) die Bodmerei auf Waaren gesetzlich geregelt. 
Die Bestimmungen über Bodmerei finden hier auch An- 
wendung auf Grossavanturei ^) (engl. : respondentia), wenn 
nicht im Gesetzbuch selbst Ausnahmen aufgestellt sind. 
Existjrt eine derartige gesetzliche Regelung nicht, so kann 



*) Mittermaier a. a. O. § 310. note 6. Kaltenborn a. a. O. 11, 

237 f. 

') Koch, C. F.y Lehrbuch des Preuss. gem. Pr.-R. § 446. 

3) Pohls a. a. O. III. p. 817. Kaltenborn, II p. 237. 

♦) Code, de c. art. 324. 329. 

») wetboek. art. 582. 

•) Busch, Darstellung der Handlung II., 507 f 
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sich der Vertrag, je nach der Absicht der Parteien, mehr 
dem foenus nauticum mit und ohne Verpfandung nähern, 
oder der Bodmerei^). 

Der Bielbriefcontract ist seinem Inhalte nach ebenso 
von der Bodmerei auszuschliessen. Absehen muss man 
von der besonderen Bedeutung, die der Urkunde beige- 
legt wird'^). Hier kann nur der Darlehnscontract des 
Rheders in Betracht kommen, den er schliesst zur Er- 
bauung oder Armirung eines Schiffes unter Verpfandung 
des Schiffes ^). Nach dem Schwedischen Seerecht Carl XI*) 
Thh IV. cap. 9. hatte dieses Pfandrecht einen Vorzug 
vor allen übrigen, auch vor der Bodmerei, und das ältere 
ging dem jüngeren vor^). Wahrscheinlich haben hier 
römischrechtliche Einflüsse mitgewirkt. Jedenfalls weiss 
das Schwedische Seerecht nichts von einer der Bodmere 
analogen Auffassung^). Das Dänische Seerecht von 
Christian IV.'') gab dem Gläubiger ebenfalls ein privile- 
girtes Pfandrecht am Schiffe und sagt ausdrücklich, dass 
das Schiff nicht eher vom Stapel laufen dürfe, als bis die 
Schuld getilgt sei. Diese Gesetze sprechen nur von einem 
Pfandvertrage mit eigenen, dem römischen Recht ent- 
lehnten Privilegien. 

In den Seerechten Deutschlands haben diese Verträge 
eine verschiedene Behandlung erfahren. Der Bielbrief ist 
ausdrücklich nur in den nordischen Seerechten von 



*) Benecke {Nolte\ System II. p. 847. Kaltenborn a. a. II. p. 237 f. 
Pohls a a. O. III. p. 816. vgl. auch Glück, Bd. 21, p. 219 f. 

*) Kaltenborn, I. p §. 43 II. § 190. Mittermaier a. a. O. § 310. 
no. 2 Heise, Handelsrecht § 153. Ntzze, Das allgemeine Seerecht § 71. 

^) Mittermaier a. a. O. § 310. note 8. No. I. note 9. Heise a. a. O. 
§ 153. Kaltenborn a. a. Q. § 190. Glück a. a. O. p. 218 f. 

♦) Pardessus III., p. 134 flf. 

•) Ersck u. Gruber, Encyclopädie voce Bodmerei. 

•) Man vgl. aber Ehrenberg, Beschränkte Haftung des Schuldners. § 38. 

'1 Pardessus III. p. 268 ff. 
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Schweden und Dänemark in äusserem Zusammenhang 
mit der Bodmerei behandelt. Von der Grossavanturei ist 
in den älteren Seerechten niemals die Rede. Das 
Preussische Landrecht kennt aber die Verbodmung der 
Ladung durch den Eigner derselben^). 

Das D. H. G.-B. steht der uneigentlichen Bodmerei 
gegenüber auf folgendem Standpunkt; es begreift unter 
der uneigentlichen Bodmerei nicht nur Grossavanturei und 
Bielbrief, sondern fasst darunter jedes Creditges.chäft des 
Eigenthümers des Schiffes oder der SchifFspart und der 
Ladung (Waaren), eingegangen im Heimathshafen oder 
ausserhalb desselben, mag das Schiff oder die Ladung 
verpfändet werden oder nicht ^). Das H. G.-B. rückt als 
eigentliche Bodmerei den durch die alten Quellen be- 
glaubigten Fall heraus: die Bodmerei, geschlossen vom 
Schiffer im Nothhafen kraft seiner gesetzlichen Befugniss 
und Pflicht. Mit Recht erschien es bedenklich, andere 
Creditgeschäfte mit den Privilegien der Bodmerei auszu- 
statten, nirmentlich mit dem der strengen Haftung von Schiff 
und Gut, die in diesen Fällen kein wirthschaftliches Bedürf- 
niss war und nur gerechtfertigt erscheint mit Rücksicht auf 
das Interesse von Schiff, Fracht und Ladung^). Diese 
Abgrenzung der Bodmerei ist auf dem Gebiete der Ge- 
setzgebung eine neue. In Deutschland ist die Behandlung 
der uneigentlichen Bodmerei eine schwankende gewesen. 



^) A. L.-R. § 2372. tit 8. Thl. II. 

*) art. 701 : „Die Bestimmungen über die uneigentliche Bödmerei, 
d.h. diejenige, welche nicht von dem Schiffer als solchen in den im art. 681 
bezeichneten Fällen eingegangen ist, bleiben den Landesgesetzen vorbe- 
halten." Die Parteien können sich dem Bodmereirecht des tit. VII auch 
in anderen Fällen unterwerfen, aber unbeschadet der Rechte Dritter, die 
sich aus dem alJgem. bürgerlichen Recht ergeben, vgl. Makower a. a. O. 
p. 599. nöte 43. Lewis a. a. O. II. p. 26 f. Protoc. 2540. 2600—2605. 
(2604) 261 1— 2614. 4066. Bremische Einf. Verordng. § 45. 

') Protokolle VI. p. 2540. 2601. 261 1. 2614. 

9 
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Das Statut von Hamburg^) (1603) tit. 18. art. i. gestattete 
dem Schiffer im Heimathshafen bis zur Höhe seiner Part 
auf diese Bodmerei zu nehmen, ebenso das Statut von 
Riga'^) (1672) tit. 6. art. 2. DerRezess von 1591, art. 56^) 
und von 161 4*), tit. 6. art. i. beschränkt dieses Recht 
noch dahin, dass er den Consens seiner Rheder haben 
muss. Dass nach Hanseatischem Seerecht mit Einstimm- 
ung der Rheder auf die Part des säumigen Rheders 
Bodmerei genommen werden kann, haben wir oben ge- 
sehen^). Das Preussische Seerecht von 1727 giebt dem 
Schiffer dieses Recht schlechthin, das Recht, seine Eigen- 
, part zu verbodmen, in dem Umfang des Hanseatischen 
Seerechts®). Das Preussische Landrecht'') kennt die 
Verbodmimg der Eigenparten durch den Rheder und der 
Part des säumigen Mitrheders durch die Mitrheder, ferner 
die Verbodmung der Ladung durch den Eigner, der Paco- 
tille durch das Schiffsvolk und den Schiffer, es verbietet 
die Bodmerei am Aufenthaltsort der Rheder, Befrachter 
oder deren Vertreter ohne Spezialvollmacht derselben ^). 



*) Fardessusj III. p. 363 fif. 

2) Ibid. p. 508 fr. 

3) Ibid. II. p. 507 ff. 
•) Ibid. p. 528 ff. 

•) Rezess von 1591 art. 56 ("note 4). Rezess von 1614 tit. 5. art. 7, 
(note 3). 

«) cap. II. art. 6. cap. VlI. art. 3. 4. 5. 

') Tbl. II. tit 8. §§ 2366-2368. 2372—2373. 2383-2384. 

8) Vgl. Guidon de la mer. eh. XVIII. i. Pohls, IIL p. 817. 

Ordonnance de la marine, tit. 5. art. 8. 9. 14. code de c. lib. II. 
tit. 9. wetboek v. koophandel, tit, 8. bes. art. 569. Die Definitionen ?les 
code und des wetboek umfassen die uneigentliche Bodmerei mit. 
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Anhang. 



Statut vonMarseille von 12.53. (Pard., coli. IV. p. 256 ff.) 

Cap. 5. De pignore dato in navibus pro aliqua pecunia. 

Constituimus, quod si quis alicui aliquod mutuum fecit 
vel faciet portandum in aliquod viagium ad fortunam vel 
resigum ipsius mutuantis, pro quo mutuo specialiter pignus 
a debitore sibi traditum est vel erit, quod pignus suo 
signo signaverit vel signabit aut non, si forte pignus illud 
fortuito casu aut sine culpa debitoris in eo viagio amis- 
sum fuerit et navis in qua illud pignus est vel erit honera- 
tum, vel major pars rerum in eo viagio honeratarum 
salve ibunt ad locum ubi ex proposito ibant vel alibi ubi 
portum faciet dicta navis causa exhonerandi, tunc pre- 
dictus debitor nihilominus de predicto mutuo vel de eo 
quod inde convenit dicto creditori vel alii, pro eo teneatur ; 
et hoc quando convenit vel conveniet inter eos contra- 
hentes debitorem inde teneri salva eunte nave vel majori 
parte rerum in ea honeratarum. Alioquin si hoc non con- 
venerit vel conveniet inter eos, set actum aut dictum 
fuerit ab eis quod dictum pignus eat in viagio ad for- 
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tunam creditoris , tunc , amisso pignore , ut dictum est, 
debitor ille nullatenus tunc de illo debito teneatur. 

Si vero creditor ille nulluni pignus, aut si etiam 
generale pignus scilicet aliquarum rerum in nave aliqua 
honeratarum, vel simile, pro dicto mutuo recepit vel reci- 
piet, et navis vel lignum illud in quo honeratum fuerit 
vel esset illud pignus generale vel alie res dicti debitoris, 
vel major pars rerum ibi honeratarum, in eo viagio casu 
fortuito perierunt vel peribunt, tunc dictus debitor mimine 
teneatur dicto creditori de dicto debito, nisi pro ea parte 
duntaxat pro qua salvaret dictus debitor res quas in dicta 
nave vel ligno habet et haberet, vel que ad eum ibi per- 
tinerent; tunc pro ea parte rerum, quocunque modo, a 
dicto debitore inde salvatarum DU creditori pro dicto 
mutuo teneatur. 

Si autem navis vel lignum in predicto casu aut major 
pars rerum ibi honeratarum salve erunt, similiter dictum 
debitum totum tunc salvum sit predicto creditori. 

-Et similiter, si quando pignus speciale salvatum esset, 
tunc, amissa etiam nave illa , vel majori parte rerum in 
ea nave honeratarum, dictus debitor creditori predicto de 
suo dicto debito satisfacere de eo pignori speciali teneatur 
et non aliunde, nisi forte inter eos tunc vel antea expresse 
aliter conveniret. 
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